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Empfehlungen der Überwachungs-Institutionen von TÜV und DEKRA zur Weiterentwicklung des 

Referentenentwurfes zur Novellierung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) 

 

Sehr geehrter Herr , 

die Überwachungsinstitutionen von TÜV und DEKRA begrüßen die Novellierung der Straßenverkehrs-

Zulassungs-Ordnung (StVZO). Mit dem vorliegenden Vorschlag erfüllt die Bundesregierung die Zielstellung des 

Bundesrates, die StVZO in einer ganzheitlich reformierten Fassung anzupassen. 

Die Überwachungsinstitutionen sind von der Umsetzung der reformierten StVZO unmittelbar betroffen und 

übermitteln im Rahmen der Verbändeanhörung hiermit ihre konkreten Empfehlungen und Vorschläge zur 

Weiterentwicklung der StVZO im laufenden Gesetzgebungsprozess.  

Wir halten unsere Anmerkungen zum Referentenentwurf zum einen für entscheidend, um das in Deutschland 

erreichte sehr hohe Niveau an Verkehrssicherheit, Qualität bei der Fahrzeugprüfung und Prozess-Sicherheit bei 

Verwaltungsprozessen - weiterhin zu gewährleisten und auszubauen sowie einen moderneren 

Digitalisierungsgrad zu erreichen und zum anderen um die Abläufe und Prozesse bei der Erfüllung der uns mit 

der Verordnung übertragenen Aufgaben nachhaltig zu erfüllen. Neben grundsätzlichen Angaben zum Inhalt, 

zur Rechtssystematik und zu einzelnen Teilbereichen des Verordnungsentwurfs haben wir unsere konkreten 

Änderungsvorschläge mit entsprechender Begründung in Anhang I diesem Schreiben beigefügt. 

Angesichts der weitreichenden Änderungen und prozessualen Folgen, die sich durch die Novellierung der 

StVZO für unsere Unternehmen ergeben, treten wir für eine mindestens einjährige Umsetzungsfrist nach 

Inkrafttreten der neuen Verordnung ein. Außerdem möchten wir anregen, wieder an die bewährte Praxis Ihres 

Hauses anzuknüpfen und regelmäßige gemeinsame Sitzungen zwischen dem Gesetzgeber und den betroffenen 

Verfahrensbeteiligten einzurichten, um rechtliche Fragen und offene Punkte bei der Umsetzung der StVZO 

zeitnah zu besprechen. Wir sind der Überzeugung, dass dies unerlässlich ist, um eine reibungslose und effiziente 

Anwendung der StVZO sicherzustellen.   
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1. Optimierung der Verordnungsstruktur und Lesbarkeit (Systematisierung)  

Der Referentenentwurf zur StVZO führt eingangs an, dass die rechtssystematische und sprachliche Ausführung 

von Rechtsvorschriften einen direkten Einfluss darauf hat, wie gut sie von allen Beteiligten, einschließlich der 

Bürgerinnen und Bürger, verstanden werden. Obwohl dieser Anspruch im Entwurf der StVZO formuliert wird, 

ist die konsequente Umsetzung dieser Intention in der Ausführung der einzelnen Abschnitte aus unserer Sicht 

noch nicht gegeben. Daher ist eine Überarbeitung des Entwurfs erforderlich, um der Grundintention der 

Novellierung vollständig gerecht zu werden.  

Insbesondere die Systematisierung und Struktur der Neufassung weisen noch Unstimmigkeiten auf. Aktuell 

fehlen wesentliche Bau- und Betriebsvorschriften für „andere Fahrzeuge“ als Kraftfahrzeuge. Des Weiteren gibt 

es Lücken in den Struktur-Abschnitten der neuen StVZO, die noch geschlossen werden sollten. Zudem sind 

aufgrund der Strukturänderung und der Aufnahme gesonderter Abschnitte, wie z.B. „Kenntlichmachung“ - FIN, 

Fabrikschild und Tacho - wesentliche technische Beschaffenheitsvorschriften nicht mehr enthalten.  

 

2. Zur Begutachtung für die Erteilung einer Betriebserlaubnis für Einzelfahrzeuge (Abschnitt 2); 

Berücksichtigung des individuellen Fahrzeugbaus als wesentlicher Wirtschaftsfaktor 

Deutschlands 

Die Verfahren und Abläufe zur Begutachtung und Dokumentation von Einzelfahrzeugen nach Artikel 44 und 45 

der VO(EU) 2018/858 sowie § 21 StVZO (alt) haben sich erfolgreich etabliert und bewährt; nicht zuletzt durch 

die von der TÜV | DEKRA arge tp 21 für die Technischen Prüfstellen und Technischen Dienste entwickelten 

Standards. Für eine in der Praxis funktionierende Begutachtung zur Erteilung einer Betriebserlaubnis sollten 

auch zukünftig für andere Fahrzeuge - außer M1 und N1 - alternative Anforderungen in Anlehnung an den 

Anhang II, Teil I Anlage 2 der VO(EU) 2018/858 möglich sein. Diese Möglichkeit ist bereits als Zielstellung für die 

neue StVZO eingangs formuliert; jedoch findet sich die notwendige Umsetzung nicht im Verordnungsentwurf 

wieder. Die seit 2009 bestehenden Unklarheiten hinsichtlich des Einzelgenehmigungsverfahrens sind auch mit 

dem vorliegenden Entwurf nicht vollständig gelöst.  

Zudem möchten wir hervorheben, dass der individuelle Fahrzeugbau ein wesentlicher Wirtschaftsfaktor in 

Deutschland ist. Viele Aufbauhersteller stellen Fahrzeuge her, die an die Individuellen Bedürfnisse des Nutzers 

angepasst sind. Die Fahrzeuge lassen sich oft nicht unter „besondere Zweckbestimmung“ einordnen, so dass 

für diese Fahrzeuge noch keine „alternativen Anforderungen“ der VO(EU)2018/858 angewendet werden 

können.  

Gerade für die EU-Fahrzeugklassen mit Fahrzeugen zur Güterbeförderung und deren Anhänger (N2, N3, O1, 

O2, O3, O4), aber auch leichte ein- und mehrspurige Kraftfahrzeuge (L), land- und forstwirtschaftliche 

Fahrzeuge sowie Anhänger und sonstige gezogene Geräte (T, S, R) ist die Forderung der vollständigen Erfüllung 

der jeweiligen ECE-Regelungen für Einzelfahrzeuge unangemessen, weil die Prüfvorschriften teilweise sehr 

umfangreich und aufwendig sind. Deswegen war die bisherige Praxis, dass die wesentlichen Vorschriften 

einzuhalten sind und ein gleichwertiges Maß an Verkehrssicherheit zu gewährleisten ist, ein praktikabler Weg 
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Einzelgenehmigungen zu ermöglichen.  

Dazu ist es auch notwendig, die Möglichkeit für die Erteilung von Ausnahmen für solche Fahrzeuge weiterhin zu 

erhalten, wie auch die Möglichkeit alternative Vorschriften oder Prüfverfahren (nationalen 

Anforderungen/zerstörungsfreie Prüfung) anwenden zu können. Nur so können nationale Unternehmen auch 

gegen europäische Mitbewerber konkurrenzfähig bleiben. Die grundsätzliche Erteilung von Ausnahmen findet 

sich in den Zielstellungen der novellierten StVZO wieder; jedoch ist im Entwurf nur eine Anwendung für 

spezielle Fahrzeuge vorgesehen. Die Notwendigkeit einer solchen Einschränkung wird aus 

verkehrssicherheitsrechtlicher Sicht nicht gesehen. Eine Mengenbegrenzung ist erst mit solchen 

„Erleichterungen“ sinnvoll und zielführend. 

Gemäß § 8 Abs. 1 sind „Gutachten und Prüfprotokolle der Genehmigungs- oder der zuständigen Aufsichtsbehörde 

bereitzustellen. Die Aufsichtsbehörde hat die Gutachten stichprobenartig zu überprüfen.“ Unserer Einschätzung 

nach erweist sich diese Regelung bzw. das Verfahren als unzureichend, da der Begriff „Aufsichtsbehörde“ in § 2 

Nr. 37 des vorliegenden Verordnungsentwurfs definiert wird, während der Begriff „Genehmigungsbehörde“ 

nicht in den Begriffsbestimmungen festgelegt ist. Insbesondere fehlt den Technischen Diensten eine spezifische 

Aufsichtsstelle. Eine generelle Übersendung von Prüfprotokollen durch die Überwachungsinstitutionen ist 

möglich, jedoch würde dies zu einem erheblichen Speicher- und Verwaltungsaufwand für die Behörden führen, 

der bereits frühzeitig berücksichtigt werden sollte. Eine Übersendung als PDF erscheint uns dabei als nicht mehr 

zeitgemäß und überholt. 

 Zum Vergleich: Für das Jahr 2021 sind in der KBA Statistik dazu 253.942 Änderungsbegutachtungen und 

169.576 Einzelgenehmigungen registriert (Fahrzeuguntersuchungen FU 1, Jahr 2021 (kba.de)). 

 

3. Zur regelmäßigen Untersuchung von Kraftfahrzeugen (Abschnitt 3)  

Die Tabelle zur heutigen Anlage VIII a (Pflicht- und Ergänzungsuntersuchungen) ist im Entwurf entfallen. Damit 

fehlt eine wesentliche - rechtlich verbindliche - Entscheidungsgrundlage für die amtlich anerkannten 

Sachverständigen und Prüfer sowie Prüfingenieure, unter welchen Rahmenbedingungen 

Ergänzungsuntersuchungen verpflichtend durchzuführen sind. Die Pflicht- und Ergänzungsuntersuchungen 

sind nunmehr ‚nur noch untergesetzlich‘ in Anlage 2 zu Nummer 4 der HU-Richtlinie aufgeführt und auch für die 

Allgemeinheit (z.B. Bürger und Bürgerinnen) sowie für die Fahrzeughalter nicht mehr öffentlich zugänglich. Dies 

steht im Widerspruch zur Intention des Verordnungsentwurfes hinsichtlich seiner Erwägungsgründe (z.B. 

bessere Lesbarkeit und Verständlichkeit für die Bürger und Bürgerinnen).  

 Der Grundsatz aus der heutigen Anlage VIII, Nummer 4.1, wonach Untersuchungen und Prüfungen nur dort 

durchgeführt werden dürfen, wo die Vorschriften der Anlage VIII d (Ausstattung) erfüllt sind, findet sich im 

neuen Entwurf ebenfalls nicht entsprechend wieder. Er wird nur im Zusammenhang mit der 

Gasanlagenprüfung (Anlage 20 Nummer 3.1) formuliert. Aus unserer Sicht sollte auch eine neue StVZO diesen 

Grundsatz an übergeordneter Stelle für alle Prüfungen entsprechend berücksichtigen. 
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Die Aufgaben für die Zentrale Stelle (ZS) werden im Entwurf durch Nummer 1.2 Anlage 11 augenscheinlich 

eingeschränkt. Der geplante Betrieb eines Untersuchungsstellenportals oder die Bereitstellung des 

einheitlichen Mangelbaumes für die HU wären beispielsweise nicht mehr möglich.  

Durch die ausschließliche Bereitstellung von technischen Angaben nach der VO (EU) 2019/621 fehlt zudem die 

wesentliche Datenbasis zur Erarbeitung von Vorgaben.  Zum einen sind die nach dieser Verordnung zu 

liefernden Angaben inhaltlich und qualitativ unzureichend. Zum anderen beinhaltet die ihr zugrundeliegende 

EU-Richtlinie 2014/45/EU wesentlich weniger Prüfinhalte als die Anlage VIIIa StVZO bzw. die HU-Richtlinie. 

Schließlich sollen im Gegensatz zur heutigen Nummer 8.3 Anlage VIIIe StVZO lediglich die bei der HU 

erfassten Mängel als HU-Ergebnis von den Überwachungsinstitutionen an die ZS übermittelt werden. Weitere 

Feststellungen wie die heute die Basis für die Aktualisierung und Erarbeitung neuer verbindlicher 

Prüfvorgaben für die HU einschließlich einer Effizienzsteigerung bei ihrer Anwendung sind, fehlen. Die 

Einschränkungen gefährden die Weiterentwicklung der regemäßigen Fahrzeuguntersuchung und verhindern 

künftig den Einsatz innovativer Prüftechnologien und -vorgaben mit denen die Verkehrssicherheit, 

Umweltverträglichkeit und Vorschriftsmäßigkeit moderner Fahrzeuge valide untersucht werden kann. 

 

4. Weitere Empfehlungen zur Überarbeitung 

Es wird angenommen, dass die Umsetzung der Anforderungen, wie sie in der überarbeiteten StVZO 

beschrieben sind, für Wirtschaft und Verwaltung keine, oder nur geringfügige zusätzliche Aufwände mit sich 

bringt. Allerdings ist basierend auf bisherigen Erfahrungen zu erwarten, dass erhebliche zusätzliche Aufwände 

aufgrund neuer bürokratischer Anforderungen entstehen werden. Diese resultieren aus den umfassenden und 

grundlegenden Änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen, die mit der neuen StVZO einhergehen.  

Hierzu gehören zum Beispiel:  

• bei der Verwaltung - durch notwendige Aus- und Fortbildung der Verwaltungsmitarbeiter bei den 

Zulassungs- und Genehmigungsbehörden und durch umfassende Anpassungen der dort eingesetzten 

Softwarelösungen 

• und bei den Überwachungsinstitutionen ebenfalls durch (1) zusätzliche Aus- und Fortbildung, die sich 

nicht mit dem gesetzlich geforderten Fortbildungsumfang abdecken lassen; (2) durch umfassende 

Anpassungen aller IT-gestützten Verwaltungs- und Produktionssysteme und (3) durch die geforderten 

und unmittelbar zu erfolgenden Datenlieferungsprozesse an das KBA für die Gutachten für die 

Erteilung der Betriebserlaubnis für Einzelfahrzeuge 

• Der nicht erfüllte Anspruch des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr Prozesse und Verfahren 

in seinem Einflussbereich stärker zu digitalisieren. 

Des Weiteren bitten wir, die Übergangsbestimmungen für einzelne Regelungen, die bisher nicht ausreichend 

beschrieben wurden, zu präzisieren. Es sind derzeit keine Übergangszeiträume für die Umsetzung vorgesehen. 

Dabei ist notwendig, angemessene Zeiträume festzulegen, um allen Verfahrensbeteiligten einen reibungslosen 
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Übergang zu den neuen Anforderungen zu ermöglichen und eine sichere Umsetzung zu gewährleisten.   

Die konkreten Änderungsvorschläge übersenden wir im Anhang zu diesem Anschreiben. Wir würden uns 

freuen zu einem Austausch dazu eingeladen zu werden, um möglicherweise aufgetretene Missverständnisse 

und Unklarheiten auszuräumen. Unser Anliegen ist es, die Intention des BMDV noch besser zu verstehen, 

damit wir die Vorschriften der StVZO auch im beabsichtigen Sinne umsetzen können. 

 

Mit freundlichem Gruß 

  

 

 

TÜV Verband e.V. 

Mitglied der Geschäftsleitung 

DEKRA SE 

Senior Vice President und Leiter der politischen 

Kommunikation 

 

 

  



Berlin, 11. August 2023 

Anlage 1: Verordnung zur Neufassung der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung (StVZO) und zur Änderung weiterer Vorschriften 

Kommentierung und Änderungsvorschläge des TÜV Verbands und DEKRA zum 

Referentenentwurf des BMDV vom 4. Juli 2023 

Nr. Paragraph/N

orm 

StVZO (neu) Entwurf Kommentierung/Änderungsvorschlag Begründung 

1 E.2 /E.3 E.2 Erfüllungsaufwand für die 
Wirtschaft 

Die Neufassung der StVZO hat keine 
messbaren Erfüllungsaufwände für die 
Wirtschaft zur Folge. 

Davon Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten 

Die Neufassung der StVZO hat keine 
messbaren Erfüllungsaufwände für die 
Wirtschaft zur Folge und somit auch 
keine bezifferbaren Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten. 

E.3 Erfüllungsaufwand der 
Verwaltung 

Hier kommt der Wegfall des bisherigen 
Anhangs zugute, da diesbezüglich 
zukünftig keine stetige Prüfung des 

In der Einleitung wird angegeben, dass es keinen zusätzlichen messbaren Erfüllungsaufwand für 

Bürgerinnen und Bürger, die Wirtschaft und die Verwaltung gibt. Wir können dieser Aussage jedoch 

nicht zustimmen, da unsere bisherigen Erfahrungen darauf hindeuten, dass erhebliche zusätzliche 

Aufwände aufgrund neuer bürokratischer Anforderungen entstehen werden. Die umfassenden und 

grundlegenden Änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen, die mit der neuen StVZO einhergehen, 

werden voraussichtlich folgende Herausforderungen mit sich bringen: 

In der Verwaltung sind ein Mehr an Personal und notwendige Aus- und Fortbildungen für die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Zulassungs- und Genehmigungsbehörden erforderlich. Zudem 

müssen umfangreiche Anpassungen an den dort eingesetzten Softwarelösungen vorgenommen werden. 

Bei den Technischen Prüfstellen entstehen zusätzliche Aufwände durch die folgenden Maßnahmen: 

 Es werden zusätzliche Aus- und Fortbildungen benötigt, die über den gesetzlich geforderten 

Fortbildungsumfang hinausgehen. 

 Umfassende Anpassungen an allen IT-gestützten Verwaltungs- und Produktionssystemen sind 

erforderlich. 
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geltenden Rechtsbestands erforderlich 
sein wird und dadurch veranlasste 
Anpassungen der StVZO unbeachtlich 
werden. Für das Kraftfahrt-Bundesamt 
entsteht Erfüllungsaufwand für die 
Wahrnehmung der neu zugewiesenen 
Aufgaben. Der Erfüllungsaufwand wird 
wie folgt abgeschätzt. Für die Aufgaben 
aus Paragraph 8 in Verbindung mit 
Anlage 5 Punkt 1 in Höhe von jährlich 
117 178 Euro und einmalig 9 811 Euro. 
Des Weiteren wird kursorisch für die 
Einrichtung der Datenbank ein Bedarf 
von 50 000 Euro geschätzt. Für die 
Aufgaben aus Paragraph 64 in 
Verbindung mit Anlage 18 in Höhe von 
jährlich 15 922 Euro und einmalig 4 905 
Euro. Für die Aufgaben aus Paragraph 64 
in Verbindung mit Anlage 19 in Höhe von 
jährlich 24 439 Euro und einmalig 8 395 
Euro. 

Für die Länder (inkl. Kommunen) 
entsteht kein zusätzlicher 
Erfüllungsaufwand. Es ist zugunsten der 
Verwaltung davon auszugehen, dass sich 
der dort entstehende Aufwand gegenüber 
dem bisherigen Verwaltungsaufwand 
gegebenenfalls reduziert, da die unter B. 
dargelegte Lösung in Folge einer klaren 
Prüfungsreihenfolge führen wird. 

 Es müssen Datenlieferungsprozesse an das KBA für die Gutachten zur Erteilung der 

Betriebserlaubnis für Einzelfahrzeuge unmittelbar umgesetzt werden. 

Es ist aus unserer Sicht erforderlich, umfangreiche Vorarbeiten durchzuführen, um die Formulare, 

Gutachtenvorlagen und Ergebnisberichte sowohl in der Grundausbildung als auch für die Fortbildung 

und in den Produktionsanwendungen entsprechend anzupassen, um die neuen Vorschriften 

qualitätsgesichert umzusetzen. Eine sorgfältigere und praxisnähere Recherche sollte durchgeführt 

werden, um angemessene Aufwände im Gesetzesentwurf darzustellen. 

2 §1 (1) Nr. 1 “die Genehmigung von Fahrzeugen und 
Fahrzeugteilen außerhalb des 
Anwendungsbereiches“ 

Kommentar:  

Hinsichtlich dieser gewählten Formulierung wird darauf hingewiesen, dass der Anwendungsbereich der 

StVZO die Betriebserlaubnis regelt. Der Verordnungstext nimmt keine klare Trennung hinsichtlich der 
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Aufgaben „Genehmigung“ und „Erteilung der Betriebserlaubnis“. Insbesondere die §§ 4,8 regeln im 

engeren Sinn nur die Erteilung der Betriebserlaubnis. 

§ 1 (1) macht aus unserer Sicht nicht deutlich welche Fahrzeuge und Fahrzeugarten abschließend von der 

StVO umfasst werden. 

Die Definition des Anwendungs- und Geltungsbereichs erscheint nicht ohne Weiteres verständlich. Das 

Ziel der Überarbeitung der alten Fassung, die Lesbarkeit und Anwendbarkeit für die Bürgerinnen und 

Bürger zu verbessern, wird so nicht klar ersichtlich. 

3 § (1) 1 § 1 (1) Nr. 2 (neu) 

Fahrzeuge aus dem Anwendungsbereich der 

Verordnung (EU) 2018/858 des Artikel 45 

Im vorliegenden Entwurf des EU-FGMV werden 

Fahrzeuge des Artikel 45 nicht geregelt. Da § 8 

und Anlage 5 auf diese Fahrzeuge Bezug 

nehmen, sollte der Anwendungsbereich nach der 

Nennung der Rahmenverordnungen in Nummer 

1 direkt ergänzt werden. Die weitere 

Nummerierung würde sich entsprechend 

verschieben.  

4 §1 (1) Nr. 2 „Fahrzeuge aus dem Anwendungsbereich 
der [EU-Fahrzeugsgenehmigung- und 
Marktüberwachungsverordnung vom …] 
nach ihrem erstmaligen 
Inverkehrbringen“ 

 „Genehmigung von Fahrzeugen […] nach ihrerm

erstmaligen Inverkehrbringen Inbetriebnahme 

oder Zulassung“ 

Gemäß dem sprachlichen Aufbau des Absatz 1 

empfehlen wir diese Formulierung für eine 

entsprechend Kohärenz zwischen den einzelnen 

Nummerierungen. 

Die in Nr. 2 gewählte Formulierung lässt auch 

die Prüfung von letzten Fertigungsstufen an 

typgenehmigten vollständigen und 

unvollständigen Fahrzeugen auch vor dem ersten 

Inverkehrbringen zu. 

Inverkehrbringungen sind geregelt in den EU-

Rahmenverordnungen in einem anderen 

Zusammenhang als in dem vorliegenden StVZO-

Entwurf. 
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5 § 1 (2) § 1 (2) Nr. 6 (neu) 

 Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-

Betriebs-Verordnung vom 24. Juni 2022 (BGBl. I 

S. 986) 

Aktualisierung der Aufzählung 

6 § 2 (1) „1. Fahrzeuge: 

Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger sowie 
andere Straßenfahrzeuge; 

2. Fahrzeuge der Klasse: 

Kraftfahrzeuge, Anhänger oder Geräte 
einer Klasse nach den Bestimmungen der 
Anlage 2 für die jeweilige Klasse; “ 

1. Kraftfahrzeuge: nicht dauerhaft spurgeführte 

Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft 

bewegt werden; 

2. Anhänger: zum Anhängen an ein 

Kraftfahrzeug bestimmte und geeignete 

Fahrzeuge; 

3. Fahrzeuge: Kraftfahrzeuge und ihre 

Anhänger; 

In der überarbeiteten Straßenverkehrs-

Zulassungs-Ordnung (StVZO) sollten die 

Definitionen der neu erlassenen Fahrzeug-

Zulassungsverordnung (FZV) einheitlich 

festgelegt sein. Die im Entwurf aufgeführte 

Definition steht jedoch im Widerspruch zur 

Definition gemäß Straßenverkehrsgesetz (StVG) 

sowie zur Definition gemäß § 2 Nr. 1 und 2 der 

FZV und zur bisherigen Definition. Bisher wurde 

in der StVZO und den geltenden 

Nebenvorschriften zwischen Fahrzeugen und 

Kraftfahrzeugen unterschieden. Dies könnte zu 

fehlerhafter Anwendung und Auslegung führen 

und einen erhöhten Schulungsbedarf bedeuten. 

7 § 2 (1)  „3. Andere Straßenfahrzeuge: die in 
Abschnitt 7 beschriebenen Fahrzeuge“ 

3. Andere Straßenfahrzeuge: die in Abschnitt 7 

beschriebenen genannten Fahrzeuge einschließlich 

Fahrzeuge im Sinne des § 1 Abs. 3 StVG, die 

vorrangig dazu bestimmt sind, auf Straßen zu 

fahren und nicht Kraftfahrzeuge oder deren 

Anhänger sind. 

Wir empfehlen eine präzisere Definition der 

„Anderen Straßenfahrzeuge“ vor allem in der 

Abgrenzung zu den in Abschnitt 4 und 5 

genannten Fahrzeugen. 

Fahrräder, Fuhrwerke, Krankenfahrstühle, 

Handfahrzeuge und Schlitten werden in 

Abschnitt 7 ausdrücklich benannt.  
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8 §2 (1) “5. Historische Fahrzeuge: Fahrzeuge die 
nach §12 begutachtet und als historisch 
eingestuft wurden“ 

„§2 (1) Nr. 5: Oldtimer: historische Fahrzeuge, 
entsprechend § 2 Nr. 22 der Fahrzeug-
Zulassungs-Verordnung“ 

Wir empfehlen eine kohärente 

Begriffsbestimmung wie bereits in der FZV §2 

Nr. 22 vorgenommen. 

9 §2 (1) „6. Teile: 

Bauteile, Systeme, selbstständige 
technische Einheiten oder Software von 
Fahrzeugen; 

7. Fahrzeugteile: 

Teile;” 

„6. Fahrzeugteile Teile:

Teile, Bauteile, Systeme, selbstständige technische 
Einheiten oder Software von Fahrzeugen;

7. Fahrzeugteile:

Teile;”

Aus unserer Sicht können bei 

Begriffsbestimmungen in einer Nummer 

zusammengefasst werden, da sich eine 

Unterscheidung in der Aufzählung aus unserer 

Sicht nicht ergibt. 

Die anschließende Nummerierung verschiebt 

sich entsprechend. 

10 § 2 (1) „8. Betriebserlaubnis: 

die Erlaubnis zum Betrieb eines einzelnen 
Fahrzeuges im öffentlichen 
Straßenverkehr, basierend entweder auf 
den Genehmigungen nach dieser 
Verordnung oder den in 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
genannten Verordnungen;“ 

„8. Betriebserlaubnis: 

die behördliche Erlaubnis zum Betrieb eines 
einzelnen Fahrzeuges im öffentlichen 
Straßenverkehr, basierend entweder auf den in 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten 
Verordnungen oder auf den Genehmigungen
Vorschriften nach dieser Verordnung. oder den in 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten 
Verordnungen; 

Wir empfehlen eine Präzisierung der 

Begriffsbestimmung durch das Wort 

“behördlich”, da anderenfalls auch eine Erteilung 

einer Betriebserlaubnis durch eine Behörde 

entfallen könnte. 

Wir empfehlen eine kohärente Begriffsdefinition 

analog zu den Begriffsbestimmungen in § 2 Nr. 5 

und 6 der Fahrzeug-Zulassungs-Verordnung. 

Die rechtliche Rangfolge wurde entsprechend § 

4 angepasst.  
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8a (neu) Einzelgenehmigung 

die behördliche Bestätigung, dass das betreffende 
Fahrzeug, System, Bauteil oder die selbstständige 
technische Einheit den geltenden Bauvorschriften 
entspricht; sie ist eine Betriebserlaubnis im Sinne 
des Straßenverkehrsgesetz und eine 
Betriebserlaubnis im Sinne dieser Verordnung. 

Ergänzung ist auf Grund der Vorgaben des §8 

und hinsichtlich §3 FZV erforderlich.    

11 § 2 (1)  „9. Allgemeine Betriebserlaubnis für 
Typen: 

die behördliche Bestätigung, dass der zur 
Prüfung vorgestellte Typ eines 
Fahrzeugs, eines Systems, eines Bauteils 
oder einer selbstständigen technischen 
Einheit den geltenden Bauvorschriften 
Vorschriften und technischen 
Anforderungen entspricht; sie ist eine 
Betriebserlaubnis im Sinne des 
Straßenverkehrsgesetzes und entspricht 
der nationalen Typgenehmigung nach 
Artikel 3 Nummer 3 der 
Verordnung (EU) 2018/858;“ 

Aus unserer Sicht berücksichtigt die Begriffsbestimmungen die Verordnungen (EU) 167/2013 und (EU) 

168/2013 nicht. Diese beiden Verordnungen sollten in Begriffsbestimmung entsprechend genannt 

werden. 

12 § 2 (1) „10. Nationale alternative 
Anforderungen:  

nationale technische Anforderungen, die 
– soweit diese mit den anerkannten und 
eingeführten Regeln der Technik und mit 
wirtschaftlich vertretbarem Aufwand 
angewendet werden können – das gleiche 
Maß an Verkehrssicherheit und 
Umweltschutz gewährleisten wie die 

„10. Nationale alternative Anforderungen:  

nationale technische Anforderungen, die – soweit 
diese mit den anerkannten und eingeführten Regeln 
der Technik und mit wirtschaftlich vertretbarem 
Aufwand angewendet werden können – das gleiche 
gleichwertige Maß an Verkehrssicherheit und 
Umweltschutz gewährleisten wie die jeweiligen 
Typgenehmigungsvorschriften, bei zu prüfenden 
Einzelfahrzeugen umfassen diese mindestens  den 

Der Ausdruck „mit wirtschaftlich 

vertretbarem Aufwand" sollte erläutert und mit 

Randbedingungen eingegrenzt werden, da er eine 

gewisse Unklarheit und Interpretationsspielraum 

bei der Umsetzung und Anwendung nationaler 

technischer Anforderungen schafft. Die 

Formulierung lässt offen, was als "wirtschaftlich 

vertretbarer Aufwand" betrachtet wird und wer 
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jeweiligen 
Typgenehmigungsvorschriften;“ 

Nachweis der wesentlichen Anforderungen des 
jeweiligen europäischen Rechtsaktes oder UN-
Regelung, zerstörende Prüfungen kommen dabei 
nicht zur Anwendung; 

darüber entscheidet. Dies könnte zu 

unterschiedlichen Auslegungen führen und die 

Umsetzung der Anforderungen in der Praxis 

erschweren. 

Durch die Verwendung des Ausdrucks 

„gleichwertiges Maß“ wird betont, dass die 

nationalen technischen Anforderungen das 

gleiche Schutzniveau bieten sollen wie die 

europäischen Typgenehmigungsvorschriften, 

aber die Mitgliedstaaten haben Flexibilität bei 

der Umsetzung, um ihre eigenen spezifischen 

Bedingungen und Gegebenheiten zu 

berücksichtigen. Dies ermöglicht eine 

angemessene Anpassung an lokale 

Gegebenheiten und fördert gleichzeitig das 

übergeordnete Ziel der Verkehrssicherheit und 

des Umweltschutzes. 

Durch die Ergänzungen wird zum einen der 

Vorgabe gemäß Art.45 (3) der VO(EU) 

2018/858 Rechnung getragen, das nationale 

Anforderungen keine zerstörenden Prüfungen 

umfassen dürfen, und zum anderen die 

Grundlage für Nw-Typ „C“ der Anlage 5 Nr.4 

geschaffen.

13 2(1) 11 a. (neu) Prüfbericht für das Gesamtfahrzeug 

umfasst die Beschreibung des geprüften 

Fahrzeugs, die Bewertung der erforderlichen 

Übereinstimmungs- und Anbauprüfungen, eine 

Die Bezeichnung „Gutachten“ ist aus unserer 

Sicht sehr weitläufig und umfasst u.a. auch 

Schadens-und Wertgutachten. Im europäischen 

Kontext (EU (VO) 2018/858) und auch in 



mm

dd 

Seite 8 von 120 

Zusammenfassung der Prüfergebnisse 

einschließlich der Aufstellung der Vorschriften, 

denen das Fahrzeug entspricht, der Daten für den 

EU-Einzelgenehmigungsbogen (Muster E gem. 

VO(EU) 2020/683), Fotos des Fahrzeugs und 

einer Aufstellung der zur Anwendung 

kommenden speziellen Anforderungen für 

Fahrzeuge der besonderen Zweckbestimmung 

oder der beantragten Ausnahmen auf Grundlage 

von EU-Bestimmungen und dient als Grundlage 

für die Erteilung nationaler 

Einzelgenehmigungen nach Art. 45 der 

Verordnung (EU); sie erfolgt durch einen amtlich 

anerkannten Sachverständigen oder 

Unterschriftsberechtigten eines nach § 10 der EU-

Fahrzeuggenehmigungs- und 

Marktüberwachungsverordnung vom 

XX.XX.2023 (BGBl. I S. …) zur Prüfung von 

Gesamtfahrzeugen der jeweiligen Fahrzeugklasse 

benannten Technischen Dienstes; gilt als 

Gutachten im Sinne §2 Nr.11a dieser 

Verordnung; 

11 b. (neu) Einzelprüfbericht 

Nachweis der technischen Anforderungen eines 

europäischen Rechtsaktes oder UN-Regelung 

oder nationaler Bauvorschriften dieser 

Verordnung; umfasst die grundlegenden 

Elemente der Prüfung einschließlich der 

technischen Anforderungen, deren Einhaltung im 

Rahmen der Prüfung nachgeprüft wurde 

Anlehnung an die KBA-Verfahrensweise sollte 

der Begriff „Gutachten“ durch die Bezeichnung 

„Prüfbericht“ (vgl. „test report“) im Rahmen der 

Erteilung von nationalen Einzelgenehmigungen 

ersetzt und entsprechend definiert werden. 

Weiterhin wird dadurch eine einheitliche 

Verfahrensweise bei Begutachtungen nach Art. 

44 und 45 der Verordnung (EU) 2018/858 

gewährleistet.  

Die bisherige Bezeichnung „Prüfprotokoll“ sollte 

an den Kontext der 3 Rahmen-Verordnungen 

angepasst und hinsichtlich dem Prüfbericht für 

das Gesamtfahrzeug begrifflich differenziert und 

inhaltlich bestimmt werden.    
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14 §2 (1) 13. Hauptuntersuchung: 

die Untersuchung an einem Fahrzeug, 
einschließlich der Untersuchung des 
Motormanagement- und 
Abgasreinigungssystems sowie der 
Gasanlagenprüfung für Antriebssysteme 
von Kraftfahrzeugen, nach deren 
Durchführung durch Zuteilung einer 
Prüfplakette dokumentiert wird, dass das 
Fahrzeug verkehrssicher und 
umweltschonend betrieben werden kann; 

13. Hauptuntersuchung  

die Untersuchung an einem Fahrzeug, einschließlich 

der Untersuchung des Motormanagement- und 

Abgasreinigungssystems sowie der 

Gasanlagenprüfung für Antriebssysteme von 

Kraftfahrzeugen, nach deren Durchführung durch 

Zuteilung einer Prüfplakette dokumentiert wird, dass 

das Fahrzeug vorschriftsmäßig, verkehrssicher und 

umweltschonendgerecht betrieben werden kann 

ist;

Wir empfehlen die Änderung der 

Begriffsbestimmung, da die Definition sonst 

unvollständig wäre.  

Die Hauptverantwortung der Hauptuntersuchung 

(HU) liegt vielmehr in der Überprüfung der 

Einhaltung der Bau- und Wirkvorschriften, also 

der Vorschriftsmäßigkeit des Fahrzeugs. 

15 § 2 (1) 14. Untersuchung des 
Motormanagement- und 
Abgasreinigungssystems: 

eine Teiluntersuchung der 
Hauptuntersuchung, die das 
Motormanagement- und Ab-
gasreinigungssystem eines Fahrzeugs im 
Hinblick auf die Abgasemissionen des 
Kraft-fahrzeugs betrifft und im Rahmen 
der Hauptuntersuchung auch als 
eigenständiger Teil erfolgen kann; 

14. Untersuchung des Motormanagement- und 

Abgasreinigungssystems: 

eine Teiluntersuchung ein eigenständiger Teil der 

Hauptuntersuchung, die das Motormanagement- und 

Abgasreinigungssystem eines Fahrzeugs im Hinblick 

auf die Abgasemissionen des Kraft-fahrzeugs betrifft 

und im Rahmen der Hauptuntersuchung auch als 

eigenständiger Teil erfolgen kann; 

Wir empfehlen die sprachliche Änderung um 

rechtliche Klarheit zu schaffen. Es gibt eine 

strikte Unterscheidung zwischen der 

Teiluntersuchung und eigenständigen Teilen der 

HU (z. Bsp. Befugnisse und Anerkennung der 

Werkstätten). Ein Beispiel für eine 

Teiluntersuchung ist die LTE-Prüfung. 

16 § 2 (1) 15. Sicherheitsprüfung: 

die Prüfung von Fahrzeugeinrichtungen 
und Fahrzeugteilen, nach deren 
Durchführung durch Zuteilung einer 
Prüfmarke dokumentiert wird, dass das 
Fahrzeug in den überprüften Teilen keine 
technischen Mängel aufweist; 

In den Begriffsbestimmungen zu 15-17 sollte noch die entsprechende Prüfgrundlage ergänzt und 

berücksichtigt werden, worauf und nach welchen Kriterien werden die Fahrzeuge überprüft 

werden. Zudem ist die Erteilung der Plakette wie in der Begründung zu Nr. 11 ausgeführt, nicht 

der entscheidende Punkt. Zudem empfehlen wir eine Umformulierung bei “17. 

Gassystemeinbauprüfung”. Nach der vorliegenden Formulierung wäre sie nur eine 

Gasanlagenprüfung, obwohl sie wesentlich mehr Punkte umfasst. 
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16. Gasanlagenprüfung: 

die Anlagenprüfung für Kraftfahrzeuge, 
deren Antriebssysteme unter 
Verwendung von verflüssigtem oder 
komprimiertem Gas betrieben werden, 
die im Rahmen der Hauptuntersuchung 
auch als eigenständiger Teil erfolgen 
kann; 

17. Gassystemeinbauprüfung: 

eine nach dem Einbau einer Gasanlage für 
Kraftfahrzeuge, deren Antriebssysteme 
unter Verwendung von verflüssigtem 
oder komprimiertem Gas betrieben 
werden, durchzuführende 
Gasanlagenprüfung; 

17 § 2 (1) 22. prüfende Person: ein amtlich 
anerkannter Sachverständiger oder ein 
amtlich anerkannter Prüfer oder ein 
Prüfingenieur; 

22. prüfende untersuchende Person: ein 

amtlich anerkannter Sachverständiger oder ein 

amtlich anerkannter Prüfer oder ein Prüfingenieur; 

Aus unserer Sicht ist die Begriffsbestimmung 

noch nicht präzise. Offen bleibt, welche 

Tätigkeit übt eine prüfende Person aus. Bereits 

heute üblich für PI und aaSoP ist die 

Bezeichnung „uP - Untersuchende Person“. 

18 § 2 (1) 24 a. (neu) Unterschriftsberechtigten eines 
Technischen Dienstes: Person des benannten 
Technischen Dienstes, die vom Technischen Dienst 
nachweislich autorisiert wurde, Prüfberichte zu 
unterschreiben. 

Ergänzende Begriffsbestimmung auf Basis der 

KBA Benennungsregeln 
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19 § 2 (1) 26 a (neu) Änderungen 

Änderungen, durch die die Betriebserlaubnis des 
Fahrzeugs erlöschen kann, setzen ein willentlich 
auf eine Änderung gerichtetes Handeln voraus; die 
Änderung des Fahrzeugzustands durch 
Verschleiß und dessen Reparatur ist keine 
Änderung im Sinn des § 5 Absatz 1 Satz 2. 

Eine Änderung liegt vor bei einem 

– Ändern im engeren Sinne, d.h. Teile werden 
anders gestaltet; 

– Austausch von Teilen, d.h. Teile werden gegen 
für das betreffende Fahrzeug in seiner 
Betriebserlaubnis nicht genehmigte Teile 
ausgewechselt; 

– Hinzufügen von Teilen, d.h. Teile werden am 
Fahrzeug neu an- oder eingebaut; 

– Entfernen von Teilen, d.h. Teile werden vom 
Fahrzeug abgebaut oder aus dem Fahrzeug 
ausgebaut. 

Definition unter § 2 Begriffsbestimmungen 

ergänzt aus Anlage 3 Nr. 2 dieser Verordnung. 

Eine Streichung der Definition muss in Anlage 3 

Nr. 2 entsprechend erfolgen. 

20 § 2 (1) 27. Änderungsbegutachtung: 

die Abnahme des Ein- oder Anbaus durch 
eine prüfende Person im Falle von 
Änderungen an einem Fahrzeug; 

27. Änderungsbegutachtung: 

die Abnahme des Ein- oder Anbaus durch eine 

prüfende Person im Falle von Änderungen an 

einem Fahrzeug; sowie des Aus-, Rück-  oder 

Umbaus durch eine untersuchende prüfende 

Person oder einem Unterschriftsberechtigten 

eines Technischen Dienstes für das 

Gesamtfahrzeug im Falle von Änderungen an 

einem Fahrzeug; 

In der aktuellen Regelung besteht ein 

Widerspruch zu den Vorgaben gemäß Anlage 3. 

Insbesondere fehlt eine klare Definition für 

"technische Änderung", die sowohl in Anlage 3 

(Nr. 2) gestrichen als auch in §2 ergänzt werden 

sollte. Es ist ebenfalls wichtig sicherzustellen, 

dass Änderungsbegutachtungen auch das 

Entfernen von Teilen und die Rückrüstung auf 

den ursprünglichen oder einen anderen 

vorgesehenen Genehmigungszustand umfassen. 

Diese Aspekte sollten angemessen in die 
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Regelung aufgenommen werden, um Klarheit 

und Einheitlichkeit zu gewährleisten. 

21 § 2 (1) 30. verantwortliche Person: 

ein Angehöriger einer anerkannten 
Kraftfahrzeugwerkstatt, dem von dieser 
die Verantwortung für die Durchführung 
bestimmter Untersuchungen übertragen 
worden ist; Fachkraft: 

ein Angehöriger einer anerkannten 
Kraftfahrzeugwerkstatt, der für diese 
bestimmte Untersuchungen oder 
Prüfungen durchführt; 

Aus unserer Sicht ist die Begrifflichkeit „Fachkraft“ nahezu identisch mit „verantwortlicher 

Person“. Daher sollte der Begriff Fachkraft eine eigene Nummerierung erhalten. 

30 a. Fachkraft [...] 

22 § 2 (1) 31. Mangel 

eine nachträglich vorgenommene, 
unzulässige Änderung an einer 
Fahrzeugeinrichtung oder an einem Fahr-
zeugteil, ein technischer Defekt, ein 
übermäßiger Verschleiß oder ein nicht 
reparierter Schaden 

32. geringer Mangel: 

die kurzzeitige Abweichung einer 
Fahrzeugeinrichtung oder eines 
Fahrzeugteils von Vorschriften oder 
Richtlinien auf Grund von Verschleiß 
oder Gebrauch, die hingenommen werden 
kann; 

31. Mangel 
eine nachträglich vorgenommene, unzulässige oder 
noch nicht genehmigte Änderung an einer 
Fahrzeugeinrichtung oder an einem Fahrzeugteil, ein 
technischer Defekt, ein übermäßiger Verschleiß, ein 
nicht reparierter Schaden oder andere 
Unregelmäßigkeiten, der bei einer Prüfung, 
Untersuchung oder Begutachtung festgestellt 
wird;

32. geringer Mangel: 

 ohne bedeutende Auswirkung auf die 

Fahrzeugsicherheit oder auf die Umwelt sowie 

andere geringfügige Unregelmäßigkeiten, diese 

sind Mängel, bei denen aufgrund von Verschleiß 

oder Gebrauch eine kurzzeitige Abweichung 

einer Fahrzeugeinrichtung oder eines 

Wir schlagen mit den Änderungen eine 

Vereinheitlichung der bereits etablierten 

Begriffsbestimmung entsprechend der 

europäischen Vorgaben vor. 
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33. erheblicher Mangel: 

die Abweichung einer 
Fahrzeugeinrichtung oder eines 
Fahrzeugteils von Vorschriften oder 
Richtlinien, die zu einer 
Verkehrsgefährdung oder einer 
Umweltbelastung führen und nicht 
hingenommen werden kann; 

34. gefährlicher Mangel: 

die Abweichung einer 
Fahrzeugeinrichtung oder eines 
Fahrzeugteils von Vorschriften oder 
Richtlinien, die eine direkte und 
unmittelbare Verkehrsgefährdung oder 
Umweltbelastung darstellt; 

Fahrzeugteils von Vorschriften und den hierzu 

ergangenen Richtlinien hingenommen werden 

kann. Bei diesen Mängeln ist zum Zeitpunkt der 

Mängelfeststellung eine Verkehrsgefährdung 

oder unzulässige Umweltbelastung nicht zu 

erwarten. Die Zuteilung einer Prüfplakette ist 

nur dann zulässig, wenn die unverzügliche 

Beseitigung dieser Mängel zu erwarten ist. 

33. erheblicher Mangel: 

die Abweichung einer Fahrzeugeinrichtung oder 

eines Fahrzeugteils von Vorschriften oder 

Richtlinien, die zu einer Verkehrsgefährdung 

oder einer Umweltbelastung führen können. Eine 

Nachprüfung ist erforderlich, keine Zuteilung 

einer Prüfplakette. 

34. gefährlicher Mangel: 
die Abweichung einer Fahrzeugeinrichtung oder 
eines Fahrzeugteils von Vorschriften oder 
Richtlinien, die eine direkte und unmittelbare 
Verkehrsgefährdung oder Umweltbelastung darstellt. 
Eine Nachprüfung ist erforderlich. Keine Zuteilung 
einer Prüfplakette.

35. verkehrsunsicher:

die Bewertung eines Fahrzeugs 

die Abweichung einer Fahrzeugeinrichtung oder 
eines Fahrzeugteils von Vorschriften oder 
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35. verkehrsunsicher:

die Bewertung eines Fahrzeugs als derart 
mangelbehaftet, dass ein sofortiges 
Betriebsverbot gerechtfertigt ist;

Richtlinien,  als derart mangelbehaftet, dass die ein 
sofortiges Betriebsverbot des Fahrzeugs 
rechtfertigen 

23 § 2 (1) 42. Vorgaben: 

die Systemdaten oder die Prüfdaten für 
die ordnungsgemäße Durchführung der 
Hauptuntersuchung und 
Sicherheitsprüfung; 

42. Vorgaben: 

die Systemdaten oder die Prüfdaten für die 
ordnungsgemäße Durchführung der 
Hauptuntersuchung und Sicherheitsprüfung; 

42a (neu). Prüfvorgaben: 

Vorgaben (Systemdaten und Prüfdaten) sowie die 

zur Prüfung der Einhaltung der Vorgaben 

notwendigen Prüfverfahren und 

Prüftechnologien. 

42b (neu). Systemdaten 

Vorgaben für sicherheits- oder umweltrelevante 

elektronisch geregelte Fahrzeugsysteme über die 

im jeweiligen Einzelfahrzeug verbauten 

sicherheitsrelevanten Bauteile und Systeme mit 

elektronischen Komponenten, für die nach 

Anlage 10 StVZO die Untersuchung auf 

Einhaltung der Systemdaten vorgeschrieben ist 

(Verbauinformation) sowie die Prüfverfahren für 

diese Systeme. Systemdaten sind auch 

Informationen zur Prüfung dieser Bauteile und 

Systeme über die elektronische 

Fahrzeugschnittstelle. 

Wir empfehlen, die Begriffsbestimmungen um 

die aufgeführten Inhalte zu ergänzen, um die 

Anwendbarkeit der StVZO-neu zu erleichtern 

und Fehlinterpretationen zu vermeiden. 

Wir schlagen mit den Änderungen eine 

Vereinheitlichung der bereits etablierten 

Begriffsbestimmung entsprechend der 

europäischen Vorgaben und der bestehenden 

Praxis vor. Die Definitionen für „Systemdaten“, 

„Prüfdaten“ und „Prüfverfahren“ sind den 

Begriffsbestimmungen der heutigen Vorgaben-

Richtlinie entnommen (vgl. Nr. 2.1.1; 2.1.2 und 

2.5 BMVBS-LA 20/7345.2/36-1 vom 24.5.2012, 

VkBl 2012, S 450, geändert am 19.5.2014, VkBl 

2014, S 466) 
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42c (neu). Prüfdaten: 

Vorgaben von Herstellern oder Importeuren für 

nicht elektronisch geregelte Fahrzeugsysteme; 

dies sind zum Beispiel Druckwerte oder 

sicherheits- und umweltrelevante 

Verschleißmaße. 

42d (neu). Prüfverfahren 

Prüfverfahren:  

Die Angabe des Prüfverfahrens zu einem 

bestimmten System oder Bauteil beinhaltet die 

Bezeichnung desselben und die algorithmische 

Beschreibung (Auflistung der Prüfschritte) des 

Prüfverfahrens inklusive Rand- und 

Erfolgsbedingungen und/oder Informationen zur 

Prüfung des Systems oder Bauteils über die 

Fahrzeugschnittstelle mittels universellem 

Prüfgerät. Zu den Randbedingungen gehören alle 

vor und während einer Funktions- oder 

Wirkprüfung einzuhaltenden bzw. zu 

schaffenden Voraussetzungen für eine 

zuverlässige und beschädigungsfreie 

Prüfungsdurchführung des Systems oder 

Bauteils. Erfolgsbedingungen bezeichnen die 

Beurteilungen verschiedener im Rahmen der 

Prüfung auftretender Zustände bezüglich der 

Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit 

und/oder Vorschriftsmäßigkeit aus der Sicht des 

Fahrzeugherstellers oder -importeurs. Ein 

Prüfverfahren ist für die Lieferung im Rahmen 

der Vorgaben dann geeignet, wenn damit die 
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Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit 

und/oder Vorschriftsmäßigkeit des betreffenden 

Bauteils oder Systems mit vertretbarem zeitlichen 

und finanziellen Aufwand sowie mit 

ausreichender Zuverlässigkeit in allen 

Untersuchungsstellen nach Anlage 7 StVZO 

festgestellt werden kann. 

42e (neu). Prüftechnologien   

Die zur Untersuchung der Fahrzeuge auf 

Einhaltung von Vorgaben und für die 

Anwendbarkeit der Prüfverfahren notwendigen 

IT-Systeme und Prüfmittel. 

24 § 2 (1) 44. Zentrale Stelle: 

die nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe l des Straßenverkehrsgesetzes 
zuständige Stelle; 

44. Zentrale Stelle: 
die nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe l 7 des 
Straßenverkehrsgesetzes zuständige Stelle;

Korrektur des Rechtsbezugs 

25 §2 (1) 49. (neu) Genehmigungsbehörde: 

für Typgenehmigungen von Fahrzeugen und 

Genehmigungen für den Verkauf, das Anbieten 

zum Verkauf oder die Inbetriebnahme von Teilen 

oder Ausrüstungen, von denen ein erhebliches 

Risiko für das einwandfreie Funktionieren von 

Systemen ausgehen kann, die für die Sicherheit 

des Fahrzeugs oder für seine Umweltwerte von 

wesentlicher Bedeutung sind (Autorisierung von 

Teilen oder Ausrüstungen), ist das Kraftfahrt-

Bundesamt. Genehmigungsbehörde für 

Einzelgenehmigungen nach Artikel 45 der 

Wir empfehlen eine Ergänzung der 

Begriffsbestimmung mit dem Ausdruck 

„Genehmigungsbehörde“, der an mehreren 

Stellen der StVZO Verwendung findet. 
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Verordnung (EU) 2018/858 sind die nach 

Landesrecht zuständigen Stellen. 

26 § 2 (1) 50. (neu) Fahrzeug-Einzelgenehmigung: 

das Verfahren, nach dem eine 
Genehmigungsbehörde bescheinigt, dass ein 
bestimmtes einzelnes Fahrzeug, das eine oder 
keine Einzelausführung darstellt, den 
einschlägigen Verwaltungsvorschriften und 
technischen Anforderungen für die nationale 
Fahrzeug-Einzelgenehmigung entspricht

Da der Ausdruck Fahrzeug-Einzelgenehmigung 

an mehreren Stellen in dieser Verordnung 

Verwendung findet, sollte aus unserer Sicht der 

Begriff analog der europäischen Definition in § 2 

(1) ergänzt werden. 

27 § 3 § 3 Grundregel, Einschränkung und 
Entziehung der Zulassung 

§ 3 Grundregel, Einschränkung und Entziehung der 

Zulassung der Erlaubnis zur Teilnahme am 

Straßenverkehr

In der Überschrift des Paragrafen wird die 

Zulassung erwähnt. Im Text taucht der Begriff 

aber dann nicht mehr auf, sondern es wird nur 

noch von Teilnahme gesprochen. Daher 

empfiehlt es sich, die Zulassung aus der 

Überschrift des Paragrafen zu entfernen bzw. 

sachgerecht zu ändern. 

 28 § 3 (1) (1) Fahrzeuge dürfen am 
öffentlichen Straßenverkehr nur 
teilnehmen, wenn sie den Vorschriften 
dieser Verordnung, den Vorschriften der 
Verordnung (EU) 2018/858, Verordnung 
(EU) 167/2013, Verordnung (EU) 
168/2013, den Vorschriften der 
Verordnung (EU) Nr. 165/2014 und der 
Straßenverkehrs-Ordnung entsprechen. 

(1) Fahrzeuge dürfen am öffentlichen 

Straßenverkehr nur teilnehmen, wenn sie den 

Vorschriften dieser Verordnung, den Vorschriften 

der Verordnung (EU) 2018/858, oder Verordnung 

(EU) 167/2013, oder Verordnung (EU) 168/2013, 

den Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 

oder der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung 

oder der Verordnung zur Genehmigung und zum 

Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer 

Fahrfunktion und der Straßenverkehrs-Ordnung 

entsprechen. 

Eine Verknüpfung mit dem Wort „oder“ ist 

notwendig, da sonst das Fahrzeug alle drei 

Verordnungen erfüllen müssten. Notwendige 

Ergänzungen weiterer Verordnungen für 

bestimmte Kfz. 



mm

dd 

Seite 18 von 120 

29 § 3 (3) / § 3 

(3) Nr. 1 
(3) Besteht Anlass zur Annahme, 
dass das Fahrzeug den Vorschriften dieser 
Verordnung nicht entspricht, so kann die 
Verwaltungsbehörde zur Vorbereitung 
einer Entscheidung nach Absatz 3 je nach 
den Umständen 

1. die Beibringung eines 
Sachverständigengutachtens darüber, ob 
das Fahrzeug den Vorschriften dieser 
Verordnung entspricht, oder [...]. 

(3) Besteht Anlass zur Annahme, dass das 
Fahrzeug den Vorschriften dieser Verordnung nicht 
entspricht, so kann die Verwaltungsbehörde zur 
Vorbereitung einer Entscheidung nach Absatz 3 2 je 
nach den Umständen 

1. die Beibringung eines 

Sachverständigengutachtens darüber, von ihr 

bestimmten Nachweisen oder eines Gutachtens 

einer untersuchenden Person, oder eines 

Unterschriftsberechtigten Gesamtfahrzeug 

darüber, ob das Fahrzeug den Vorschriften dieser 

Verordnung entspricht, oder [...]. 

In §3 wurde der Rechtsbezug korrigiert. § 3 (3) 

Nr. 1 wurde anhand der in § 2 genannten 

Begriffsbestimmungen entsprechend angepasst. 

30 § 4 (1) (1) Die Betriebserlaubnis ist zu 
erteilen, wenn ein Fahrzeug die 
Anforderungen der europäischen 
Rechtsakte und UN-Regelungen erfüllt, 
die in 

1. Anhang II der Verordnung (EU) 
2018/858, 

2. Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 167/2013 oder 

3. Anhang II der Verordnung (EU) 
Nr. 168/2013 

genannt sind. 

Die jeweilige Liste der in Anhang II der 
Verordnung (EU) 2018/858, Anhang I der 
Verordnung (EU) Nr. 167/2013 und in 
Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 
168/2013 genannten europäischen 
Rechtsakte und UN-Regelungen wird 
unter Angabe der Kurzbezeichnungen 

(1) Die Betriebserlaubnis ist zu erteilen, wenn 
ein Fahrzeug die Anforderungen der europäischen 
Rechtsakte und UN-Regelungen erfüllt, die in 
1. Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858, 
2. Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 oder 
3. Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 
168/2013 
genannt sind. 
Die jeweilige Liste der in Anhang II der Verordnung 
(EU) 2018/858, Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 und in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 
168/2013 genannten europäischen Rechtsakte und 
UN-Regelungen wird unter Angabe der 
Kurzbezeichnungen und der ersten Fundstelle aus 
dem Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
vom Bundesministerium für Digitales und Verkehr 
bekannt gemacht und fortgeschrieben. Die in Satz 1 
genannten europäischen Rechtsakte und UN-
Regelungen können auch in der zuletzt 
veröffentlichten Fassung ab dem Zeitpunkt 
angewendet werden, zu dem sie in Kraft treten.

Aus unserer Sicht sollten aus § 4 (1) die Sätze 4, 

5 und 6 gestrichen werden. Vorschriften der 

Verordnung verweisen nur noch auf EU-

Vorschriften oder UN-ECE R. Außerdem 

kommen ggf. höhere Anforderungen zum 

Tragen, als über Anhang I der VO (EU) 

2019/2144 vorgegeben werden (teilweise 

abweichend Termine der EU in Bezug auf 

Anforderungen gem. UN-ECE R, hier gibt es 

zum Teil noch Genehmigungen auf Basis eines 

Prüfberichts mögl., wenn gem. UN-R bereits 

höhere Anforderungen für neue Genehmigungen 

verbindlich sind). 

Für die verbindliche Anwendung von EU-

Rechtsakten oder UN-ECE R im Rahmen der 

Einzel-Genehmigung sollte der Termin für die 

Zulassung von typgenehmigten Fahrzeugen 

festgelegt werden, um eine einheitliche 
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und der ersten Fundstelle aus dem 
Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften vom Bundesministerium 
für Digitales und Verkehr bekannt 
gemacht und fortgeschrieben. Die in Satz 
1 genannten europäischen Rechtsakte und 
UN-Regelungen können auch in der 
zuletzt veröffentlichten Fassung ab dem 
Zeitpunkt angewendet werden, zu dem sie 
in Kraft treten. Soweit in einem 
europäischen Rechtsakt oder einer UN-
Regelung die verbindliche Anwendung 
vorgeschrieben ist, ist nur der europäische 
Rechtsakt oder die UN-Regelung 
maßgeblich. Dies gilt auch in den Fällen, 
bei denen der europäische Rechtsakt oder 
die UN-Regelung sich auf 
Typgenehmigungen bezieht und es sich 
im Falle der nationalen Genehmigung des 
Fahrzeugs um eine Einzelgenehmigung 
handelt. Bei Systemen, selbst-ständigen 
technischen Einheiten und nicht 
genehmigungspflichtigen Bauteilen in 
den nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 
genannten europäischen Rechtsakten und 
UN-Regelungen kann die 
Übereinstimmung mit den europäischen 
Rechtsakten und UN-Regelungen anstelle 
ei-ner Genehmigung auch im Rahmen der 
Begutachtung geprüft und bestätigt 
werden. 

Soweit in einem europäischen Rechtsakt oder 
einer UN-Regelung die verbindliche Anwendung 
vorgeschrieben ist, ist nur der europäische 
Rechtsakt oder die UN-Regelung maßgeblich.
Dies gilt auch in den Fällen, bei denen der 
europäische Rechtsakt oder die UN-Regelung sich 
auf Typgenehmigungen bezieht und es sich im Falle 
der nationalen Genehmigung des Fahrzeugs um eine 
Einzelgenehmigung handelt.  

Im Falle von Einzelgenehmigungen kommen die 

verbindlichen Termine des jeweiligen 

europäischen Rechtsaktes oder der jeweiligen 

UN-ECE Regelung für die Zulassung eines 

Fahrzeuges zur Anwendung. 

Bei Systemen, selbst-ständigen technischen 

Einheiten und nicht genehmigungspflichtigen 

Bauteilen in den nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 

genannten europäischen Rechtsak-ten und UN-

Regelungen kann die Übereinstimmung mit den 

europäischen Rechtsakten und UN-Regelungen 

anstelle ei-ner Genehmigung auch im Rahmen der 

Begutachtung geprüft und bestätigt werden. 

Anwendung zu gewährleisten. Hierbei sollten die 

Übergangsbestimmungen der jeweiligen UN-

ECE Regelungen Berücksichtigung finden. 

Daher wurde eine Ergänzung nach Satz 5 des 

Absatzes 1 gewählt. 

Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass 
UNECE-Regelungen nicht verbindlich sind. 
UNECE-Regelungen können durch 
Vertragsparteien (des „Revidierten 
Übereinkommens von 1958“) optional 
angewendet werden und sind somit alleine nicht 
bindend. Sie müssen einzeln in nationales Recht 
aufgenommen werden.  Substanzielle 
Vorschriften zu Einzelgenehmigungen sind 
lediglich in den in Abs.1 Nr1 genannten 
Vorschriften hinterlegt. Alle anderen 
Vorschriften sind durch den Verordnungsgeber 
bezogen auf den Einzelfall/Einzelfahrzeug zu 
definieren und als Verbindliche Ausrüstungs- 
und Leistungsvorschriften festzulegen. Ein 
Verweis auf die EU-VOen alleine ist nicht 
ausreichend, da es bei Einzelfahrzeugen bzw. 
Bauartänderungen kein Fahrzeughersteller im 
Sinne der EU-VOen gibt. Demnach können viele 
Vorschriften – insbesondere administrative 
Vorschriften (z.B. Herstellerbestätigung der 
Festigkeit des Krad-Rahmens) oder Vorschriften 
zur Übereinstimmung der Produktion nicht 
nachgewiesen werden.  
Eine Auflistung der zu erfüllenden 
technischen Vorschriften ist unabdingbar. 
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31 § 4 (2) (2) Im Übrigen ist die 
Betriebserlaubnis nach den Vorschriften 
dieser Verordnung und den zu ihrer 
Ausführung erlassenen Anweisungen des 
Bundesministeriums für Digitales und 
Verkehr nur zu erteilen, wenn die in 
Absatz 1 Satz 1 genannten europäischen 
Rechts-akte und UN-Regelungen der 
jeweiligen Anhänge der genannten EU-
Verordnungen für die entsprechende 
Fahrzeugklasse nicht anwendbar oder 
nach Absatz 1 Satz 4 und 5 nicht 
vorgeschrieben sind. Vorgeschriebene 
Bauteil- oder Systemprüfungen mit 
zerstörender Wirkung auf das zu prüfende 
Einzelfahrzeug können durch geeignete 
andere Nachweise erbracht werden. 

(2) Im Übrigen ist die Betriebserlaubnis nach 

den Vorschriften dieser Verordnung und den zu ihrer 

Ausführung erlassenen Anweisungen des 

Bundesministeriums für Digitales und Verkehr nur 

zu erteilen, wenn die in Absatz 1 Satz 1 genannten 

europäischen Rechtsakte und UN-Regelungen der 

jeweiligen Anhänge der genannten EU-

Verordnungen für die entsprechende Fahrzeugklasse

oder nationale Fahrzeugart nicht anwendbar oder 

nach Absatz 1 Satz 4 und 5 nicht vorgeschrieben 

sind. Vorgeschriebene Bauteil- oder 

Systemprüfungen mit zerstörender Wirkung auf das 

zu prüfende Einzelfahrzeug oder Fahrzeugteil 

können durch geeignete andere Nachweise erbracht 

werden. Im Falle einer Einzelgenehmigungen ist  

in Bezug auf die genannten europäischen 

Rechtsakte und UN-Regelungen mindestens ein 

Nachweis der wesentlichen Bestimmungen zu 

erbringen.

Es gibt nationale Fahrzeugarten, für die bisher 

keine europäischen Fahrzeugklassen existieren. 

Deshalb empfehlen wir die Ergänzung des 

Ausdrucks „nationale Fahrzeugart“. 

Bei dieser Ergänzung wird die rechtliche 

Grundlage für Anlage 5 Nr. 4 Nachweistyp „C“ 

entsprechend berücksichtigt. Zudem gehen wir 

davon aus, dass es nicht gewollt sein kann, dass 

für ein Fahrzeug eine Betriebserlaubnis nur zu 

erteilen ist, „wenn genannten europäischen 

Rechtsakte und UN-Regelungen der jeweiligen 

Anhänge der genannten EU-Verordnungen für 

die entsprechende Fahrzeugklasse nicht 

anwendbar oder nach Absatz 1 Satz 4 und 5 

nicht vorgeschrieben sind.“ 

32 § 4 (3) (3) Die Betriebserlaubnis ist für 
Fahrzeuge, die nicht in den 
Anwendungsbereich der Verordnung 
(EU) 2018/858, der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 oder der Verordnung (EU) Nr. 
168/2013 fallen, zu erteilen, wenn die 
nationalen Anforderungen erfüllt und in 
einem Gutachten bestätigt werden. Hierzu 
ist das Fahrzeug einer Fahrzeugklasse der 
in Satz 1 genannten Verordnungen 
zuzuordnen und nach den 
Verfahrensvorgaben der Anlage 5 zu 
begutachten. Fahrzeuge, die auf 

(3) [...] 
Hierzu ist das Fahrzeug einer Fahrzeugklasse der in 
Satz 1 genannten Verordnungen zuzuordnen und 
nach den Verfahrensvorgaben der Anlage 5 zu 
begutachten. Dies gilt nicht für Fahrzeuge, die nur 
einer nationalen Fahrzeugart zuordenbar sind.
Fahrzeuge, die auf Mehrstufentypgenehmigungen 
der in Satz 1 genannten Verordnungen beruhen und 
von diesen im Rahmen der Fertigstellung abgeleitet 
wurden, verbleiben bei der weiteren Begutachtung in 
ihrer ursprünglichen Fahrzeugklasse. 

Absatz 3 regelt die Bestimmungen für die 

Erteilung der Betriebserlaubnis für Fz, die nicht 

in den Anwendungsbereich der 3 Rahme-VO`s 

fallen. Hierunter fallen gebrauchte Fz der 

Klassen M, N, O, L und T aber auch 

Einzelfahrzeuge der Klassen Lund T sowie die 

klassischen selbstfahrenden Arbeitsmaschinen 

wie z.B. Bagger, Schaufellader oder 

Mähdrescher. Gemäß den Bestimmungen des 

Absatz 3 müssen diese Fz für die Erteilungen der 

Betriebserlaubnis die nationalen Anforderungen 

erfüllen. Hinsichtlich der zu erfüllenden 
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Mehrstufentypgenehmigungen der in 
Satz 1 genannten Verordnungen beruhen 
und von diesen im Rahmen der 
Fertigstellung abgeleitet wurden, 
verbleiben bei der weiteren Begutachtung 
in ihrer ursprünglichen Fahrzeugklasse. 
Von der Erfüllung der Vorschriften der in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Anhänge der 
Verordnungen kann abgewichen werden, 
wenn anstelle der dort genannten 
Anforderungen hierfür nationale 
alternative Anforderungen erfüllt werden. 
Die Erstellung eines Gutachtens nach 
Satz 1 hat durch einen amtlich 
anerkannten Sachverständigen einer 
Technischen Prüfstelle oder einen 
Unterschriftsberechtigten eines 
Technischen Dienstes zu erfolgen. 

Absatz 3 a (neu) 

Von der Erfüllung der Vorschriften der in Absatz 

1 Satz 1 genannten Anhänge der Verordnungen 

kann abgewichen werden, wenn anstelle der dort 

genannten Anforderungen hierfür nationale 

alternative Anforderungen erfüllt werden. Die 

Erstellung eines Gutachtens nach Satz 1 hat 

durch einen amtlich anerkannten 

Sachverständigen einer Technischen Prüfstelle 

oder einen Unterschriftsberechtigten eines 

Technischen Dienstes zu erfolgen. 

nationalen Anforderungen ist jedoch unklar, ob 

dass die Anforderungen gemäß § 4 Absatz sind 

oder ob damit die Bauvorschriften ab § 36 ff der 

Verordnung gemeint sind. Denn diese verweisen 

wiederum auf vorher genannte Rechtsakte der 

der drei Rahmen VO, nationale alternative 

Anforderungen sind quasi nicht existent. 

Außerdem sollte es noch eine Aussage darüber 

geben, ob die Einzelbauvorschriften zwingend 

aus der gleichen Rahmenverordnung gewählt 

werden müssen (z. B. Bremse f. Klasse N3, 

Beleuchtung Klasse T).  Der Satz 2 des Absatz 3 

bestimmt, dass die unter Absatz 3 fallenden Fz 

einer der Fz-Klassen gemäß Rahmen-

Verordnungen zuzuordnen ist. Demnach müsste 

ein Bagger z.B. gegen die Bauvorschriften der 

VO(EG)167/2013 (Fz-Klasse T) bewertet 

werden. In diesem Fall wären aber jedoch die 

„allgemeinen“ nationalen Bauvorschriften ab 

§36 ff entbehrlich, weil diese nicht zur 

Anwendung kommen würden oder ggf. nur im 

Sinne von Satz 4 des Absatzes als alternative 

nationale Anforderungen. In diesem Fall würden 

jedoch die technischen Anforderungen gemäß 

§36 ff. der Begriffsbestimmung „nationale 

alternative Anforderungen“ gemäß § 2 

entgegenstehen, da die Begriffsbestimmung bei 

den alternativen Anforderungen auf einem 

wirtschaftlich vertretbaren Aufwand abzielt. 

Sollte Satz 2 des Absatz 3 jedoch nur auf 

Fahrzeuge mit entsprechenden technischen 

Merkmalen gemäß der 3 Rahmen-Verordnungen 
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abzielen, muss Satz 2 entsprechend konkretisiert 

werden.  

Insofern empfehlen wir die Ergänzung nach Satz 

2 des Absatz 3. 

Im Absatz3 ist aus unserer Sicht auch der 

Unterschied zwischen nationalen Anforderungen 

und nationalen alternativen Anforderungen 

unklar.  

Anlage 5, auf welche Satz 2 verweist, beinhaltet 

auch keine konkreten bzw. weiterführenden 

Vorgaben zur Begutachtung und zur Anwendung 

der nationalen alternativen Anforderungen, 

sondern regelt nur die Dokumentation- und 

Nachweisführung und Einzelheiten für das 

Mehrstufenverfahren. Wir schlagen eine neuen 

Absatz 3a  für entsprechende Abweichungen vor. 

33 § 4 (4) (4) Weisen die in Absatz 1 Satz 1 
genannten Vorschriften für die jeweilige 
Fahrzeug-klasse Vorschriften für 
einzelgenehmigte Fahrzeuge auf, bilden 
diese die Mindestanforderungen an die 
Begutachtung. [...] Sollen Vorschriften 
der EU-Typgenehmigung von in 
unbegrenzter Serie her-gestellten 
Fahrzeugen oder der EU-
Typgenehmigung von in kleiner Serie 
hergestellten Fahrzeugen im Rahmen der 
Einzelgenehmigung nach dieser 
Verordnung zur Anwendung kommen, 
obwohl es in den jeweiligen 
Verordnungen des Absatz 1 Satz 1 

4) Weisen die in Absatz 1 Satz 1 genannten 

Vorschriften für die jeweilige Fahrzeugklasse 

Vorschriften für einzelgenehmigte Fahrzeuge auf, 

bilden diese die Mindestanforderungen an die 

Begutachtung. [...] Sollen Vorschriften der EU-

Typgenehmigung von in unbegrenzter Serie 

hergestellten Fahrzeugen oder der EU-

Typgenehmigung von in kleiner Serie hergestellten 

Fahrzeugen im Rahmen der Einzelgenehmigung 

nach dieser Verordnung zur Anwendung kommen, 

obwohl es in den jeweiligen Verordnungen des 

Absatz 1 Satz 1 Vorschriften für die EU-

Typgenehmigung von in kleiner Serie hergestellten 

Durch das Festlegen von alternativen 
Anforderungen über Anhang II T.I Anlage 2 bzw. 
über das Festlegen von speziellen Anforderungen 
an Fz der besonderen Zweckbestimmung hat die  
europäische Kommission zum Ausdruck 
gebracht, dass die Anforderungen an 
typgenehmigte Fahrzeuge gemäß Anhang II Teil 
1 im Rahmen der Fahrzeug-Einzelgenehmigung 
nicht unmittelbar zu erfüllen sind bzw. das für 
einzelgenehmigte bzw. für „besondere“ 
Fahrzeuge spezielle Anforderungen erforderlich 
sind, welche neben einer zerstörungsfreien 
Prüfung auch den zumutbaren wirtschaftlichen 
Aufwand berücksichtigen. Bis die europäische 
Kommission spezielle Anforderungen an die 
Einzelgenehmigung für alle Fz-Klassen hat, sollte 
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Vorschriften für die EU-
Typgenehmigung von in kleiner Serie 
hergestellten Fahrzeugen oder 
Einzelgenehmigungen existieren, so 
können diese ebenfalls Anwendung 
finden. 

Fahrzeugen oder Einzelgenehmigungen existieren, 

so können diese ebenfalls Anwendung finden.

Unbenommen von Satz 2 und 3 können die 

harmonisierten Anforderungen für 

Einzelfahrzeuge gemäß Anhang II Teil I Anlage 2 

oder die Anforderungen und Vorgaben für 

Fahrzeuge der besonderen Zweckbestimmung 

gemäß Anhang II Teil III für andere Fahrzeug-

Klassen als alternative nationale Anforderungen 

zur Anwendung kommen, sofern die dort 

festgelegten wesentlichen Bestimmungen diese 

übertragbar sind. In so einem Fall gelten sie als 

Mindestanforderungen im Sinne von Satz 1.

in Bezug auf die erforderliche 
Mindestanforderung zur Gleichbehandlung aller 
Fz-Klassen zumindest eine sinngemäße 
Anwendung der Anforderungen - soweit möglich 
- auch für andere Fz-Klassen als alternative 
nationale Anforderung zulässig sein.    

34 § 4 (5) (5) Für Änderungen an bereits im Verkehr 
befindlichen Fahrzeugen sind die zum 
Zeitpunkt der Erstzulassung oder bei 
zulassungsfreien Fahrzeugen zum 
Zeitpunkt des erstmaligen 
Inverkehrbringens verbindlich 
anzuwendenden Vorschriften des 
zugrundeliegenden europäischen oder 
nationalen Genehmigungsverfahrens 
maßgeblich, dabei sind verpflichtende 
Nach- oder Umrüstungen aufgrund von 
Vorschriftenänderungen einzuhalten. 
Ebenfalls können optional anwendbare 
Vorschriften angewendet werden, auch 
wenn sie zum Zeitpunkt der 
Genehmigung noch nicht bestanden oder 
noch nicht verpflichtend einzuhalten 
waren. Soweit die Anforderungen aus 
Absatz 3 im Rahmen der Erteilung der 
Betriebserlaubnis nicht erfüllt werden 

(5) Für Fahrzeuge Änderungen an bereits im 

Verkehr befindlichen Fahrzeugen sind die zum 

Zeitpunkt der Erstzulassung oder bei 

zulassungsfreien Fahrzeugen zum Zeitpunkt des 

erstmaligen Inverkehrbringens verbindlich 

anzuwendenden Vorschriften des zugrundeliegenden 

europäischen oder nationalen 

Genehmigungsverfahrens maßgeblich, dabei sind 

verpflichtende Nach- oder Umrüstungen aufgrund 

von Vorschriftenänderungen einzuhalten. 

[...] 

(6) neu Soweit die Anforderungen aus Absatz 3 

im Rahmen der Erteilung der Betriebserlaubnis 

nicht erfüllt werden können, sind 

Ausnahmegenehmigungen nach § 73 erforderlich, 

Die Änderungen in § 4 (5) würde so auch 
Importfahrzeuge berücksichtigen. 
Satz 3 von § 4(5) sollte in einen eigenen Absatz 6 
formuliert werden.  
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können, sind Ausnahmegenehmigungen 
nach § 73 erforderlich, die vor Erteilung 
der Betriebserlaubnis einzuholen sind. 

die vor Erteilung der Betriebserlaubnis 

einzuholen sind. 

35 § 5 (1) Nr. 1 1. die in der Betriebserlaubnis 
genehmigte Fahrzeugart geändert wird, 

1. die in der Betriebserlaubnis genehmigte 

Fahrzeugklasse oder Fahrzeugart geändert wird, 

Hier ist aufgeführt, dass nur eine Änderung der 
genehmigten Fahrzeugart zum Erlöschen der 
Betriebserlaubnis führt. Dies sollte um die 
Änderung der genehmigten Fahrzeugklasse 
gemäß den EG Vorschriften erweitert werden. 
Wird innerhalb einer Fahrzeugart die 
Fahrzeugklasse geändert (beispielsweise von N2 
in N1) so müssen für diese neue Fahrzeug-klasse 
die entsprechenden Einzelrechtsakte 
nachgewiesen werden. 

36 § 5 (2) (2) Für Änderungen der Fahrzeugart 
nach Absatz 1 Nummer 1 bei Fahrzeugen, 
deren Genehmigungen auf den in § 4 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
aufgeführten Vorschriften beruhen, in 
eine andere Fahrzeugart, sind die 
Vorschriften der neuen Fahrzeugart 
vollumfänglich zu erfüllen. 

Für Änderungen von Bauteilen, 
Systemen, selbstständigen technischen 
Einheiten oder Software an Fahrzeugen 
sind ausnahmslos sämtliche 
Auswirkungen auf die 
Vorschriftsmäßigkeit des Fahrzeugs zu 
berücksichtigen, welche sich durch die 
Veränderung auf bereits vorhandene 
Bauteile, Systeme, selbstständige 
technische Einheiten oder Software des 
Fahrzeugs ergeben könnten. 

(2) Für Änderungen der Fahrzeugart nach 
Absatz 1 Nummer 1 bei Fahrzeugen, deren 
Genehmigungen auf den in § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 aufgeführten Vorschriften beruhen, 
in eine andere Fahrzeugart, sind die Vorschriften der 
neuen Fahrzeugart vollumfänglich zu erfüllen. Das 
gilt nicht für Fahrzeuge der besonderen 
Zweckbestimmung gemäß Anhang II Teil III der 
Verordnung (EU) 2018/858. 

Für Änderungen von Bauteilen, Systemen, 
selbstständigen technischen Einheiten oder 
Software an Fahrzeugen sind ausnahmslos 
sämtliche Auswirkungen auf die 
Vorschriftsmäßigkeit des Fahrzeugs zu 
berücksichtigen, welche sich durch die 
Veränderung auf bereits vorhandene Bauteile, 
Systeme, selbstständige technische Einheiten oder 
Software des Fahrzeugs ergeben könnten.

Aus unserer Sicht ist in diesem Absatz diese 
Klarstellung bzw. Differenzierung erforderlich, 
da sonst die nationalen Anforderungen im 
Widerspruch zur Verordnung (EU) 2018/858 
stehen. 
Satz 2 des §5(2) widerspricht den grundsätzlichen 
Erwägungsgründen nach wirtschaftlich 
vertretbarem Aufwand. Eine ausnahmslose 
Berücksichtigung von sämtlichen Auswirkungen 
bei der Änderung von Teilen hätte zur Folge, dass 
z.B. bei Fahrzeugen mit Emissionsnachweis nach 
WLTP bei abweichender Reifengröße ein 
vollständiger Emissionsnachweis erforderlich ist. 
Der erforderliche Nachweis von möglicherweise 
beeinflussten Bauvorschriften im Rahmen der 
Einzel-Genehmigung hätte zur Folge, dass 
Einzel-Genehmigungs-Begutachtungen auf 
Grund der daran gebundenen Kosten in der Praxis 
keine Anwendung mehr finden würden. Insofern 
empfehlen dringend die Streichung der 
Vorschrift. 
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37 § 5 (4) (4) Die Betriebserlaubnis für 
Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart für 
militärische oder polizeiliche Zwecke 
sowie für Zwecke des Rettungsdienstes, 
des Brandschutzes oder des Zivil- und 
Katastrophenschutzes bestimmt sind, 
[…]. 

(4) Die Betriebserlaubnis für Fahrzeuge, die 

nach ihrer Bauart speziell für militärische oder 

polizeiliche Zwecke sowie für Zwecke des 

Rettungsdienstes, des Brandschutzes oder des Zivil- 

und Katastrophenschutzes bestimmt sind, […]. 

Ohne die Ergänzung des Ausdrucks „speziell“ 
würden alle für die genannten Zwecke 
bestimmten Fahrzeuge nicht mehr „privat“ 
zugelassen werden können, nicht mehr 
zulassungsfähig sollen jedoch spezielle 
Fahrzeuge (z.B. Panzer) sein. Nach dem 
bisherigen Wortlaut würde dies dazu führen, dass 
Leasingfahrzeuge z.B. der Polizei der Länder 
nach ihrem Einsatz bei der Polizei nicht mehr 
zulassungsfähig sind bzw. nur noch mit 
Ausnahmen zulassungsfähig sind. Dazu würde 
sich auch anbieten, den Paragrafen auszuweiten, 
dass zum Beispiel Fahrzeuge die auf einer 
Typgenehmigung beruhen, nach dem Entfernen 
der Ausrüstung oder Ausstattung auch wieder 
zulassungsfähig sind.  

38 § 5 (5)  (5) Besteht Anlass zur Annahme, 
dass die Betriebserlaubnis erloschen ist, 
kann die Zulassungsbehörde zur 
Vorbereitung einer Entscheidung

1. die Beibringung eines 
Gutachtens einer prüfenden Person 
darüber, ob das Fahrzeug den 
Vorschriften dieser Verordnung 
entspricht, oder [...]

(5) Besteht Anlass zur Annahme, dass die 
Betriebserlaubnis erloschen ist, kann die 
Zulassungsbehörde zur Vorbereitung einer 
Entscheidung

1. die Beibringung eines Gutachtens einer 
prüfenden Person eines amtlich anerkannten 
Sachverständigen oder Prüfers oder 
Unterschriftsberechtigten des Technischen 
Dienstes darüber, ob das Fahrzeug den Vorschriften 
dieser Verordnung entspricht, oder [...]

Korrektur der untersuchenden Personen 

39 § 6 (1) Nr. 1 

b 
b) der nachträgliche Ein- oder 
Anbau im Rahmen einer 
Betriebserlaubnis für das Fahrzeug nach § 
7 oder § 8 genehmigt worden ist 

b) der nachträgliche Ein- oder Anbau im 
Rahmen einer Betriebserlaubnis für das Fahrzeug 
nach § 7 oder § 8 genehmigt worden ist

Der Verweis auf § 8 dieser Verordnung sollte 
gestrichen werden, da bei einem Einzelfahrzeug 
ein nachträglicher Einbau nicht mit der 
ursprünglichen Einzelbetriebserlaubnis des 
Fahrzeugs genehmigt werden kann. 
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40 § 6 (1) Nr. 2 2. für diese Teile

a) eine EU-Typgenehmigung oder

b) eine Genehmigung nach den 
Regelungen in der jeweiligen Fassung 
entsprechend dem Gesetz zur Revision 3 
des Übereinkommens vom 20. März 1958 
über die Annahme einheitlicher 
technischer Vorschriften für 
Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände 
und Teile, die in Radfahrzeuge(n) 
eingebaut und/oder verwendet werden 
können, und die Bedingungen für die 
gegenseitige Anerkennung von 
Genehmigungen, die nach diesen 
Vorschriften erteilt wurden vom 31.März 
2019 (BGBl. 2019 II S. 220), soweit diese 
von der Bundesrepublik Deutschland 
oder der Europäischen Union angewendet 
werden,

erteilt worden ist und eventuelle 
Einschränkungen oder 
Einbauanweisungen beachtet sind oder

2. für diese Teile  

a) eine EU-Systemgenehmigung oder 

b) eine Genehmigung für eine selbständige 

technische Einheit nach den Regelungen in 

der jeweiligen Fassung [...]. 

erteilt worden ist, die Genehmigung eine 

Beschreibung des Bauteils und Angaben zum 

Verwendungsbereich enthält und eventuelle 

Einschränkungen oder Einbauanweisungen beachtet 

sind oder 

Die Reduzierung auf eine 
Bauteilsystemgenehmigung bzw. auf 
Genehmigungen für eine selbständige technische 
Einheit ist erforderlich, da nur diese sowohl die 
entsprechenden Anbauvorschriften des 
Rechtsaktes als auch den fahrzeugbezogenen 
Verwendungsbereich zur 
Gefährdungsentkräftung beinhaltet. (bisherige 
Regelungslücke) 

Die Ergänzung ist erforderlich, da die UN-
Regelungen keinen Beschreibungsbogen 
umfassen. Bei Fehlen der entsprechenden 
Angaben sind weder das Bauteil als auch der ggf. 
genehmigte Verwendungsbereich 
„identifizierbar“. 

41 § 6 (1) Nr. 3 3. die Wirksamkeit der 
Betriebserlaubnis, der nationalen 
Teiletypgenehmigung, der Bau-
artgenehmigung oder der Genehmigung 
dieser Teile nach Nummer 1 Buchstabe a 
o-der b von einer Abnahme des Ein- oder 
Anbaus abhängig gemacht ist und die 
Abnahme unverzüglich durchgeführt und 
nach § 9 Absatz 5 oder § 10 Absatz 1 Satz 
4 bestätigt worden ist. 

3. die Wirksamkeit der Betriebserlaubnis, der 
nationalen Teiletypgenehmigung, der 
Bauartgenehmigung oder der Genehmigung dieser 
Teile nach Nummer 1 Buchstabe a o-der b von einer 
Abnahme des Ein- oder Anbaus abhängig gemacht 
ist und die Abnahme unverzüglich durchgeführt und 
nach § 9 Absatz 5 oder § 10 Absatz 1 Satz 4 
bestätigt worden ist. 
Werden bei Teilen nach Nummer 1 oder 2 in der 
Bauartgenehmigung, der Betriebserlaubnis, der 
nationalen Teiletypgenehmigung oder der 
Genehmigung aufgeführte Einschränkungen oder 

Der Bezug auf § 9 Absatz 5 sollte aus unserer 
Sicht gestrichen werden, dieser Absatz nur die 
Urkunde über die Einzelgenehmigung beschreibt.  
Nach §13 FzTV wird das Fahrzeugteil an einem 
Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeuganhänger 
verwendet, so ist die Einzelgenehmigung in den 
Fahrzeugbrief und in den Fahrzeugschein 
einzutragen. 

Die Ergänzung „oder die Abnahme nicht 
unverzüglich durchgeführt und bestätigt wird,“ ist 
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Werden bei Teilen nach Nummer 1 oder 
2 in der Bauartgenehmigung, der 
Betriebserlaubnis, der nationalen 
Teiletypgenehmigung oder der 
Genehmigung aufgeführte 
Einschränkungen oder 
Einbauanweisungen nicht eingehalten, 
erlischt die Betriebserlaubnis des 
Fahrzeugs. 

Einbauanweisungen nicht eingehalten oder die 
Abnahme nicht unverzüglich durchgeführt und 
bestätigt wird, erlischt die Betriebserlaubnis des 
Fahrzeugs. 

Die nach Nummer 1 genehmigten Änderungen 

sind der Zentralen Stelle von den für die 

Begutachtung zuständigen Stellen zum Zweck der 

Anpassung oder Ergänzung von Prüfvorgaben zu 

übermitteln. 

notwendig um, Einschränkungen und zeitliche 
Nähe in Einklang zu bringen. 
Die nach Nummer 1 Buchst. a) und b) 
genehmigten Änderungen sind der Zentralen 
Stelle von den für die Begutachtung zuständigen 
Stellen zum Zweck der Anpassung und 
Ergänzung von Prüfvorgaben für das 
entsprechende Fahrzeug zu übermitteln. Dies ist 
erforderlich, um zu vermeiden, dass Fahrzeuge 
mit genehmigten Änderungen bei der nächsten 
HU nicht auffällig werden und die fehlende 
Berücksichtigung der Genehmigung zur 
Einordnung eines Mangels führt 

42 § 6 (2) (2) Fahrzeugführende haben in den 
Fällen 

[…] 

Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Zulassungsbescheinigung Teil I oder ein 
nach § 4 Absatz 5 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung mitzuführender 
oder aufzubewahrender Nachweis einen 
entsprechenden Eintrag einschließlich zu 
beachtender Beschränkungen oder 
Auflagen enthält; anstelle der zu 
beachtenden Beschränkungen oder 
Auflagen kann der Eintrag auch einen 
Vermerk enthalten sein, dass diese in 
einer mitzuführenden Erlaubnis, 
Genehmigung oder einem 
mitzuführenden Nachweis aufgeführt 
sind. Die Pflicht zur Mitteilung von 
Änderungen nach § 15 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung bleibt unberührt. 

(2) Fahrzeugführende haben in den Fällen 

[…] 

Satz 1 gilt nicht, wenn die Zulassungsbescheinigung 

Teil I, das Anhängerverzeichnis nach § 13 Absatz 

2 Fahrzeug-Zulassungsverordnung oder ein nach 

§ 4 Absatz 5 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung 

mitzuführender oder aufzubewahrender Nachweis 

einen entsprechenden Eintrag einschließlich zu 

beachtender Beschränkungen oder Auflagen 

enthält; anstelle der zu beachtenden

Beschränkungen oder Auflagen kann der in dem 

Eintrag auch einen Vermerk enthalten sein, dass 

diese in einerm mitzuführenden Erlaubnis, 

Genehmigung oder einem mitzuführenden 

Nachweis Dokument aufgeführt sind. Die Pflicht 

zur Mitteilung von Änderungen nach § 15 der 

Fahrzeug-Zulassungsverordnung bleibt unberührt. 

Absatz 2 wurde an den aktuellen Wortlaut FZV 
angepasst. 
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43 § 6 (4) (4) Die Erteilung einer neuen 
Betriebserlaubnis ist nur zulässig, wenn 
die Betriebserlaubnis vorher erloschen 
ist. 

(4) Die WiederErteilung einer neuen 
Betriebserlaubnis ist nur zulässig, wenn die 
Betriebserlaubnis vorher nach Absatz 1 Satz oder § 
5 Absatz 1 Satz 2 erloschen ist. 

Eine bereits vorhandene, aber erloschene BE kann 
nur wieder erteilt werden. Die neue Erteilung der 
BE wäre nicht im Sinne des bisherigen § 21 Abs. 
1a 
Zudem würde dies bedeuten, dass für die 
Erteilung einer neuen BE nach vorangegangener 
technischer Änderung alle, und nicht nur die 
betroffenen Rechtsakte geprüft werden müssen. 

44 § 6 (5) (5) […] zur Zufriedenheit der 
Genehmigungsbehörde abgeschlossen 
haben.“ 

Wir empfehlen eine Begriffsbestimmung des Ausdrucks “Genehmigungsbehörde” vor dem 
Hintergrund dieser Norm. Zudem lässt der Ausdruck „Zufriedenheit“ einen sehr weiten 
Interpretationsspielraum. Wir empfehlen eine präzisere Formulierung zu wählen. 

45 § 7 (1)  (1) Für reihenweise zu fertigende oder 
gefertigte Fahrzeuge kann dem Hersteller 
nach einer auf seine Kosten 
vorgenommenen Prüfung eine 
Allgemeine Betriebserlaubnis erteilt 
werden, wenn er die Gewähr für 
zuverlässige Ausübung der dadurch 
verliehenen Befugnisse bietet. 

(1) Für reihenweise zu fertigende oder gefertigte 
Fahrzeuge, die nicht in § 4 Absatz 1 Satz 1 fallen,
kann dem Hersteller nach einer auf seine Kosten 
vorgenommenen Prüfung eine Allgemeine 
Betriebserlaubnis erteilt werden, wenn er die Gewähr 
für zuverlässige Ausübung der dadurch verliehenen 
Befugnisse bietet. 

46 § 7 (2) (2) Über den Antrag auf Erteilung der 
Allgemeinen Betriebserlaubnis 
entscheidet das Kraftfahrt-Bundesamt. 
Das Kraftfahrt-Bundesamt kann eine 
andere Stelle mit der Begutachtung 
beauftragen. Es bestimmt, welche 
Unterlagen für den Antrag beizubringen 
sind. 

Über den Antrag auf Erteilung der Allgemeinen 
Betriebserlaubnis entscheidet das Kraftfahrt-
Bundesamt. Das Kraftfahrt-Bundesamt kann eine 
andere Stelle mit der Begutachtung beauftragen.  

Vor Erteilung der Allgemeinen Betriebserlaubnis 
überprüft das Kraftfahrt-Bundesamt das 
Vorhandensein angemessener Vorkehrungen und 
Verfahren, die der Antragsteller getroffen bzw. 
geschaffen hat, um eine wirksame Kontrolle zu 
gewährleisten, damit Fahrzeuge während der 
Produktion mit dem genehmigten Typ 

Der Grundsatz, dass der Antragsteller/Hersteller 
Verfahren zur wirksamen Kontrolle der CoP 
eingeführt hat, sollte in der StVZO beschrieben 
werden.  Dieser Textvorschlag ist eine 
Abwandlung aus Anhang IV zur VO(EU) 
2018/858 (Abschnitt 2 – Anfangsbewertung). 
Ggf. sollte der Begriff „Anfangsbewertung“ unter 
§2 aufgenommen werden.  
Mit der Beendigung des Verfahrens „externe 
Partner“ durch das KBA, sollte hier auch auf die 
entsprechend benannten Technischen Dienste 
Kat. C im Verfahren hingewiesen werden.  



mm

dd 

Seite 29 von 120 

übereinstimmen. Die Anfangsbewertung und/oder 
Überprüfung der Vorkehrungen für die 
Übereinstimmung des Produkts ist vom 
Kraftfahrt-Bundesamt oder einem von ihm 
benannten Technischen Dienst durchzuführen.

Das Kraftfahrt-Bundesamt bestimmt, welche 
Unterlagen für den Antrag beizubringen sind. 

Das KBA hat dazu bereits z.B. mit dem MAB 
weiterführende und detaillierte Bestimmungen 
formuliert. 
Über den Verweis aus §10(2) auf §7 für in 
reihenweise gefertigte Teile würden diese 
Bestimmungen auch für die Betriebserlaubnis von 
Teilen bzw. Teiletypgenehmigungen gelten. 

47 § 8 (1)  (1) Gehört ein Fahrzeug nicht zu 
einem genehmigten Typ, so hat der 
Verfügungsberechtigte die 
Betriebserlaubnis für Einzelfahrzeug 
(Einzelbetriebserlaubnis) bei der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle zu 
beantragen. Mit dem Antrag auf Erteilung 
der Einzelbetriebserlaubnis ist der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle ein 
Gutachten nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 
vorzulegen, in dem bescheinigt wird, dass 
das Fahrzeug begutachtet wurde, richtig 
beschrieben und gemäß § 4 
vorschriftsmäßig ist. Für die im 
Gutachten zusammengefassten 
Ergebnisse müssen auf die Fahrzeug-
Identifizierungsnummer bezogene 
Prüfprotokolle vorliegen, aus denen 
hervorgeht, dass die notwendigen 
Prüfungen durchgeführt und die 
geforderten Ergebnisse erreicht wurden. 
Sofern die Ergebnisse von einem, in den 
jeweiligen prüfungsrelevanten Aspekten 
baugleichen Vergleichsfahrzeug 
abgeleitet worden sind, ist die 
Baugleichheit des Einzelfahrzeugs im 
Gutachten nachzuweisen. Eine Ableitung 

(1) Gehört ein Fahrzeug nicht zu einem 

genehmigten Typ, oder liegt noch keine 

Genehmigung gemäß Artikel 44 der Verordnung 

(EU) 2018/858 vor, so hat der 

Verfügungsberechtigte die Betriebserlaubnis für 

Einzelfahrzeuge (Einzelbetriebserlaubnis) oder eine 

nationale Fahrzeug-Einzelgenehmigung gemäß 

Artikel 45 oder für Fahrzeuge gemäß der 

Verordnung (EU) 2018/858 mit einer nationalen 

Einzelgenehmigung nach Artikel 45 bei der nach 

Landesrecht zuständigen Stelle zu beantragen. Mit 

dem Antrag auf Erteilung der 

Einzelbetriebserlaubnis oder Einzelgenehmigung

ist der nach Landesrecht zuständigen Stelle ein 

Gutachten nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 11 oder 

ein Prüfbericht für ein Gesamtfahrzeug nach § 2 

Absatz 1 Nummer 11a

vorzulegen, in dem bescheinigt wird, dass das 

Fahrzeug begutachtet wurde, richtig beschrieben und 

gemäß § 4 und im Falle von technischen 

Änderungen an Fahrzeugen gemäß § 4 Absatz 1 

vor Erstzulassung nach § 36 Absatz 1 

vorschriftsmäßig ist. Für die im Gutachten oder im 

Zuständigkeit der StVZO zu Artikel 45 muss 
aufgenommen werden. Die Umformulierungen 
sollen der rechtlichen Konkretisierung dienen. 
Zudem möchten wir darauf hinweisen, dass auch 
eine in Teilen Gleichheit mit dem 
Vergleichsfahrzeug sehr wohl als Nachweis 
dienen kann. 
Fahrzeuge mit technische Änderungen vor 
Erstzulassung (Mehrstufenverfahren) unterliegen 
weiterhin den Vorgaben des Absatz 1. Über die 
jeweiligen Einzelbauvorschriften der 3 Rahmen-
Verordnungen werden nicht sämtliche technische 
Änderungen (z.B. Fahrwerk) abgedeckt, so dass 
eine Bestätigung der Vorschriftsmäßigkeit ohne 
Gefährdungsentkräftung möglich ist. Durch die 
Ergänzung von § 36 Absatz 1 für technische 
Änderungen an Fz. gemäß §4 Absatz 1 wird diese 
Lücke geschlossen. Unserer Einschätzung nach 
erweist sich diese Regelung bzw. das Verfahren 
als unzureichend, da der Begriff 
„Aufsichtsbehörde“ in § 2 Nr. 37 des 
vorliegenden Verordnungsentwurfs definiert 
wird, während der Begriff 
„Genehmigungsbehörde“ nicht in den 
Begriffsbestimmungen festgelegt ist. 
Insbesondere fehlt den Technischen Diensten eine 
spezifische Aufsichtsstelle. Daher empfinden wir 
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der geforderten Ergebnisse von einem 
nicht baugleichen Vergleichsfahrzeug ist 
unzulässig. Sind 
Ausnahmegenehmigungen nach § 73 
erforderlich, sind diese nach erfolgter 
Begutachtung vor Erteilung der 
Einzelbetriebs-erlaubnis einzuholen. 
Gutachten und Prüfprotokolle sind der 
Genehmigungs- oder der zuständigen 
Aufsichtsbehörde bereitzustellen. Die 
Aufsichtsbehörde hat die Gutachten 
stichprobenartig zu überprüfen. 

Prüfbericht für das Gesamtfahrzeug

zusammengefassten Ergebnisse müssen auf die 

Fahrzeug-Identifizierungsnummer bezogene 

Einzelprüfprotokolleberichte vorliegen, aus denen 

hervorgeht, dass die notwendigen Prüfungen 

durchgeführt und die geforderten Ergebnisse erreicht 

wurden. Sofern die Ergebnisse von einem, in den 

jeweiligen prüfungsrelevanten Aspekten baugleichen 

Vergleichsfahrzeug abgeleitet worden sind, ist die 

Baugleichheit des Einzelfahrzeugs im Gutachten 

nachzuweisen. Sind Ausnahmegenehmigungen nach 

§ 73 erforderlich, sind diese nach erfolgter 

Begutachtung vor Erteilung der 

Einzelbetriebserlaubnis oder Einzelgenehmigung 

einzuholen. Auf Anforderung sind die Gutachten 

und Einzelprüfprotokolleberichte der 

Genehmigungs- oder der zuständigen 

Aufsichtsbehörde bereitzustellen. Die 

Aufbewahrungsfrist für die Gutachten und 

Prüfberichte beträgt zehn Jahre. Je nach 

Zuständigkeit hat das KBA oder die nach 

Landesrecht zuständige Aufsichtsbehörde die 

Gutachten stichprobenartig zu überprüfen. 

das stichprobenartige Überprüfen in dieser VO als 
entbehrlich, da in diesem §§ das Verfahren zur 
Erlangung einer Genehmigung im Einzelfall 
beschrieben wird. Die Aufsichtsrechtlichen 
Maßnahmen liegen im Ermessen der 
Aufsichtsbehörde und unterliegen dem 
Landesrecht 
Hier werden Verbote beschrieben, die in einer 
Vorschrift, die (Verwaltungs-) Verfahren und 
Ausrüstungs- sowie Leistungsvorschriften 
definiert, nicht sinnhaft sind.  

Eine generelle Übersendung von Prüfprotokollen 
durch die Überwachungsinstitutionen ist möglich, 
jedoch würde dies zu einem erheblichen Speicher- 
und Verwaltungsaufwand für die Behörden 
führen, der bereits frühzeitig berücksichtigt 
werden sollte. Die Bereitstellung der 
Prüfprotokolle soll wie bisher in Form einer 
Nachweisliste erfolgen. Ausführliche 
Einzelnachweise für jede Einzelvorschrift führen 
zu einem überproportional hohen Aufwand. 

Weitere Hinweise: 
Die Bereitstellung von neuen „EU“-Prüfberichten 
für die Fz-Klassen L und T ist mit 
entsprechendem Aufwand verbunden. Eine 
generelle Bereitstellung von Prüfberichten ist 
nicht zweck- und sachdienlich und eine fachliche 
Bewertung im Regelfall durch SVAs nicht 
möglich. 
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48 § 8 (2)  (2) Sollen für neue Fahrzeuge die in 
den Anwendungsbereich der in § 4 
Absatz 1 Satz 1 genannten Verordnungen 
fallen, Einzelbetriebserlaubnisse erlangt 
werden, dürfen jeweils im Rahmen eines 
Kalenderjahres nicht mehr als 300 
Fahrzeuge eines gleichen Typs der Fahr-
zeugklassen M und N der Verordnung 
(EU) 2018/858, der Fahrzeugklassen T, 
C, R, und S der Verordnung (EU) Nr. 
167/2013 oder der Fahrzeugklasse L der 
Verordnung (EU) Nr. 168/2013 
begutachtet und zugelassen oder in 
Betrieb genommen werden. Satz 1 gilt 
nicht für Mehrstu-fenverfahren, bei denen 
nur die letzte Stufe zum vollständigen 
Fahrzeug im Rahmen einer 
Einzelbetriebserlaubnis eingeholt werden 
darf. Sollen für Fahrzeuge eines gleichen 
Typs jährlich mehr als die in Satz 1 
genannten höchstzulässigen Stückzahlen 
begutachtet, zugelassen oder in Betrieb 
genommen werden, ist die Begutachtung 
im Rahmen einer Einzelbetriebser-
laubnis abzulehnen und es muss eine 
Kleinserie der jeweils vorgenannten 
Verordnung beantragt werden. Jedes 
begutachtete Fahrzeug nach Satz 1 ist von 
der begutachtenden Stelle unverzüglich 
nach erfolgter Begutachtung in eine beim 
Kraftfahrt-Bundesamt geführte Daten-
bank einzustellen. 

(2) […] nicht mehr als 300 Fahrzeuge eines 

gleichen Typs der Fahrzeugklassen M, und N oder 

O der Verordnung (EU) 2018/858, der 

Fahrzeugklassen T, C, R, und S der Verordnung 

(EU) Nr. 167/2013 oder der Fahrzeugklasse L der 

Verordnung (EU) Nr. 168/2013 begutachtet und 

zugelassen oder in Betrieb genommen werden. Satz 

1 gilt nicht für Mehrstufenverfahren, bei denen nur 

die letzte Stufe zum vollständigen Fahrzeug im 

Rahmen einer Einzelbetriebserlaubnis oder 

Einzelgenehmigung eingeholt werden darf. Sollen 

für Fahrzeuge eines gleichen Typs jährlich mehr als 

die in Satz 1 genannten höchstzulässigen 

Stückzahlen begutachtet, auf dem Markt

zugelassen oder in Betrieb genommen werden, ist 

die Erteilung der Begutachtung im Rahmen einer 

Einzelbetriebserlaubnis oder Einzelgenehmigung 

abzulehnen und es muss eine Kleinserie der jeweils 

vorgenannten Verordnung beantragt werden. Jedes 

erstmalig in Verkehr gebrachte oder in Betrieb 

genommene begutachtete Fahrzeug nach Satz 1 ist 

von der genehmigenden begutachtenden Stelle 

unverzüglich nach erfolgter  Erteilung der 

Einzelbetriebserlaubnis oder Genehmigung 

Begutachtungin eine beim Kraftfahrt-Bundesamt 

geführte Datenbank einzustellen. 

Der Begriff Begutachtung wurde bei den 
Stückzahlen entfernt. Es ist nicht unsere Aufgabe 
bzw. wir haben nicht Möglichkeiten, vor der 
Begutachtung zu recherchieren ob die Grenze in 
der BRD überschritten ist. Daher Datenbank nicht 
für Begutachtungen, sondern Genehmigungen.  

Damit es nicht zu Missbrauch kommt, ist es in 
bestimmten begrenzten Fällen, beispielsweise, 
wenn nur eine sehr geringe Anzahl von 
Fahrzeugen produziert werden soll angemessen, 
eine nationale Kleinserien-Typgenehmigung 
zuzulassen. Es ist daher erforderlich, den Begriff 
der in Kleinserien hergestellten Fahrzeuge genau 
durch die Zahl der hergestellten Fahrzeuge, die zu 
erfüllenden Anforderungen und die 
Voraussetzungen für das Inverkehrbringen dieser 
Fahrzeuge zu definieren. Die eingeführte 
Stückzahlbegrenzung von 300 ist grundsätzlich 
nachvollziehbar, auch wenn die Verordnung (EU) 
2018/858 in Anhang V Teil A Nr. 250 Einheiten 
eines Fahrzeugtyps vorsieht.
Aus hiesiger Sicht ist der Absatz 2 dennoch 
inhaltlich, verfahrenstechnisch und 
rechtsförmlich anpassungsbedürftig. Offen sind 
die zu erfüllenden Anforderungen und die 
Voraussetzungen für das Inverkehrbringen dieser 
in Kleinserie hergestellter Fahrzeuge. 
Bei der Vielzahl von Einzelbegutachtungen stellt 
sich die Frage, wie zum Zeitpunkt der 
Begutachtung für den Kunden sichergestellt 
werden kann, dass er mit seinem Einzelfahrzeug 
die festgelegte Stückzahl nicht überschreitet und 
damit Begutachtung verweigert werden muss. 
Ein Importeur braucht jedoch Rechtssicherheit 
Wochen oder Monate vor der eigentlichen 
Begutachtung zum Zeitpunkt bei der Bestellung, 
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sonst kann er Gefahr laufen seinen Betrieb nicht 
aufrechtzuerhalten. Hierbei handelt es sich 
insbesondere um für die Volkswirtschaft 
wichtige klein- und mittelständische 
Unternehmen. 

Die Änderungsvorschläge in § 8 (2) dienen der 
daher Klarstellung, der Hersteller bereits zum 
Zeitpunkt des Antrags von der zuständigen 
Behörde die notwendige Information erhält, ob 
eine Einzelbetriebserlaubnis beantragt werden 
darf oder in die Kleinserie gewechselt werden 
muss. 

Eine weitere Schwierigkeit ergibt sich bei der 
Verwendung des Ausdrucks „Fahrzeugtyp“. Die 
Begriffsbestimmung ergibt sich den drei EU-
Rahmenverordnungen. Entsprechend dieser 
Definition ergibt sich, dass individuelle 
Aufbauten für Nutzfahrzeuge als Variante bzw. 
Version alle innerhalb des gleichen Typs 
kumuliert gezählt werden müssten. 
Unterschiedliche Aufbauhersteller bauen also 
dabei auf denselben Typ (Chassis) auf. Insofern 
sollte nicht auf den Begriff „Typ“ abgestellt 
werden.

49 § 8 (4) (4) Gehört ein Fahrzeug zu einem 
genehmigten Typ oder liegt eine 
Einzelbetriebserlaubnis nach dieser 
Verordnung oder eine 
Einzelgenehmigung nach Artikel 44 oder 
Artikel 45 der 
Verordnung (EU) 2018/858 vor, ist eine 
Begutachtung nur zulässig, wenn die 

(4) Gehört ein Fahrzeug zu einem genehmigten 
Typ oder liegt eine Einzelbetriebserlaubnis oder 
nationale Fahrzeug-Einzelgenehmigung nach 
dieser Verordnung oder eine Einzelgenehmigung 
nach Artikel 44 oder Artikel 45 der 
Verordnung (EU) 2018/858 vor, ist eine 
Begutachtung nur zulässig, wenn die 
Betriebserlaubnis nach 
§ 5 Absatz 1 Satz 2erloschen ist.

Umkehrschuss zu § 8(1) muss nicht gesondert in 
einem Absatz aufgeführt werden 
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Betriebserlaubnis nach 
§ 5 Absatz 1 Satz 2erloschen ist. 

50 §9 Genehmigungspflichtige Teile 
Kommentar: 
Grundsätzlich war die Bauartgenehmigung obligatorisch für die in § 22a Abs. 1 (aktuell) aufgezählten 
Fahrzeugteile. 
§ 22a (aktuell) ist eine Marktverhaltensregelung im Sinne des § 4 Nr. 11 des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb (jetzt § 3a UWG): Die Vorschrift dient dem Schutz der Sicherheit des 
Verbrauchers beim Gebrauch der erworbenen Ware (LG Mönchengladbach Urteil vom 3. November 
2014 - 8 0 37/4). § 22a Absatz 2 (aktuell) dient damit jedenfalls auch dem Schutz eines durch die 
Marktteilnahme berührten Interesses (OLG Düsseldorf, Urteil vom 30. November 2015 - 1-15 U 138/14-
, juris). 

Das Verfahren zur Erlangung einer ABG ist in der Fahrzeugteile-Verordnung (FzTV) vom 12. August 
1998 (BGBI. I S. 2142), die zuletzt durch Verordnung vom 26. Juli 2013 (BGBI. I S. 2803) geändert 
worden ist, geregelt. Diese wird gemäß Referentenentwurf wohl nicht angepasst, was zu einer 
erheblichen Diskrepanz führen würde. 
Außerdem müssen Teile mit einer Allgemeinen Bauartgenehmigung ein Prüfzeichen haben (§ 22a Abs. 
2, § 8 FTV). Bei Teilen mit Einzelbauartgenehmigung wird das Prüfzeichen durch eine ausgestellte und 
mitzuführende Urkunde oder durch einen Vermerk im Fahrzeugschein oder Betriebserlaubnisnachweis 
ersetzt (§ 22a Abs. 4). Diese Regelungen finden sich durch die ungeordnet aufgelisteten Bauteile (BT) 
oder selbstständige Technische Einheiten (STE) so nicht wieder. ZB ist neu, dass nun auch 
Einrichtungen für indirekte Sicht eine BG benötigen. 

Im Rahmen der Typgenehmigung von Fahrzeugen ist eine Genehmigungspflicht von Bauteilen nicht 
unbedingt erforderlich. Im Zuge einer Einphasengenehmigung können Fahrzeuge mit Bauteilen und STE 
in Verkehr gebracht werden ohne, dass die Bauteile und STE mit Genehmigungszeichen versehen sind. 
Dies ist idR bei Einrichtungen für indirekte Sicht so.  

Weiterhin werden Sanktionen bei der BG strenger als bei der Betriebserlaubnis rechtlich eingeordnet. 
Nach § 23 StVG kann das Feilbieten nicht genehmigter Fahrzeugteile mit einer Geldbuße bis zu 5.000, - 
EUR geahndet werden. Der allgemeine Bußgeldrahmen für Verkehrsordnungswidrigkeiten beträgt 
dagegen nur 1.000,- EUR für vorsätzliche, 500,- EUR für fahrlässige Begehung (§ 24 StVG, § 17 
OWiG). 
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Somit wird hier ohne Notwendigkeit ein bürokratischer Prozess vorgegeben, der jedoch nicht 
kontrollierbar ist und der insbesondere Fehlstellen im Prozess (z.B. in Etwa Wirkung, Einzel 
BG) aufweist.  

51 § 9 (2) (2) Selbstständige technische Einheiten 
oder Bauteile […] Liegt diese 
Genehmigungspflicht nicht vor, ist eine 
Bauartgenehmigung erforderlich. Das 
Verfahren der Genehmigungserteilung 
[…], dürfen an den Fahrzeugteilen nicht 
angebracht sein. 

(2) Selbstständige technische Einheiten oder 

Bauteile […] Liegt diese Genehmigungspflicht nicht 

vor, ist eine Bauartgenehmigung erforderlich. Für 

Bauteile und selbstständige technische Einheiten 

gemäß Absatz 4 Nummer 4 können entweder die 

technischen Vorschriften der zutreffenden 

harmonisierten EU Verordnungen, EU 

Richtlinien und UN-Regelungen oder alternativ 

die jeweiligen Technischen Anforderungen 

angewandt werden.  Das Verfahren der 

Genehmigungserteilung […], dürfen an den 

Fahrzeugteilen nicht angebracht sein. 

Für Bauartgenehmigungen im Einzelfall 

(Einzelgenehmigungen)  sollte weiterhin die 

Möglichkeit bestehen bleiben, die Technischen 

Anforderungen (TA) für die Prüfung von 

Fahrzeugteilen zu verwenden. 

52 § 9 (4) Nr. 2 2. Scheinwerfer und Leuchten an 
Kraftfahrzeugen und deren Anhänger, die 
in den Geltungsbereich dieser 
Verordnung verbracht worden sind, an 
diesen Fahrzeugen verwendet werden, die 
außerhalb des Geltungsbereichs dieser 
Verordnung gebaut wor-den sind und in 
ihrer Wirkung etwa den nach Absatz 1 
geprüften Einrichtungen gleicher Art 
entsprechen und als solche erkennbar 
sind, 

2. Einrichtungen – ausgenommen lichttechnische 

Einrichtungen für Fahrräder und Lichtquellen 

für Scheinwerfer –, die in den Geltungsbereich 

dieser Verordnung verbracht worden sind, an 

Fahrzeugen verwendet werden, die außerhalb des 

Geltungsbereichs dieser Verordnung gebaut 

worden sind, und in ihrer Wirkung etwa den 

nach Absatz 1 geprüften Einrichtungen gleicher 

Art entsprechen und als solche erkennbar sind, 

Wir empfehlen eine inhaltliche und sprachliche 

Konkretisierung der Nr. 2 von § 9 Absatz 4. Der 

Nachweis der Etwa-Wirkung sollte bei den 

bauartgenehmigungspflichtigen Teilen im 

Gegensatz zu bisheriger Vorgaben nicht auf die 

lichttechnische Einrichtungen begrenzt werden. 
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53 § 10 (1) (1) Für Teile von Fahrzeugen, die 
nicht unter § 9 fallen, kann eine 
Teiletypgenehmigung nach dieser 
Verordnung erteilt werden, wenn die 
Teile im Erlaubnisverfahren selbstständig 
behandelt werden können. Dürfen die 
Teile nur an Fahrzeugen bestimmter Art, 
eines bestimmten Typs oder nur bei einer 
bestimmten Art des Ein- oder Anbaus 
verwendet werden, ist die Genehmigung 
dahingehend zu beschränken. Die 
Wirksamkeit der Genehmigung kann 
davon abhängig gemacht werden, dass 
der Ein- oder Anbau im Rahmen einer 
Änderungsbegutachtung abgenommen 
wird. Die prüfende Person hat auf dem 
Nachweis nach § 6 Absatz 1 Nummer3 
den ordnungsgemäßen Ein- oder Anbau 
unter Angabe des Fahrzeugherstellers und 
-typs sowie der Fahrzeug-
Identifizierungsnummer zu bestätigen. 

(1) Für Teile von Fahrzeugen, die nicht unter § 9 

fallen oder nach dem unter §9 aufgeführten 

Rechtsakt geprüft wurden, kann eine 

Teiletypgenehmigung nach dieser Verordnung erteilt 

werden, wenn die Teile im Erlaubnisverfahren 

selbstständig behandelt werden können. Dürfen die 

Teile nur an Fahrzeugen bestimmter Art, eines 

bestimmten Typs oder nur bei einer bestimmten Art 

des Ein- oder Anbaus verwendet werden, ist die 

Genehmigung dahingehend zu beschränken. Die 

Wirksamkeit der Genehmigung kann davon abhängig 

gemacht werden, dass der Ein- oder Anbau im 

Rahmen einer Änderungsbegutachtung abgenommen 

wird. Die prüfende Person hat auf dem Nachweis 

nach § 6 Absatz 2 Nummer 2 den ordnungsgemäßen 

Ein- oder Anbau unter Angabe des 

Fahrzeugherstellers und -typs sowie der Fahrzeug-

Identifizierungsnummer zu bestätigen. 

Eine Teiletypgenehmigung (TTG) ist für nach § 

9 genehmigte Teile nicht (mehr) möglich z.B. 

Räder (dimensionsgleiche Nachrüsträder) dürfen 

in einer TTG nicht mehr behandelt werden, auch 

wenn diese eine Genehmigung nach UN ECE 

R124 haben. Wir empfehlen daher die 

Ergänzung in § 10 (1). Ein falscher Bezug auf 

den Nachweis über den ordnungsgemäßen Ein- 

oder Anbau wurde ergänzt.  

54 § 11 (1) (1) Im Verfahren auf Erteilung der 
Betriebserlaubnis eines Fahrzeuges 
werden Genehmigungen und Prüfzeichen 
anerkannt, die ein ausländischer Staat für 
Teile unter Beachtung der mit der 
Bundesrepublik Deutschland oder der 
Europäischen Union vereinbarten 
Bedingungen erteilt hat. Im Verfahren auf 
Erteilung der Betriebserlaubnis werden 
neben den Genehmigungen auch 
Prüfungen anerkannt, die auf Grund der 
Vorschriften nach § 4 Absatz 1 Satz 1 
durchgeführt und nachgewiesen worden 
sind. 

(1) Im Verfahren auf Erteilung der 

Betriebserlaubnis eines Fahrzeuges werden 

Genehmigungen und Prüfzeichen anerkannt, die ein 

ausländischer Staat für Teile und Systeme unter 

Beachtung der mit der Bundesrepublik Deutschland 

oder der Europäischen Union vereinbarten 

Bedingungen erteilt hat. Im Verfahren auf Erteilung 

der Betriebserlaubnis werden neben den 

Genehmigungen auch Prüfungen anerkannt, die auf 

Grund der Vorschriften nach § 4 Absatz 1 Satz 1 

durchgeführt und nachgewiesen worden sind. 

Der Ausdruck „Systeme“  wurde für die 

Anerkennung ausländischer 

Systemgenehmigungen und entsprechender 

Prüfzeichen ergänzt . 
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55 § 11 (3)  Bei Teilen, die nicht zu einem 
genehmigten Typ gehören, kann nach § 8 
verfahren werden, falls sich das 
Gutachten des amtlich anerkannten 
Sachverständigen nicht gegen die 
Erteilung der Betriebserlaubnis 
ausspricht. Zur Erteilung der 
Betriebserlaubnis ist das 
einzelgenehmigte Teil und die 
Gutachtennummer in die 
Zulassungsbescheinigung Teil I von der 
Zulassungsbehörde einzutragen. Die 
Zulassungsbehörde trägt ebenfalls im 
Gutachten den Zusatz „Betriebserlaubnis 
erteilt“ ein. Der gleiche Vermerk ist unter 
kurzer Bezeichnung des genehmigten 
Teils in dem nach § 4 Absatz 5 der 
Fahrzeug- Zulassungsverordnung 
mitzuführenden oder aufzubewahrenden 
Nachweis und in dem 
Anhängerverzeichnis, sofern ein solches 
ausgestellt worden ist, einzutragen. 

Bei Teilen, die nicht zu einem genehmigten Typ 

gehören, kann nach § 8 verfahren werden, falls sich 

das Gutachten des amtlich anerkannten 

Sachverständigen gemäß §2 Absatz 1 Nummer 11 

nicht gegen die Erteilung der Betriebserlaubnis 

ausspricht. Zur Erteilung der Betriebserlaubnis ist 

das einzelgenehmigte Teil und die 

Gutachtennummer in die Zulassungsbescheinigung 

Teil I von der Zulassungsbehörde einzutragen. Die 

Zulassungsbehörde trägt ebenfalls im Gutachten den 

Zusatz „Betriebserlaubnis erteilt“ ein. Der gleiche 

Vermerk ist unter kurzer Bezeichnung des 

genehmigten Teils in dem nach § 4 Absatz 5 der 

Fahrzeug- Zulassungsverordnung mitzuführenden 

oder aufzubewahrenden Nachweis und in dem 

Anhängerverzeichnis, sofern ein solches ausgestellt 

worden ist, einzutragen. 

Hier ist nur der amtlich anerkannte 

Sachverständige genannt, aber auch ein 

Unterschriftsberechtigter eines technischen 

Dienstes kann diese Gutachten erstellen. Die 

Angabe der Gutachtennummer ist in der ZB I ist 

aus unserer Sicht nicht notwendig.  

56 §12  § 12 Zur Einstufung eines Fahrzeugs als 
Historisches Fahrzeug im Sinne des § 2 
Nummer 22 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung ist ein Gutachten 
einer prüfenden Person erforderlich. 
Neben der Originalität sind ein guter 
Pflege- und Erhaltungszustand sowie die 
Vorschriftsmäßigkeit einzuhalten. Die 
Begutachtung ist nach einer im 
Verkehrsblatt nach Anhörung der 
zuständigen obersten Landesbehörden 
bekannt gemachten Richtlinie 
durchzuführen und das Gutachten nach 

§ 12 Zur Einstufung eines Fahrzeugs als Historisches 

Fahrzeug im Sinne des § 2 Nummer 22 der 

Fahrzeug-Zulassungsverordnung ist ein Gutachten 

einer prüfenden Person erforderlich. Neben der 

Originalität sind ein guter Pflege- und 

Erhaltungszustand sowie die 

Vorschriftsmäßigkeit einzuhalten. Die 

Begutachtung ist nach einer im Verkehrsblatt nach 

Anhörung der zuständigen obersten Landesbehörden 

bekannt gemachten Richtlinie durchzuführen und 

das Gutachten nach einem in der Richtlinie 

festgelegten Muster auszufertigen. Die Vorlage 

Im Formulierung im letzten Satz des 

Verordnungsvorschlags könnte auch so zu 

verstehen sein, dass für die Erstellung des 

Gutachtens eine vorher durchgeführte HU 

anzuerkennen ist. Dies würde der VkBl-

Verlautbarung vom 06.04.2011 – S. 257 f. bzgl. 

der Forderung nach der Untersuchung im 

Umfang einer HU als Grundvoraussetzung 

widersprechen. Daher schlagen wir vor diesen zu 

streichen. 



mm

dd 

Seite 37 von 120 

einem in der Richtlinie festgelegten 
Muster auszufertigen. Die Vorlage 
gültiger Untersuchungsberichte zu einer 
durchgeführten Hauptuntersuchung sind 
anzuerkennen. 

eines gültigeren Untersuchungsberichtes zu einer 

durchgeführten Hauptuntersuchung sind 

anzuerkennen. Im Rahmen der Begutachtung ist 

auch eine  Hauptuntersuchung  nach § 16 

durchzuführen, es sei denn, dass mit der 

Begutachtung gleichzeitig ein Gutachten nach § 8 

erstellt wird. 

 Die genauen Kriterien für eine Einstufung sind 

in der Oldtimer-Rili beschrieben. 

Zeitgenössische Umbauten sind z.B. auch 

zulässig. Daher schlagen wir auch die Streichung 

des mittleren Satzes in §12 StVZO (neu) vor. 

57 § 13 (1) (1) An zulassungspflichtigen Fahrzeugen 
oder kennzeichenpflichtigen Fahrzeugen 
nach § 4 Absatz 2 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung sind regelmäßig 
Hauptuntersuchungen und 
Sicherheitsprüfungen nach den in § 14 
Absatz 1 vorgeschriebenen Zeitabständen 
in Untersuchungsstellen nach 
Anlage 7 durchführen zu lassen. 
Ausgenommen sind [..] 

(1) An zulassungspflichtigen Fahrzeugen nach §3 
Absatz 1 und oder kennzeichenpflichtigen 
Fahrzeugen nach § 4 Absatz 2 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung sind müssen regelmäßig 
Hauptuntersuchungen, deren eigenständige Teile
und Sicherheitsprüfungen nach den in § 14 Absatz 1 
vorgeschriebenen Zeitabständen in 
Untersuchungsstellen nach Anlage 7 durchführen zu 
lassen. Ausgenommen sind [..] 

Die Ergänzungen (eigenständige Teile der HU 

gemäß § 20) in dem Paragraphen dienen der 

Vereinfachung und Klarstellung der Norm. (§4 

(2) beschreibt nur kennzeichenpflichtige 

Fahrzeuge)  

58 § 13 (3) (3)  Bei Kraftfahrzeugen mit 
elektrischem Antrieb ist das Ladekabel 
für das Fahrzeug für die Durchführung 
der Hauptuntersuchung mitzuführen. 

(3) Bei Kraftfahrzeugen mit elektrischem 

Antrieb nach § 2 Nr. 1-3 des Gesetzes zur 

Bevorrechtigung der Verwendung elektrisch 

betriebener Fahrzeuge ist das ein Ladekabel für 

das Fahrzeug für die Durchführung der 

Hauptuntersuchung mitzuführen. 

Wir empfehlen die Formulierung „ein“ 

Ladekabel, weil es unbestimmt sein sollte, um 

welche Art von Ladekabel es sich handeln sollte 

(Arten: Typ 1, Typ 2, CCS). Zudem sollte der 

Begriff „Kraftfahrzeug mit elektrischem 

Antrieb“ entsprechend EmoG spezifiziert 

werden. 

59 § 13 (6) neu 

§13 (7) neu 

(6) Hauptuntersuchungen, eigenständige Teile 
der Hauptuntersuchung nach § 20 sowie 
Sicherheitsprüfungen dürfen von den hierzu 
berechtigten Personen nur an den 
Untersuchungsstellen durchgeführt werden, die 
die Vorschriften der Anlage 7 erfüllen. 

Beim § 13 (6) neu handelt es sich um die 

Übernahme Nummer 4.1 der Anlage VIII 

(StVZO alt). 

§ 13 (7) neu ist aus unserer Sicht erforderlich, da   

derzeit kein Rechtsverhältnis von der 

Technischen Leitung oder beauftragten Stellen 
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(7) Der Halter hat zum Zwecke der 
Qualitätssicherung die von der Technischen 
Leitung durchgeführten oder beauftragten 
Qualitätskontrollen von bereits abgeschlossenen 
Hauptuntersuchungen, deren eigenständige Teile  
oder Sicherheitsprüfungen zu ermöglichen. 

(z.B. QM-Verein, DIQ) zum Fahrzeughalter bei 

eventuellen Kontrollen zur Qualitätssicherung 

besteht.  

60 § 14 (2) (2) Durch eine vorgezogene 
Hauptuntersuchung ändern sich die 
Zeitabstände für folgende 
Hauptuntersuchungen nicht. 

(2) Durch eine vorgezogene 

Hauptuntersuchung ändern sich die Zeitabstände 

gemäß der nationalen Umsetzung der Richtlinie 

2014/45 EU für folgende Hauptuntersuchungen 

nicht. 

Aus unserer Sicht ist hier ein Bezug zur EU-

Gesetzgebung erforderlich. 

61 § 15 (1) (1) Zuständig für die Durchführung 
von Hauptuntersuchungen sind amtlich 
anerkannte Sachverständige oder amtlich 
anerkannte Prüfer der Technischen 
Prüfstellen nach dem 
Kraftfahrsachverständigengesetz, jeweils 
im Zuständigkeitsbereich ihrer 
Technischen Prüfstelle und 
Prüfingenieure einer anerkannten 
Überwachungsorganisation nach Anlage 
9, jeweils im Bundesland ihrer Betrauung. 

(1) Zuständig für die Durchführung von 

Hauptuntersuchungen sind amtlich anerkannte 

Sachverständige oder amtlich anerkannte Prüfer 

der Technischen Prüfstellen nach dem 

Kraftfahrsachverständigengesetz, jeweils im 

Zuständigkeitsbereich ihrer Technischen Prüfstelle 

und Prüfingenieure einer amtlich anerkannten

Überwachungsorganisation mit den von ihnen 

betrauten Prüfingenieuren nach Anlage 9, jeweils 

im Bundesland ihrer Betrauung 

Gemäß dem Kraftfahrsachverständigengesetz 

(KfSachvG) sind die aaSoP, also amtlich 

anerkannte Sachverständige oder Prüfer, für die 

Durchführung zuständig. Wenn man nur aaS und 

aaP angibt, fehlen jeweils die aaSmT und 

aaPmT, was offensichtlich nicht beabsichtigt ist. 

Die Verantwortung für die Durchführung liegt 

bei der aaÜO mit den PI und nicht beim PI 

selbst, anders als in der Technischen Prüfstelle 

(TP), wo der aaSoP persönlich verantwortlich 

und zuständig ist. 

62 § 15 (2) (2) Zuständig für die Durchführung 
von Sicherheitsprüfungen, 
Untersuchungen des Mo-
tormanagements-
/Abgasreinigungssystems und 
Gasanlagenprüfungen für 
Antriebssysteme von Kraftfahrzeugen 
sind dafür jeweils anerkannte 
Kraftfahrzeugwerkstätten nach Anlage 

(2) Zuständig für die Durchführung von 
Sicherheitsprüfungen, Untersuchungen des 
Motormanagements-/Abgasreinigungssystems und 
Gasanlagenprüfungen für Antriebssysteme von 
Kraftfahrzeugen sind die in Absatz 1 genannten 
Personen und Stellen und der 
Bundesinnungsverband des 
Kraftfahrzeughandwerks (BIV) mit den dafür 
jeweils anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten nach 

Die Reihenfolge sollte mit dem Verweis auf 

Absatz 1 beginnen und auch hier die o.g. 

Änderung, dass die ÜO verantwortlich ist 

berücksichtigen 

Des Weiteren ist der BIV zuständig und bedient 

sich der anerkannten Werkstätten 



mm

dd 

Seite 39 von 120 

12, die in Absatz 1 genannten Personen 
und die damit in Zusammenhang 
stehenden Stellen. […]. 

Anlage 12, die in Absatz 1 genannten Personen und 
die damit in Zusammenhang stehenden Stellen. 
[…]. 

63 § 16 (2) (2) Sofern vorhanden, sind die von 
der Zentralen Stelle aufbereiteten 
Vorgaben nach Anlage 11 zu beachten. 

(2) Sofern vorhanden, sind die von der 

Zentralen Stelle aufbereiteten Vorgaben und 

bereitgestellten Prüfhinweise nach Anlage 11 zu 

beachten anzuwenden. 

Die divergierenden Anforderungen in § 16 und 

Anlage 10 an den Umfang der HU können durch 

die Benennung der Prüfhinweise beseitigt 

werden. 

Die von der ZS erarbeiteten und evaluierten 

Vorgaben sind verbindlich bei der HU 

anzuwenden. Daher ist eine entsprechende 

begriffliche Anpassung aus unserer Sicht 

erforderlich. 

64 § 16 (3) Nr. 3 3. Krafträder sowie dreirädrige und 
vierrädrige Kraftfahrzeuge der Klassen 
L3e, L4e, L5e und L7e, die vor dem 1. 
Januar 1989 erstmals in den Verkehr 
gekommen sind, 

3. Krafträder sowie dreirädrige und 

vierrädrige Kraftfahrzeuge der Klassen L3e, L4e, 

L5e und L7e, die vor dem 1. Januar 1989 erstmals in 

den Verkehr gekommen oder mit 

Selbstzündungsmotor ausgestattet sind, 

Konkretisierung der Norm 

65 § 20 (1) (1) Die Untersuchung des 
Motormanagement-
/Abgasreinigungssystems oder die 
Gasanlagenprüfung für Antriebssysteme 
von Kraftfahrzeugen können als 
eigenständige Teile der 
Hauptuntersuchung von dafür 
anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten 
durchgeführt werden. Die Durchführung 
ist auf dem Nachweis über die Prüfung 
des Motormanagement-
/Abgasreinigungssystems oder dem 
Nachweis über die Gasanlagenprüfung zu 

(1) Die Untersuchung des Motormanagement-

/Abgasreinigungssystems oder die 

Gasanlagenprüfung für Antriebssysteme von 

Kraftfahrzeugen können als eigenständige Teile der 

Hauptuntersuchung von dafür anerkannten 

Kraftfahrzeugwerkstätten durchgeführt werden. Die 

Durchführung ist auf dem Nachweis über die 

Prüfung des Motormanagement-

/Abgasreinigungssystems oder dem Nachweis über 

die Gasanlagenprüfung zu bescheinigen. Dieser 

muss jeweils fälschungserschwerende Merkmale 

Eine notwendige Ergänzung ist das 

Akkreditierungssymbol, andernfalls dürfen die 

Nachweise ebenfalls nicht verwendet werden. 
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bescheinigen. Dieser muss jeweils 
fälschungserschwerende Merkmale und 
dem vom Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr im Einvernehmen 
mit den zuständigen obersten 
Landesbehörden im Verkehrsblatt 
bekannt gemachten Muster entsprichen. 

und ein Akkreditierungssymbol aufweisen und 

dem vom Bundesministerium für Digitales und 

Verkehr im Einvernehmen mit den zuständigen 

obersten Landesbehörden im Verkehrsblatt bekannt 

gemachten Muster entspriechen. 

66 § 20 (3) (3) Die Sicherheitsprüfung kann im 
Fall von § 17 Absatz 2 auch als 
eigenständiger Teil zur 
Hauptuntersuchung durchgeführt werden. 

(3) Die Sicherheitsprüfung kann im Fall von 

§ 17 Absatz 2 auch als eigenständiger Teil zur 

Hauptuntersuchung durchgeführt werden. 

Aus unserer Sicht muss §20 (3) dieser 

Verordnung gestrichen werden. Die 

Sicherheitsprüfung (SP) wird im Entwurf als 

eigenständiger Teil der Hauptuntersuchung (HU) 

betrachtet. Bisher war die SP eine eigenständige 

- rein auf nationale Anforderungen ausgerichtete 

- Prüfung für besonders 

verkehrssicherheitskritische Fahrzeugklassen. 

Die SP ist somit nicht im Kontext der Richtlinie 

2014/45/EU bzgl. der Anforderungen an die 

Fahrzeugüberwachung zu verankern.  Damit 

entspricht der Entwurf nicht dem Grundanliegen 

der Richtlinie 2014/45/EU. Das wird 

insbesondere dadurch deutlich, dass eine SP als 

eigenständige Teiluntersuchung „HU Plus“ (HU 

aufgrund fehlender oder verspätet durchgeführter 

SP gem. § 17 Abs. 2 neue StVZO) durch die 

Werkstatt eingeführt wird (vgl. § 20 Abs: 3). In 

der Folge verringert sich gemäß § 17 Abs. 2, 

Satz 2 (neue StVZO) der Umfang der 

Hauptuntersuchung um die Prüfpunkte der 

durchgeführten Sicherheitsprüfung. Somit 

würde, bei einer „HU Plus“ bspw. die 

Vorschriftsmäßigkeit bei den SP Baugruppen 

nicht untersucht werden.  
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In der Praxis wird ein Fahrzeug, welches 2 

Monate nach Fälligkeit der SP einer Werkstatt 

zur SP-Prüfung vorgestellt wird, nach 

durchgeführter SP Prüfung nicht mehr zur 

Hauptuntersuchung vorgestellt. Vgl. auch 

Anlage 8 Nr. 5 Satz 7-8; §17 (2); Anlage 10 Nr. 

1.4 

67 § 21 (1) (1) […] Der Halter hat die Mängel 
unverzüglich beheben zu lassen und das 
Fahrzeug zur Nachprüfung der 
Mängelbeseitigung unter Vorlage der 
Dokumente nach Satz 1 spätestens bis 
zum Ablauf eines Monats ab dem Tag der 
Prüfung des eigenständigen Teils einer 
anerkannten Kraftfahrzeugwerkstatt oder 
einer prüfenden Person vorzuführen. 

(1) […] Der Halter hat die Mängel unverzüglich 
beheben zu lassen und das Fahrzeug zur Nachprüfung 
der Mängelbeseitigung unter Vorlage der 
Dokumente nach Satz 1 des 
Untersuchungsberichts spätestens bis zum Ablauf 
eines Monats ab dem Tag der Prüfung des 
eigenständigen Teils einer anerkannten 
Kraftfahrzeugwerkstatt oder einer prüfenden
untersuchenden Person vorzuführen. 

Konkretisierung der Norm und Korrektur des 

Rechtsbezugs 

68 § 21 (3) (3) Für die Durchführung der 
Hauptuntersuchung sind der prüfenden 
Person alle Nachweise nach 
Absatz 1 oder 2 vorzulegen. 

(3) Für die Durchführung der 

Hauptuntersuchung sind der prüfenden

untersuchenden Person alle Nachweise nach 

Absatz 1 oder 2 vorzulegen oder digital 

bereitzustellen. 

Es ist erforderlich, die HU-Richtlinie 

anzupassen, für den Fall, dass nicht alle Berichte 

vorgelegt werden. Dennoch bleibt die Frage, ob 

der amtlich anerkannte Sachverständige oder 

Prüfer dies überhaupt erkennen und prüfen kann. 

69 § 22 (2) (2) Die Prüfplakette ist: 

1. […] 

2. in allen anderen Fällen von der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle 
zuzuteilen und auf dem hinteren 
zugeteilten Kennzeichen 

(2) Die Prüfplakette ist: 

1. […] 

2. in allen anderen Fällen im Rahmen der 
Fahrzeugzulassung von der nach Landesrecht 
zuständigen Stelle oder den zur Durchführung von 
Hauptuntersuchungen berechtigten Personen

Konkretisierung der Vorgehensweise 
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dauerhaft und gegen Veränderung 
gesichert anzubringen. Vor Anbringung 
einer neuen Prüfplakette oder einer neuen 
Prüfplakette in Verbindung mit einem 
Plakettenträger ist eine abgelaufene 
Prüfplakette einschließlich des damit 
verbundenen Plakettenträgers zu 
entfernen. 

zuzuteilen und auf dem hinteren zugeteilten 
Kennzeichen 

dauerhaft und gegen Veränderung gesichert 

anzubringen. Vor Anbringung einer neuen 

Prüfplakette oder einer neuen Prüfplakette in 

Verbindung mit einem Plakettenträger ist eine 

abgelaufene Prüfplakette einschließlich des damit 

verbundenen Plakettenträgers zu entfernen. 

70 § 22 (3) (3) Die Prüfmarke ist von der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle 
zuzuteilen und von dem Halter oder 
seinem Beauftragten auf dem SP-Schild 
nach den Vorschriften der Anlage 13 
anzubringen. SP-Schilder dürfen von der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle, von 
einer prüfenden Person, dem 
Fahrzeughersteller, dem Halter oder 
seinem Beauftragten nach den 
Vorschriften der Anlage 13 angebracht 
werden. 

(3) Die Prüfmarke in Verbindung mit dem 

Plakettenträger ist von der nach Landesrecht 

zuständigen Stelle oder den zur Durchführung von 

Sicherheitsprüfungen berechtigten Personen

zuzuteilen und von dem Halter oder seinem 

Beauftragten auf dem SP-Schild nach den 

Vorschriften der Anlage 13 anzubringen. SP-

Schilder dürfen von der nach Landesrecht 

zuständigen Stelle, von einer prüfenden Person, dem 

Fahrzeughersteller, dem Halter oder seinem 

Beauftragten nach den Vorschriften der Anlage 13 

angebracht werden. 

s.o. 

71 § 22 (5) (5)  Die Prüfplakette und die 
Prüfmarke werden mit Ablauf des jeweils 
angegebenen Monats ungültig. [...] Die 
Gültigkeit verlängert sich bei 
Fahrzeugen, für die ein 
Saisonkennzeichen zugeteilt ist, bis an 
das Ende des ersten Monats des 
Betriebszeitraums, wenn die Frist zur 
Vorführung zur Hauptuntersuchung oder 
Sicherheitsprüfung vor oder in dem 

(5) Die Prüfplakette und die Prüfmarke werden 

mit Ablauf des jeweils angegebenen Monats 

ungültig. [...] Die Gültigkeit verlängert sich bei 

Fahrzeugen, für die ein Saisonkennzeichen zugeteilt 

ist, bis an das Ende des ersten Monats des 

Betriebszeitraums, wenn die Frist zur Vorführung 

zur Hauptuntersuchung oder Sicherheitsprüfung im 

letzten Monat vor oder in dem Zeitraum der 

Außerbetriebssetzung abgelaufen ist. 

Die Ergänzung ist notwendig, um einen 

Widerspruch zu Anlage 8 zu vermeiden. 

Anderenfalls wäre die Gültigkeitsverlängerung 

vom ersten Monat des Beginns bis in die nächste 

Saison möglich. 
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Zeitraum der Außerbetriebssetzung 
abgelaufen ist. 

72 § 23 (1) (1)  Monat und Jahr des Ablaufs der 
Frist für die nächste Hauptuntersuchung 
müssen von demjenigen, der die 
Prüfplakette zugeteilt und angebracht hat, 
im Untersuchungsbericht dokumentiert 
werden. Zusätzlich sind sie zu 
dokumentieren 

1. in der Zulassungsbescheinigung 
Teil I oder 

2. in dem nach § 4 Absatz 5 der 
Fahrzeug-Zulassungsverordnung 
mitzuführenden oder aufzubewahrenden 
Nachweis. 

(1)  Monat und Jahr des Ablaufs der Frist für die 
nächste Hauptuntersuchung müssen von demjenigen, 
der die Prüfplakette zugeteilt und angebracht hat, im 
Untersuchungsbericht dokumentiert werden. Der 
Untersuchungsbericht kann auch digital 
bereitgestellt werden. Zusätzlich sind sie bei 
zugelassenen Fahrzeugen zu dokumentieren 

1. in der Zulassungsbescheinigung Teil I, 
sofern die Fahrzeugdaten und der Nachweis über 
die Zulassung nicht ausschließlich digital 
vorliegen oder 

2. in dem nach § 4 Absatz 5 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung mitzuführenden oder 
aufzubewahrenden Nachweis.

Absatz 1 lässt sich nicht umsetzen, wenn die 

Zulassungsbehörde oder der Fahrzeughalter im 

Rahmen einer Onlinezulassung die Plakette 

angebracht haben. Hier müssen die 

entsprechenden Einschränkungen „bei 

zugelassenen Fahrzeugen“ eingebaut werden. 

Vor dem Hintergrund der Digitalstrategie der 

Bundesregierung, sollte bereits die - 

Digitalisierung der Dokumente für nahe die 

Zukunft angedacht werden. Dies umfasst auch, 

dass beispielsweise für die Auftragsanlage neben 

der Vorlage der ZB I in Papierform die 

entsprechenden Daten nach §§ 57 und 59 FZV 

im automatisierten Verfahren abgerufen werden 

können. Hierzu bedarf es zusätzlich einer 

Änderung der FZV in § 66 Abs. 8. 

73 § 23 (4) (4) Die Fahrzeughalter haben den 
Untersuchungsbericht mindestens bis zur 
nächsten Hauptuntersuchung und das 
Prüfprotokoll über die Sicherheitsprüfung 
mindestens bis zur nächsten 
Sicherheitsprüfung aufzubewahren. 
Wurde an einem Fahrzeug eine 
Nachprüfung durchgeführt, sind sowohl 
der Untersuchungsbericht als auch der 
Untersuchungsbericht über die 
Nachprüfung mindestens bis zur nächsten 

(4) Die Fahrzeughalter haben den 
Untersuchungsbericht mindestens bis zur nächsten 
Hauptuntersuchung und das Prüfprotokoll über die 
Sicherheitsprüfung mindestens bis zur nächsten 
Sicherheitsprüfung aufzubewahren. Wurde an einem 
Fahrzeug eine Nachprüfung durchgeführt, sind 
sowohl der Untersuchungsbericht als auch der 
Untersuchungsbericht über die Nachprüfung 
mindestens bis zur nächsten Hauptuntersuchung 
aufzubewahren. Die Fahrzeughalter haben den 
Untersuchungsbericht sowie den 

In §23 Absatz 4 wird vorgeschrieben, dass der 

Fahrzeughalter den letzten Untersuchungsbericht 

vor Beginn einer Hauptuntersuchung der 

prüfenden Person auszuhändigen hat. Das ist 

nicht immer möglich. Das würde die 

Durchführung von Hauptuntersuchungen 

behindern, insbesondere, wenn in Werkstätten 

der alte HU Bericht nicht mit abgegeben und der 

der Halter dann nicht mehr verfügbar ist, wenn 

die HU stattfindet. Es ist auch nicht erforderlich, 
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Hauptuntersuchung aufzubewahren. Die 
Fahrzeughalter haben den 
Untersuchungsbericht sowie den 
Untersuchungsbericht über die 
Nachprüfung zuständigen Personen auf 
Anforderung, bei einem Halterwechsel 
dem Erwerbenden, sowie vor Beginn 
einer Hauptuntersuchung der prüfenden 
Person auszuhändigen. […]  

Untersuchungsbericht über die Nachprüfung 
zuständigen Personen auf Anforderung, bei einem 
Halterwechsel dem Erwerbenden, sowie vor Beginn 
einer Hauptuntersuchung der prüfenden Person
auszuhändigen. […]  

da spätestens mit Inkrafttreten der neuen FZV 

am 01.09.2023 die Daten der letzten HU von 

jeder Überwachungsinstitution vom KBA digital 

eingesehen werden können und damit auch ohne 

den vorgelegten Bericht zur Verfügung stehen. 

74 § 24 (2) (2) Wird bei einer 
Hauptuntersuchung festgestellt, dass das 
Fahrzeug verkehrsunsicher ist oder 
gefährliche Mängel aufweist oder bei 
einer Sicherheitsprüfung festgestellt, dass 
das Fahrzeug unmittelbar 
verkehrsgefährdende Mängel aufweist, 
teilt das Kraftfahrt-Bundesamt diese 
Feststellung der Zulassungsbehörde nach 
Erhalt der Daten mit. 

(2) Wird bei einer Hauptuntersuchung 

festgestellt, dass das Fahrzeug verkehrsunsicher ist 

oder gefährliche Mängel aufweist oder bei einer 

Sicherheitsprüfung festgestellt, dass das Fahrzeug 

unmittelbar verkehrsgefährdende Mängel aufweist, 

teilt das Kraftfahrt-Bundesamt diese Feststellung der 

Zulassungsbehörde nach Erhalt der Daten mit. 

Der § 24 (2) will entsprechend der 

Konkretisierung in § 28 nur verkehrsunsichere 

Fahrzeuge regeln. Nach jetziger HU-Richtlinie 

erfolgt keine Benachrichtigung von gefährlichen 

Mängel an die Zulassungsbehörde lt. §17 StVZO 

(aF.). Die Ergänzung der gefährlichen Mängel in 

die Meldepflicht würde für die 

Zulassungsbehörden in den Ländern und das 

KBA einen deutlich spürbaren Mehraufwand 

bedeuten.  

75 § 25 (1) (1) Bei der Eintragung der Laufleistung 
des Fahrzeugs nach dem Stand des 
Wegstreckenzählers in den 
Untersuchungsbericht oder in das 
Prüfprotokoll über die Sicherheitsprüfung 
haben die in 
§ 15 Absatz 1 und 2genannten Stellen 
oder Personen durch Vergleich mit der in 
dem Untersuchungsbericht oder dem 
Prüfprotokoll über die Sicherheitsprüfung 
der zuletzt durchgeführten 
Hauptuntersuchung oder 
Sicherheitsprüfung dokumentierten 
Laufleistung des Fahrzeugs zu prüfen, ob 

(1) Bei der Eintragung der Laufleistung des 

Fahrzeugs nach dem Stand des Wegstreckenzählers 

in den Untersuchungsbericht oder in das 

Prüfprotokoll über die Sicherheitsprüfung haben die 

in § 15 Absatz 1 und 2genannten Stellen oder 

Personen durch Vergleich mit der in dem letzten 

Untersuchungsbericht oder dem letzten

Prüfprotokoll über die Sicherheitsprüfung der 

zuletzt durchgeführten Hauptuntersuchung oder 

Sicherheitsprüfung dokumentierten oder der nach 

§ 66 Absatz 8 der Fahrzeug-

Zulassungsverordnung übermittelten oder der 

von der Zentralen Stelle bereitgestellten 

Für den bei der Plausibilitätsprüfung 
vorzunehmenden Vergleich der Kilometerstände 
sind die bereits heute vorgesehenen digitalen 
Verfahren zum Erhalt der bei der jeweils zuletzt 
durchgeführten HU oder SP festgestellten 
Laufleistung zu ergänzen. Die in den Berichten 
dokumentierten Stände des Wegstreckenzählers 
sind dem KBA und der Zentralen Stelle zu 
übermitteln. Der Abruf entsprechender Daten der 
jeweils letzten HU/SP beim KBA ist bereits seit 
der 55. ÄndVO möglich und nach Ziff. 3.1.4.8 
der Anlage VIII zur StVZO für den 
vorzunehmenden Vergleich ausdrücklich 
vorgesehen.  
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der Wegstreckenzähler die Laufleistung 
plausibel wiedergibt. 

Laufleistung des Fahrzeugs der zuletzt 

durchgeführten Hauptuntersuchung oder 

Sicherheitsprüfung zu prüfen, ob der 

Wegstreckenzähler die Laufleistung plausibel 

wiedergibt. 

Zudem stellt die Zentrale Stelle seit 2018 
Prüfverfahren für den Untersuchungspunkt 7.11 
der HU-Rili bzw. 7.11 der Rili 2014/45/EU zur 
Gesamtbeurteilung des ausgelesenen 
Kilometerstandes bereit. Diese Prüfverfahren 
beinhalten u.a. den Abgleich des ausgelesenen 
Kilometerstandes mit dem von ihr über das 
Vorgabeninformationssystem bereitgestellten 
Kilometerstand aus der letzten HU.  

Durch die Aufnahme der vorgenannten digitalen 
Alternativen wird ferner eine ansonsten 
erforderliche Einführung einer Mitführungs- 
bzw. Vorlagepflicht des letzten 
Untersuchungsberichts oder Prüfprotokolls der 
Sicherheitsprüfung für den Halter vermieden. 

76 § 25 (2)ff. (2) Wenn der durch den 
Wegstreckenzähler angezeigte Stand 
niedriger ist als der auf dem 
Untersuchungsbericht oder Prüfprotokoll 
über die Sicherheitsprüfung 
dokumentierte Stand, der bei der zuletzt 
durchgeführten Hauptuntersuchung oder 
Sicherheitsprüfung festgestellt wurde, 
und der Einbau eines anderen 
Wegstreckenzählers in das Kraftfahrzeug 
nicht nachgewiesen werden kann, ist der 
Stand des Wegstreckenzählers nicht 
plausibel. 

(2) Wenn der durch den Wegstreckenzähler 

angezeigte Stand niedriger ist als der auf dem 

Untersuchungsbericht oder Prüfprotokoll über 

die Sicherheitsprüfung dokumentierte Stand, der 

bei der zuletzt durchgeführten Hauptuntersuchung 

oder Sicherheitsprüfung festgestellt wurde, und der 

Einbau eines anderen Wegstreckenzählers in das 

Kraftfahrzeug nicht nachgewiesen werden kann, ist 

der Stand des Wegstreckenzählers nicht plausibel.

Es fehlen grundsätzliche Verfahrensanweisungen 

zur Vorlage der Untersuchungsberichte, wenn 

versehentlich bei der letzten HU/SP der 

Wegstreckenzähler falsch eingetragen wurde und 

beim Nachweis für den Einbau eines anderen 

Wegstreckenzählers.    



mm

dd 

Seite 46 von 120 

77 § 27 (1) Die Halter von 
zulassungspflichtigen Fahrzeugen im 
Sinne der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung und 
kennzeichenpflichtigen Fahrzeugen nach 
§ 4 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 2 
der Fahrzeug-Zulassungsverordnung 
haben die Flüssiggasanlagen ihrer 
Fahrzeuge mit einem Höchstverbrauch 
von 1,5 kg/h, die nicht zum Antrieb dieser 
Fahrzeuge dienen, auf ihre Kosten nach 
Maßgabe der Technischen Regel – 
Arbeitsblatt DVGW G 607 (A) prüfen zu 
lassen: […] 

3. Fahrzeuge nach § 58 Absatz 3 
Nummer 1, 2 und 4. […] 

Kommentar: 

Wir begrüßen, dass die DVGW (G607) Prüfungen sind jetzt aufgenommen wurden. 

Damit wurde auch ihrer Bedeutung für die Verkehrs- und Betriebssicherheit Rechnung getragen. 

Allerdings wäre es für die Anwendung hilfreich, wenn sich die Fristen für diese Prüfungen an der HU 

(Anlage 8) orientieren würden (Fälligkeit zum Zeitpunkt einer HU). 

78 §28 Datenübermittlung zum zentralen 
Fahrzeugregister  

Hinweis zur Datenübermittlung zwischen KBA und Überwachungsinstitutionen im Rahmen der 

Digitalisierungsstrategie der Bundesregierung: 

Aus unserer Sicht sollten Daten der Zulassungsbescheinigung Teil I, der Hauptuntersuchungen und 

Sicherheitsprüfungen durch Abruf im automatisierten Verfahren aus dem Zentralen Fahrzeugregister 

unter Verwendung der Fahrzeug-Identifizierungsnummer und, sofern zugeteilt, des Kennzeichens an die 

Technischen Prüfstellen und Überwachungsorganisationen übermittelt werden. 

79 § 30 (2) (2) Das nach Absatz 1 
mitzuführende Erste-Hilfe-Material muss 
nach Art, Mindestmenge und 
Beschaffenheit mindestens dem 
Normblatt DIN 13164, Februar 2022 
entsprechen. 

(2) Das nach Absatz 1 mitzuführende Erste-

Hilfe-Material muss nach Art, Mindestmenge und 

Beschaffenheit mindestens dem Normblatt DIN 

13164, Ausgabe Januar 2014 oder Februar 2022 

entsprechen.  

Die Ergänzung mit Bezug auf Ausgabe Januar 

2014 halten wir für erforderlich, da ansonsten bei 

allen bereits zugelassenen Fahrzeugen eine 

Umrüstung erforderlich wird. Nach §74 wurde 

auch keine Übergangsbestimmung für §30 

vorgesehen. 
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80 § 31 (2) (2) Warnwesten müssen der Norm 
DIN EN ISO 20471:2017 entsprechen. 

(2) Warnwesten müssen der Norm DIN EN 

ISO 471: 2003+A1:2007, der Norm DIN EN ISO 

20471:2013 oder 2017 entsprechen. 

Die Ergänzung mit Bezug auf Ausgabe Januar 

204 halten wir für erforderlich, da ansonsten bei 

allen bereits zugelassenen Fahrzeugen eine 

Umrüstung erforderlich wird. Nach §74 wurde 

auch keine Übergangsbestimmung für §31 

vorgesehen. 

81 § 31 (3) Nr. 1 (3) 1. in land- oder 
forstwirtschaftlichen Zug- oder 
Arbeitsmaschinen sowie in anderen 
Kraftfahrzeugen mit einer zulässigen 
Gesamtmasse von nicht mehr als 3,5 t 
oder mit höchstens 8 Sitzplätzen ein 
Warndreieck; 

(3) 1. in land- oder forstwirtschaftlichen Zug- 

oder Arbeitsmaschinen sowie in anderen 

Kraftfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse 

von nicht mehr als 3,5 t oder mit höchstens 8 

Sitzplätzen zusätzlich zum Fahrersitz ein 

Warndreieck; 

82 § 32 (4) (4) Bei Lastkraftwagen sowie 
Kraftomnibussen einschließlich 
Gepäckanhänger, bei Sat-
telkraftfahrzeugen und 
Lastkraftwagenzügen muss eine 
Motorleistung von mindestens 5,0 kW, 
bei Zugmaschinen und 
Zugmaschinenzügen – ausgenommen für 
land- oder forstwirtschaftliche Zwecke – 
von mindestens 4,4 kW je Tonne der 
zulässigen Gesamtmasse des 
Kraftfahrzeugs und der jeweiligen 
Anhängelast vorhanden sein. Satz 1 gilt 
nicht für die mit elektrischer Energie 
angetriebenen Fahrzeuge sowie für 
Kraftfahrzeuge – auch mit Anhänger – 
mit einer durch die Bauart bestimmten 
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr 
als 25 km/h. 

Aus unserer Sicht ist eine Überarbeitung des Paragraphen mit Blick auf notwendige 

Übergangsvorschriften notwendig, die in § 35 der aktuell gültigen StVZO Anwendung finden. 

Ohne Übergangsvorschrift ist ein Weiterbetrieb von Fahrzeugen im Bestand eventuell nicht 

möglich. 
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83 § 33 (1) (1) Wer ein Fahrzeug oder einen 
Zug miteinander verbundener Fahrzeuge 
führt, muss zur selbstständigen Leitung 
geeignet sein. 

(1) Wer ein Fahrzeug oder einen Zug 

miteinander verbundener Fahrzeuge führt, muss 

zumr selbstständigen Leitung  Führen geeignet 

sein.

Sprachliche Überarbeitung der Norm. 

84 § 34 (2) (2) Besteht Anlass zu der Annahme, 
dass ein Fahrzeug den Vorschriften zum 
Geräusch-verhalten entgegen seiner 
Genehmigung nicht entspricht, so sind 
Fahrzeugführende auf Weisung einer 
zuständigen Person verpflichtet, den 
Schalldruckpegel des Standgeräuschs 
feststellen zu lassen. Liegt die Messstelle 
nicht in der Fahrtrichtung des Fahrzeugs, 
so besteht die Verpflichtung nur, wenn 
der zurückzulegende Umweg nicht mehr 
als 6 km beträgt. Nach der Messung ist 
dem Führer eine Bescheinigung über das 
Ergebnis der Messung zu erteilen. Die 
Kosten der Messung fallen dem Halter 
des Fahrzeugs zur Last, wenn eine zu 
beanstandende Überschreitung des für 
das Fahrzeug zulässigen Geräuschpegels 
festgestellt wird. 

(2) Besteht Anlass zu der Annahme, dass ein 

Fahrzeug den Vorschriften zum Geräusch-

verhalten entgegen seiner Genehmigung nicht 

entspricht, so sind Fahrzeugführende auf 

Weisung einer zuständigen Person verpflichtet, 

den Schalldruckpegel des Standgeräuschs 

feststellen zu lassen. Liegt die Messstelle nicht in 

der Fahrtrichtung des Fahrzeugs, so besteht die 

Verpflichtung nur, wenn der zurückzulegende 

Umweg nicht mehr als 6 km beträgt. Nach der 

Messung ist dem Führer eine Bescheinigung über 

das Ergebnis der Messung zu erteilen. Die Kosten 

der Messung fallen dem Halter des Fahrzeugs zur 

Last, wenn eine zu beanstandende 

Überschreitung des für das Fahrzeug zulässigen 

Geräuschpegels festgestellt wird. 

Wir empfehlen diesen Absatz in § 34 zu 

streichen und als neuen Absatz 4 unter §55 

einzufügen (Geräuschentwicklung und 

Schalldämpferanlage). Mitzuführende 

Gegenstände stehen nicht im Zusammenhang mit 

dem Geräuschverhalten. Zudem sollte in dem 

Absatz ergänzt werden, wer für die 

entsprechende Messung berechtigt ist, hier z. B. 

der aaSoP und PI. 

85 § 35 (2) (2) Das Schild muss kreisrund mit 
einem Durchmesser von 200 mm sein und 
einen schwarzen Rand haben. Die Ziffern 
sind auf weißem Grund in schwarzer 
fetter Engschrift entsprechend Anlage V 
Seite 4 in einer Schriftgröße von 120 mm 
auszuführen. […] 

(2) Das Schild muss kreisrund mit einem 

Durchmesser von 200 mm sein und einen schwarzen 

Rand haben. Die Ziffern sind auf weißem Grund in 

schwarzer fetter Engschrift entsprechend Anlage V 

Seite 4 der Fahrzeug-Zulassungs-Verordnung 

Anlage 4 Nr. 2.3.2 in einer Schriftgröße von 120 

mm auszuführen. […]

Eine Überarbeitung des Rechtszugs ist 

notwendig, da die Anlage V Seite 4 nicht 

existiert. 
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86 § 36 (4) (4) Anstelle der Vorschriften dieser 
Verordnung können die europäischen 
Rechtsakte und UN-Regelungen in ihrer 
jeweils geltenden Fassung angewendet 
werden, die in […]. 

(4) Anstelle der Vorschriften dieser 

Verordnung können die europäischen Rechtsakte 

und UN-Regelungen in ihrer jeweils geltenden 

Fassung angewendet werden, die in […]. 

Aus unserer Sicht kann dieser Absatz gestrichen 

werden, da die verbindliche Anwendung über § 4 

StVZO neu geregelt ist. 

87 § 36 (5) (1) (5) Kraftfahrzeuge und Anhänger 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden Vorschriften, in 
der jeweils geltenden Fassung, entsprechen: 
[…]

2. hinsichtlich des hinteren 
Unterfahrschutzes 

a) Anhang II der Verordnung (EU) 
2018/858 unter Nummer A11, Nummer 
3A oder Nummer 3B oder 

[…] 

(5) Kraftfahrzeuge und Anhänger nach § 4 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 müssen im Falle 

einer Genehmigung Erteilung einer 

Betriebserlaubnis nach dieser Verordnung und im 

Falle von Nachrüstungen den folgenden 

Vorschriften, bezogen auf die im jeweiligen 

Anwendungsbereich der Erteilung der 

Betriebserlaubnis genannten Fahrzeuge in der 

jeweils geltenden Fassung entsprechen, § 4 Absatz 5 

gilt hierbei entsprechend: […] 

2. hinsichtlich des hinteren Unterfahrschutzes 

a) Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858 
unter Nummer A11 12, Nummer 3A oder Nummer 
3B oder 

[…]

Die Änderung des Absatzes ist aus unserer Sicht 

notwendig, da sonst alle in §4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1-3 genannten Fahrzeuge die Vorschriften 

erfüllen müssten. Der Verweis auf § 4 Absatz 5 

ist zur Klarstellung erforderlich, ansonsten 

müssten gebrauchte Fahrzeuge den jeweiligen 

Stand zum Zeitpunkt der Begutachtung und nicht 

den Stand zum Zeitpunkt der Erstzulassung 

erfüllen. 

Zudem ist der Ausdruck „Nachrüstungen“ nicht 

definiert. Kraftfahrzeuge sollten auch nur die 

zum Zeitpunkt der Erstzulassung geltenden 

Vorschriften erfüllen müssen. 

In § 36 (5) Nr. 2a wurde ein falscher Bezug im 

Anhang II der VO (EU) 2018/858 gewählt. 

Wir weisen zudem darauf hin, dass in der 

Auflistung im § 36 (5) der derzeitig gültige §32e 

(Schutzstrukturen an lof Zugmaschinen) fehlt. 

Aus unserer Sicht ist damit die Liste nicht 

vollständig. 

88 § 37 Elektromagnetische Verträglichkeit und 
elektrische Einrichtungen von elektrisch 
an-getriebenen Kraftfahrzeugen 

Elektromagnetische Verträglichkeit und elektrische 

Einrichtungen von elektrisch an-getriebenen 

Kraftfahrzeugen

Wir empfehlen keine Beschränkung auf 

elektrisch angetriebene Fahrzeuge, da alle 
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Fahrzeuge den Anforderungen der UN ECE-R 

10 erfüllen müssen. 

89 § 37 (1) (1) Fahrzeuge welche nach dieser 
Verordnung genehmigt werden, müssen 
gemäß den Vorgaben des 
§ 4 Absatz 3 Satz 2 den Bestimmungen 
über die elektromagnetische 
Verträglichkeit der in Anlage 1 hierzu 
genannten Vorschrift entsprechen. 

(1) Fahrzeuge welche nach dieser Verordnung 

genehmigt werden, müssen gemäß den Vorgaben des 

§ 4 Absatz 3 Satz 2 den Bestimmungen über die 

elektromagnetische Verträglichkeit der in Anlage 1 

hierzu genannten Vorschrift entsprechen. 

Satz 1 gilt nicht für Fahrzeuge mit einer 

bauartbestimmten Höchstgeschwindigkeit von 

nicht mehr als 25 km/h oder die in der 

vorgeschriebenen Weise für eine 

Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 25 

km/h gekennzeichnet sind.   

Ergänzung erforderlich, da ansonsten für 

bestimmte nationale Fz-Arten, entgegen zu den 

Vorgaben der EU, höhere nationale 

Anforderungen geschaffen werden. § 55a StVZO 

(aF.) schließt bestimmte nationale Fz-Klassen 

und Fz < 25km/h, welche auch nicht von den 3 

Rahmen-Verordnungen umfasst sind, derzeit von 

den Anforderungen an die elektromagnetische 

Verträglichkeit aus. 

90 § 37 (2) (2) Elektronische 
Fahrzeugkomponenten von elektrisch 
angetriebenen Kraftfahrzeugen müssen 
so beschaffen sein, dass bei 
verkehrsüblichem Betrieb der Fahrzeuge 
durch elektrische Einwirkung weder 
Personen verletzt noch Sachen beschädigt 
werden können. 

(2) Fahrzeuge mit elektrischem Antrieb 

einschließlich ihrer eElektronischen

Fahrzeugkomponenten von elektrisch 

angetriebenen Kraftfahrzeugen müssen so 

beschaffen sein, dass bei verkehrsüblichem Betrieb 

der Fahrzeuge durch elektrische Einwirkung weder 

Personen verletzt noch Sachen beschädigt werden 

können.

Siehe Begründung zu § 37 

Falls durch Absatz 2 die elektrische Sicherheit 

für Fz außerhalb der 3 Rahmenverordnungen 

allgemein geregelt werden sollte, sollte diese 

nicht nur auf elektronische 

Fahrzeugkomponenten beschränkt werden. 

91 § 38 (3) (3) Bei Kraftomnibussen ist im 
Stand auf dem Boden eine Linie entlang 
der senkrechten Ebene zu ziehen, die die 
zur Außenseite des Kreises gerichtete 
Fahrzeugseite tangiert. Bei 
Kraftomnibussen, die als Gelenkfahrzeug 
ausgebildet sind, müssen die zwei starren 

(3) Bei Kraftomnibussen ist im Stand auf dem 

Boden eine Linie entlang der senkrechten Ebene zu 

ziehen, die die zur Außenseite des Kreises gerichtete 

Fahrzeugseite tangiert. Bei Kraftomnibussen, die als 

Gelenkfahrzeug ausgebildet sind, müssen die zwei

In Bezug auf die kommenden Gelenkbusse mit 

zwei Gelenken, sollte hier schon der Bezug auf 

„zwei“ entfallen. 
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Teile parallel zu dieser Ebene 
ausgerichtet sein. […] 

starren Teile parallel zu dieser Ebene ausgerichtet 

sein. […]

92 § 39 Abmessungen von Fahrzeugen und 
Fahrzeugkombinationen 

Beispiel:  

Die Ermittlung der Fahrzeugbreite erfolgt 

1. bei Fahrzeugen der 
Klasse M, N und O nach 
Anhang XIII Teil 2 der 
Durchführungsverordnung (EU) 20
21/535, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

2. bei Fahrzeugen der 
Klasse T, C, R und S nach 
Anhang XXI der Delegierten 
Verordnung (EU) 2015/208, in der 
jeweils geltenden Fassung und 

3. bei Fahrzeugen der Klasse L nach 
Anhang XI der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 44/2014, in 
der jeweils geltenden Fassung.

Definitionen für Ermittlung der Abmessungen für Fahrzeuge außerhalb der 

Rahmenverordnungen fehlen im vorliegenden Verordnungstext. Außerdem müssten die Verweise 

in der 35. Ausnahmeverordnung zur StVZO angepasst werden. (LoF Überbreite)

93 § 39 (1)  4. bei Fahrzeugen der Klasse N mit einem 
Aufbau mit isolierten Wänden, die eine 
Dicke von mindestens 45 mm aufweisen, 
und Fahrzeugen der Klasse N bei der 
Beförderung klimatisierter Container 
oder Wechselaufbauten 2,60 m, 

4. bei Fahrzeugen der Klasse N und O mit einem 
Aufbau mit isolierten Wänden, die eine Dicke von 
mindestens 45 mm aufweisen, und Fahrzeugen der 
Klasse N bei der Beförderung klimatisierter Container 
oder Wechselaufbauten 2,60 m,

Ergänzung der Anhänger ist aus unserer 

Sicht noch erforderlich in § 39 (1)  
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94 § 41 Sitze und Rückhalteeinrichtungen Sitze, Sitze für Rollstuhlplätze und 

Rückhalteeinrichtungen

Einfügung zur Klarstellung, Anforderungen für 

Sitze sind bereits über § 36 Absatz 5 Nr.10 

geregelt. 

Anmerkung: Die Absätze 1 – 3 regeln Rollstuhl-

Stellplätze, sowie Rollstuhl-Rückhaltesysteme. 

Leistungsanforderungen für die verbleibenden 

Sitze, Sitzverankerungen und Gurtverankerungen 

existieren nicht. Auch die Querverweise sind 

nicht vorhanden. Bisher war dies in der StVZO 

für Einzelfahrzeuge geregelt. 

95 § 41 (1) a 

neu 

Der Sitz des Fahrzeugführers und sein 
Betätigungsraum sowie die Einrichtungen zum 
Führen des Fahrzeugs müssen so angeordnet und 
beschaffen sein, dass das Fahrzeug – auch bei 
angelegtem Sicherheitsgurt oder Verwendung 
eines anderen Rückhaltesystems – sicher geführt 
werden kann.

Erforderliche Ergänzung, da ansonsten z.B. für 
selbstfahrende Arbeitsmaschinen (Bagger, 
Schaufellader, Mähdrescher usw.) keine 
Anforderungen vorhanden wären, über § 36 
Absatz 5 Nr.4 sind nur die Fz der 3 Rahmen-
Verordnung umfasst.

96 § 41 (2) (2)  Der Fahrzeughalter hat der 
Zulassungsbehörde unverzüglich über 
den vorschriftsgemäßen Einbau oder die 
vorschriftsgemäße Änderung eines 
Rollstuhlstellplatzes, Rollstuhl-
Rückhaltesystems, Rollstuhlnutzer-
Rückhaltesystems sowie [...] 

(2) Der Fahrzeughalter hat der 

Zulassungsbehörde Genehmigungsbehörde

unverzüglich über den vorschriftsgemäßen Einbau 

oder die vorschriftsgemäße Änderung eines 

Rollstuhlstellplatzes, Rollstuhl-Rückhaltesystems, 

Rollstuhlnutzer-Rückhaltesystems sowie [...]

97 § 42 (1) Klimatisierung 

(1): Während der Fahrt dürfen mit 
Flüssiggasflaschen betriebene Anlagen in 
Kraftfahrzeugen und Anhängern nur in 
Betrieb sein, [...] 

Flüsiggasbetriebene Heizanlagen und 
Klimatisierung 

(1): Während der Fahrt dürfen mit 
Flüssiggasflaschen betriebene Heizanlagen in 
Kraftfahrzeugen und Anhängern nur in Betrieb sein, 
[...] 

Durch die Anpassung des Titels an den 

Regelungsumfang wird eine bessere inhaltliche 

Übersicht erzielt. Wir empfehlen diese 

Ergänzung, da sonst alle in §4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1-3 genannten Fahrzeuge eine der drei genannten 

Vorschriften erfüllen könnten. (z.B. ein Fahrzeug 
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(1) […]  Kraftfahrzeuge und 
Anhänger nach § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 müssen im Falle einer 
Genehmigung nach dieser Verordnung 
und im Falle von Nachrüstungen den 
folgenden Vorschriften über 
Heizanlagen, in der jeweils geltenden 
Fassung, entsprechen: 

(1) […]  Kraftfahrzeuge und Anhänger nach 

§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 müssen im Falle 

einer Genehmigung nach dieser Verordnung und im 

Falle von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften 

über Heizanlagen, bezogen auf die im jeweiligen 

Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge, in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen: 

nach VO (EU) 2018/858 die Vorschriften zu Pkt. 

3) 

98 § 43 (1) (1) Die Beschaffenheit der 
Kraftfahrzeuge muss sicheres Auf-, Ab-, 
Ein- und Aussteigen zu den zulässigen 
Sitz- und Stehplätzen ermöglichen. 

(1) Die Beschaffenheit der KraftfFahrzeuge 
muss sicheres Auf-, Ab-, Ein- und Aussteigen zu den 
zulässigen Sitz- und Stehplätzen ermöglichen. 

Durch die Begrenzung auf Kraftfahrzeuge 

schließt ein sicherer Auf- und Abstieg auf die 

Ladefläche von Anhänger oder in einen 

Wohnwagen aus.  

Anforderungen  

99 § 43 (4), (5) 

neu 

(4) Die Türbänder (Scharniere) von Drehtüren – 

ausgenommen Falttüren – an den Längsseiten 

von Kraftfahrzeugen mit einer durch die Bauart 

bestimmten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 

25 km/h müssen auf der in der Fahrtrichtung 

vorn liegenden Seite der Türen angebracht sein. 

Dies gilt bei Doppeltüren für den Türflügel, der 

zuerst geöffnet wird; der andere Türflügel muss 

für sich verriegelt werden können. Türen müssen 

bei Gefahr von jedem erwachsenen Fahrgast 

geöffnet werden können. 

Wir haben festgestellt, dass §35e Abs. 3 StVZO 

alt entfallen ist. Danach wären hinten 

angeschlagene Türen nach StVZO wieder 

zulässig. Daher haben einen Vorschlag zur 

Ergänzung mit Absatz 4 und 5 verfasst. 
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100 § 44 (1) (1) Die Räder der Kraftfahrzeuge und 
Anhänger müssen mit einer zulässigen 
Bereifung versehen sein. Kraftfahrzeuge 
und Anhänger nach § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 müssen im Falle einer 
Genehmigung nach dieser Verordnung 
und im Falle von Nachrüstungen den 
folgenden Vorschriften über die 
Bereifung, in der jeweils geltenden 
Fassung, entsprechen: […] 

(1) Die Räder der Kraftfahrzeuge und Anhänger 

müssen hinsichtlich ihrer konstruktiven 

Merkmale für das Fahrzeug geeignet und mit 

einer zulässigen Bereifung versehen sein. 

Kraftfahrzeuge und Anhänger nach 

§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 müssen im Falle 

einer Genehmigung nach dieser Verordnung und im 

Falle von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften 

über die Bereifung, bezogen auf die im jeweiligen 

Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge,  in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen: […]

Allgemeine Anforderungen an Räder sollten als 

Vorgabe und hinsichtlich der Bewertung der 

Vorschriftsmäßigkeit formuliert werden, 

insbesondere, weil die EU-

Typgenehmigungsvorschriften keine 

entsprechenden Anforderungen beinhalten. Wir 

empfehlen diese Ergänzung, da sonst alle in §4 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 genannten Fahrzeuge eine 

der drei genannten Vorschriften erfüllen könnten 

(z.B. ein Fahrzeug nach VO (EU) 2018/858 die 

Vorschriften zu Pkt.3). 

Der Zwischenschritt über die Verweise auf die 
2018/858 führen wiederum zur 2019/2144, dies 
ist eine sehr umständliche Vorgehensweise (4 
Regelwerke um eine Leistungsvorschrift zu 
erhalten). Besser wäre es, die entsprechende 
Leistungsvorschrift direkt zu nennen oder ein 
Direktbezug zur jeweiligen Quelle z. B.:  
UN-R 30, 54, 117, 64, 142 oder einen 
Querverweis in den Anhang und dort werden die 
entsprechenden Vorschriften genannt. Die Bau- 
und Betriebsvorschriften für Reifen im Vergleich 
zur bisherigen Regelung in § 36 StVZO ist 
unzureichend. 

101 § 44 (5) (5) Die Radabdeckungen der 
Kraftfahrzeuge und Anhänger müssen mit 
hinreichend wirkenden Abdeckungen 
(Kotflügel, Schmutzfänger, Spritzschutz 
oder Radeinbauten) versehen sein. 
Kraftfahrzeuge und Anhänger nach § 4 

(5) Die Radabdeckungen Räder und Reifen 

der Kraftfahrzeuge und Anhänger müssen mit 

hinreichend wirkenden Abdeckungen (Kotflügel, 

Schmutzfänger, Spritzschutz oder Radeinbauten) 

versehen sein. Kraftfahrzeuge und Anhänger nach § 

Räder müssen Radabdeckungen haben. Die 

Ergänzung ist notwendig, da sonst Fahrzeuge 

nach VO (EU) 168/2013 eine der beiden 

genannten Vorschriften entsprechen könnten. 
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Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 müssen 
im Falle einer Genehmigung nach dieser 
Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über Radabdeckungen, in 
der jeweils geltenden Fassung, 
entsprechen: […] 

4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 müssen im Falle 

einer Genehmigung nach dieser Verordnung und im 

Falle von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften 

über Radabdeckungen, bezogen auf die im 

jeweiligen Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge,   in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen: […]

Darüber hinaus fehlen in dem Paragraphen die 

jeweiligen Fahrzeugklassen. So sind 

beispielsweise Regelungen für Krafträder sind 

nicht genannt. Da es in der 168/2013 keine 

Regelung hierfür gibt, müsste eine alternative, 

nationale Leistungsanforderung genannt werden. 

„Hinreichend wirkende Abdeckungen“ ist keine 

klare Forderung aus unserer Sicht. 

102 § 45 (1) (1) Die Lenkeinrichtung muss 
leichtes und sicheres Lenken des 
Fahrzeugs gewährleisten; sie ist, wenn 
nötig, mit einer Lenkhilfe zu versehen. 
Bei Versagen der Lenkhilfe muss die 
Lenkbarkeit des Fahrzeugs erhalten 
bleiben. Kraftfahrzeuge und Anhänger 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über die Lenkeinrichtungen, 
in der jeweils geltenden Fassung, 
entsprechen: […] 

(1) Die Lenkeinrichtung muss leichtes und 

sicheres Lenken des Fahrzeugs gewährleisten; sie ist, 

wenn nötig, mit einer Lenkhilfe zu versehen. Bei 

Versagen der Lenkhilfe muss die Lenkbarkeit des 

Fahrzeugs erhalten bleiben. Kraftfahrzeuge und 

Anhänger nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 

müssen im Falle einer Genehmigung nach dieser 

Verordnung und im Falle von Nachrüstungen den 

folgenden Vorschriften über die Lenkeinrichtungen, 

bezogen auf die im jeweiligen 

Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge, in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen: […] 

oder 

3. Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 

unter Nummer B13 für Fahrzeuge, welches die 

Baumerkmale der Klasse L erfüllt. 

Die Ergänzung ist notwendig, da sonst 

Fahrzeuge nach VO (EU) 168/2013 eine der 

beiden genannten Vorschriften entsprechen 

müssten. 

Die Ergänzung der Nummer 3 ist aus unserer 

Sicht notwendig, da sonst in diesem Falle die 

Anforderungen an die Einzelgenehmigung höher 

als in der Typgenehmigung wären. (Beispiel: 

Fahrzeug in Quad, L7e Bauart) 

Grundsätzlich fehlen in dem Paragraphen aus 

unserer Sicht Regelungen für Fahrzeuge 

außerhalb der EU 

Typgenehmigungsvorschriften. Genau für solche 

Fahrzeuge sollte ja die StVZO gedacht sein. 

Beispielsweise selbstfahrende 

Arbeitsmaschinen/Stapler. Ebenso fehlt ein 

Querverweis, dass höherwertigere Vorschriften 

freiwillig angewandt werden dürfen.  
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103 § 45 (2) (2) Kraftfahrzeuge und Anhänger 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über die 
Betätigungseinrichtungen, 
Kontrollleuchten und Anzeiger, in der 
jeweils geltenden Fassung, entsprechen: 
[…]. 

(2) Kraftfahrzeuge und Anhänger nach § 4 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 müssen im Falle 

einer Genehmigung nach dieser Verordnung und im 

Falle von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften 

über die Betätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten 

und Anzeiger, bezogen auf die im jeweiligen 

Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge, in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen: […].

Die Ergänzung ist notwendig, da sonst alle in §4 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 genannten Fahrzeuge eine 

der drei genannten Vorschriften erfüllen 

könnten. (z.B. ein Fahrzeug nach VO (EU) 

2018/858 die Vorschriften zu Pkt.3) 

104 § 46 (1) (1)Kraftfahrzeuge nach § 4 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 müssen im Falle 
einer Genehmigung nach dieser 
Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über die 
Sicherungseinrichtungen gegen 
unbefugte Benutzung, Wegfahrsperren 
und Fahrzeug-Alarmsysteme, in der 
jeweils geltenden Fassung, entsprechen: 

(1)Kraftfahrzeuge nach § 4 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 bis 3 müssen im Falle einer 

Genehmigung nach dieser Verordnung und im Falle 

von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften über 

die Sicherungseinrichtungen gegen unbefugte 

Benutzung, Wegfahrsperren und Fahrzeug-

Alarmsysteme, bezogen auf die im jeweiligen 

Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge, in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen:

Die Ergänzung ist notwendig, da sonst alle in §4 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 genannten Fahrzeuge eine 

der drei genannten Vorschriften erfüllen 

könnten. (z.B. ein Fahrzeug nach VO (EU) 

2018/858 die Vorschriften zu Pkt. 3) 

105 § 47 (1) (1) Für den Fahrzeugführer muss 
ein ausreichendes Sichtfeld unter allen 
Betriebs- und Witterungsverhältnissen 
gewährleistet sein. Kraftfahrzeuge nach 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über die direkte Sicht aus 
Kraftfahrzeugen, Scheiben, 
Scheibenwischer, Entfrostungs- und 

(1) Für den Fahrzeugführer muss ein 

ausreichendes Sichtfeld unter allen Betriebs- und 

Witterungsverhältnissen gewährleistet sein. 

Kraftfahrzeuge nach § 4 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 bis 3 müssen im Falle einer 

Genehmigung nach dieser Verordnung und im Falle 

von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften über 

die direkte Sicht aus Kraftfahrzeugen, Scheiben, 

Scheibenwischer, Entfrostungs- und 

Trocknungsanlagen, bezogen auf die im jeweiligen 

Anwendungsbereich der Genehmigung 

Die Ergänzung ist notwendig, da sonst alle in §4 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 genannten Fahrzeuge eine 

der drei genannten Vorschriften erfüllen 

könnten. (z.B. ein Fahrzeug nach VO (EU) 

2018/858 die Vorschriften zu Pkt.3) 
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Trocknungsanlagen, in der jeweils 
geltenden Fassung, entsprechen: 

genannten Fahrzeuge,  in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen:

106 § 47 (2) (2) Kraftfahrzeuge nach § 4 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 müssen im Falle 
einer Genehmigung nach dieser 
Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über die indirekte Sicht, in 
der jeweils geltenden Fassung, 
entsprechen: 

(2) Kraftfahrzeuge nach § 4 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 bis 3 müssen im Falle einer 

Genehmigung nach dieser Verordnung und im Falle 

von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften über 

die indirekte Sicht, bezogen auf die im jeweiligen 

Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge, in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen:

Die Ergänzung ist notwendig, da sonst alle in §4 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 genannten Fahrzeuge eine 

der drei genannten Vorschriften erfüllen 

könnten. (z.B. ein Fahrzeug nach VO (EU) 

2018/858 die Vorschriften zu Pkt. 3) 

107 §48 Bau- und Betriebsvorschriften für 
Bremsen und Unterlegkeile 

Kommentar: §48 enthält entgegen der vorangegangenen Bauvorschriften keine vorangestellten 

allgemeinen „Auffanganforderungen“. § 41(1) StVZO (aF.) ist inhaltlich weiter für die nicht über die 3 

Rahmen-VO umfassten Fz. erforderlich. Aus der Formulierung „Kraftfahrzeuge und Anhänger nach 

§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3“ geht nicht eindeutig hervor, welche Fz hierüber erfasst sind 

(Geltungsbereich, Anwendungsbereich oder Fahrzeugklassen). Im Falle einer Referenzierung auf den 

Anwendungsbereich, würde der Absatz 1 z.B. nicht für Fz >25 km/h, dreirädr. Kfz mit Leermasse > 

1000kg als auch nicht für Bagger, Schaufellader oder Mähdrescher gelten.  

Im Regelfall werden über nachfolgende Absätze die grundlegenden Vorgaben des 1. Absatzes 

konkretisiert. Über Absatz 2 werden demnach nur die Mindestanforderungen an Fz gemäß Absatz 1 

geregelt, wenn diese bauartbedingt nicht die Anforderungen an die Bremsanlage gemäß Absatz 1 

vollständig erfüllen können. Im anderen Die Systematik innerhalb der Bauvorschriften sollte generell 

einheitlich sein; ansonsten ist die Reifenfolge von Absatz 1und 2 zu tauschen.

108 § 48 (1) (1) Kraftfahrzeuge und Anhänger 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 

(1) Kraftfahrzeuge und Anhänger nach 

§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 müssen im Falle 

einer Genehmigung nach dieser Verordnung und im 

Falle von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften 

über Bremsen, bezogen auf die im jeweiligen 

Die Ergänzung ist notwendig, da sonst alle in §4 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 genannten Fahrzeuge eine 

der drei genannten Vorschriften erfüllen 

könnten. (z.B. ein Fahrzeug nach VO (EU) 

2018/858 die Vorschriften zu Pkt.3) 
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Vorschriften über Bremsen, in der jeweils 
geltenden Fassung, entsprechen: 

Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge,  in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen:

109 § 48 (2) Hinweis: Im Entwurf der StVZO (neu) sind keine 

Wirkungsaussagen, Bauvorschriften für 

Fahrzeuge außerhalb der EU geregelt. siehe auch 

Kommentar zu § 48

110 § 48 (4) (4) Die nachstehend genannten 
Kraftfahrzeuge und Anhänger müssen mit 
Unterlegkeilen ausgerüstet sein. 
Erforderlich sind mindestens  

1. ein Unterlegkeil bei 
Kraftfahrzeugen – ausgenommen 
Gleiskettenfahrzeuge – mit einer 
zulässigen Gesamtmasse von mehr 
als 3,5 t,  

2. zwei Unterlegkeile bei 

a) drei- und mehrachsigen 
Fahrzeugen, 

b) zweiachsigen Anhängern 

c) Sattelanhängern, 

d) Starrdeichselanhängern 
(einschließlich 
Zentralachsanhängern). […]. 

(4) Die nachstehend genannten Kraftfahrzeuge 
und Anhänger müssen mit Unterlegkeilen ausgerüstet 
sein. Erforderlich sind mindestens  

1. ein Unterlegkeil bei Kraftfahrzeugen – 
ausgenommen Gleiskettenfahrzeuge – mit einer 
zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 4t,  

2. zwei Unterlegkeile bei 

a) drei- und mehrachsigen Fahrzeugen, 

b) zweiachsigen Anhängern mit einem 
zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 750 
kg

c) Sattelanhängern, 

d) Starrdeichselanhängern (einschließlich 
Zentralachsanhängern) mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht von mehr als 750 kg.

[…].

In der Begründung fehlen entsprechende 

Erläuterungen zu den Änderungen in Absatz 4 

(bisher §41 (14) StVZO). 

111 § 51 (1) (2) Starrdeichselanhänger 
einschließlich Zentralachsanhänger 
müssen eine der Höhe nach einstellbare 
Stützeinrichtung, die unverlierbar 
angebracht sein muss, haben, wenn die 

(2) Starrdeichselanhänger einschließlich 

Zentralachsanhänger müssen eine der Höhe nach 

einstellbare Stützeinrichtung, die unverlierbar 

angebracht sein muss, haben, wenn die statische

Da die Stützlast von mehreren Faktoren 

abhängig ist, sollte generell auf den statischen 

Wert abgestellt werden. Dynamische Faktoren 

(bspw. nach UN-R55) sind wesentlich erhöht. 
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Stützlast bei gleichmäßiger 
Lastverteilung mehr als 50 kg beträgt. 
Dies gilt jedoch nicht für 
Starrdeichselanhänger hinter 
Kraftfahrzeugen mit einem zum Anheben 
der Deichsel geeigneten Kraftheber. 

Stützlast bei gleichmäßiger Lastverteilung mehr als 

50 kg beträgt. Dies gilt jedoch nicht für 

Starrdeichselanhänger hinter Kraftfahrzeugen mit 

einem zum Anheben der Deichsel geeigneten 

Kraftheber.

112 § 52 (1) neu Betriebsstoffversorgung (1) neu Kraftstoffbehälter müssen korrosionsfest 
sein. Sie müssen bei doppeltem 
Betriebsüberdruck, mindestens aber bei einem 
Überdruck von 0,3 bar, dicht sein. Weichgelötete 
Behälter müssen auch nach dem Ausschmelzen des 
Lotes zusammenhalten. Auftretender Überdruck 
oder den Betriebsdruck übersteigender Druck 
muss sich durch geeignete Einrichtungen 
(Öffnungen, Sicherheitsventile und dergleichen) 
selbsttätig ausgleichen. Entlüftungsöffnungen sind 
gegen Hindurchschlagen von Flammen zu sichern. 
Am Behälter weich angelötete Teile müssen 
zugleich vernietet, angeschraubt oder in anderer 
Weise sicher befestigt sein. Kraftstoff darf aus dem 
Füllverschluss oder den zum Ausgleich von 
Überdruck bestimmten Einrichtungen auch bei 
Schräglage, Kurvenfahrt oder Stößen nicht 
ausfließen.

Erforderliche Ergänzung, da ansonsten z.B. für 
selbstfahrende Arbeitsmaschinen (Bagger, 
Schaufellader, Mähdrescher usw.) keine 
Anforderungen vorhanden wären, über § 36 
Absatz 5 Nr.4 sind nur die Fz der 3 Rahmen-
Verordnung umfasst.

113 § 54 Abgase, Emissionsklassen für 
Kraftfahrzeuge 

Kommentar: Die Übergangsvorschriften zu § 54 sind durch die Querverweise auf die bisherige StVZO 
(§ 47) nur schwer zu verstehen. Dies könnte vermieden werden, indem die Einstufung der einzelnen §§ 
gleichbleiben würde. Es werden immer beide Dokumente benötigt.  

Die eingangs geschilderte Erleichterung bei Anwendung der Vorschrift stellt sich somit nicht ein. 
Vielmehr wird durch die Querverweise das Verständnis erschwert.  
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114 § 54 (1) neu Abgase, Emissionsklassen für 
Kraftfahrzeuge 

(1) neu Kraftfahrzeuge müssen so beschaffen 

sein, dass die Verunreinigungen der Luft durch 

Abgas das nach dem jeweiligen Stand der 

Technik unvermeidbare Maß nicht übersteigt. 

Ergänzung als „Auffangsanforderung“ 

erforderlich, ansonsten werden Anforderungen 

an das Abgasverhalten nicht für alle Fz 

vorgegeben. Anwendungsbereiche der 

aufgeführten Regelungen umfassen nicht alle 

Kraftfahrzeuge (z.B. Kfz >25km/h, dreirädr. Kfz 

mit Leermasse >1000kg)  

115 § 54 (1) (1) Kraftfahrzeuge, die in den 
Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007 in der derzeit 
gültigen Fassung fallen, müssen im Falle 
einer nationalen Einzelgenehmigung 
hinsichtlich der Emissionen den 
Anforderungen für die jeweilige 
Fahrzeugklasse gemäß Nr. 2A oder 
gemäß Nr. G2, G4, G5, G6, G7, G8, G9, 
G10, G11 und G12 in den Tabellen des 
Anhang II der Verordnung (EU) 
2018/858 in der derzeit gültigen 
Fassung, entsprechen. Die gemessenen 
Emissionswerte müssen hierbei unter 
den geltenden Grenzwerten liegen. 

(1) Kraftfahrzeuge, die in den Anwendungsbereich 
der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 in der derzeit 
gültigen jeweils geltenden Fassung fallen, müssen 
im Falle einer nationalen Einzelgenehmigung 
hinsichtlich der Emissionen den Anforderungen für 
die jeweilige Fahrzeugklasse gemäß Nr. 2A oder 
gemäß Nr. G2, G4, G5(Prüfung Typ 1 unter 
Anwendung von Verschlechterungsfaktoren und 
Einhaltung der California Code Regulations), G6 
(Kurbelgehäuseentlüftung), G7(Aktivkohlefilter), 
G8, G9, G10, G11 und G12 in den Tabellen des 
Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858 in der 
derzeit gültigen Fassung, entsprechen. Die 
gemessenen Emissionswerte müssen hierbei unter 
den geltenden Grenzwerten liegen. 

Hier könnte ansonsten ein Missverständnis 
entstehen, welcher Stand der Verordnung 
anzuwenden ist.  
Eine Einhaltung der geforderten Punkte (G2, G4, 
G5, G6, G7, G8, G9, G10, G11, G12) würde für 
Einzelfahrzeuge, die nicht den Klassen M1 und 
N1 entsprechen, einen enorm hohen Aufwand in 
Bezug auf die Emissionsprüfung bedeuten.  
Zudem wäre das für die Erlangung einer EU-
Einzelgenehmigung geforderte Niveau im 
Nationalen höher, wie auf EU-Ebene (Artikel 
44). 
Zugleich würden aufgrund der nationalen 
Vorschrift unterschiedliche 
Grundvoraussetzungen zwischen den einzelnen 
Fahrzeugarten gelten.  
Die Anforderungen gem. G8, G10, G11 und G12 
sind nur im Rahmen der Typprüfung prüfbar und 
gemäß 2A nicht gefordert. Grundsätzlich sollten 
für alle einzelgenehmigten Fahrzeuge die 
gleichen Bedingungen gelten! 
Gemäß. G4 gemäß Anhang II der VO (EU) 
2018/858 wäre eine Übertragbarkeit von 
Abgasprüfungen auf identische/ baugleiche 
Fahrzeuge nicht mehr möglich. Es müsste 
faktisch jedes Fahrzeug im Einzelverfahren 
geprüft werden.  
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116 § 54 (2) (2) Kraftfahrzeuge, die in den 
Anwendungsbereich der Verordnung 
(EG) Nr. 595/2009 in der derzeit 
gültigen Fassung fallen, müssen im Falle 
einer nationalen Einzelgenehmigung 
hinsichtlich der Emissionen den 
Anforderungen für die jeweilige 
Fahrzeugklasse gemäß Nr. 41A oder 
gemäß Nr. G3, G4, G5, G6, G9, G10, 
G11 und G12 in den Tabellen des 
Anhang II der Verordnung (EU) 
2018/858 in der derzeit gültigen 
Fassung, entsprechen. Die gemessenen 
Emissionswerte müssen hierbei unter 
den geltenden Grenzwerten liegen. 

(2) Kraftfahrzeuge oder Motoren für 
Kraftfahrzeuge, die in den Anwendungsbereich der 
Verordnung (EG) Nr. 595/2009 in der derzeit 
gültigen jeweils geltenden Fassung fallen, müssen 
im Falle einer nationalen Einzelgenehmigung 
hinsichtlich der Emissionen den Anforderungen für 
die jeweilige Fahrzeugklasse gemäß Nr. 41A oder 
gemäß Nr. G3, G4, G5, G6, G9, G10, G11 und G12 
in den Tabellen des Anhang II der Verordnung (EU) 
2018/858 in der derzeit gültigen Fassung, 
entsprechen. Die gemessenen  

Eine Einhaltung der genannten Anforderungen 
bedeutet einen sehr hohen Aufwand in Bezug auf 
die Emissionsprüfung von Einzelfahrzeugen, die 
über keine Systemgenehmigung verfügen (Bsp. 
Importfahrzeuge). 
Die Einhaltung der Punkte G3, G4, G5, G6, G9, 
G10, G11 und G12 würde grundsätzlich ein 
höheres Niveau, wie in Nr. 41A fordern. Zudem 
kann 41A nur für Fahrzeuge der Kl. N1 
angewandt werden.  
Gemäß. G4 gemäß Anhang II der VO (EU) 
2018/858 wäre eine Übertragbarkeit von 
Abgasprüfungen auf identische/ baugleiche 
Fahrzeuge nicht mehr möglich. Es müsste 
faktisch jedes Fahrzeug im Einzelverfahren 
geprüft werden. 

117 § 54 (4)  (4) Zugmaschinen, die in den 
Anwendungsbereich der Verordnung 
(EU) Nr. 167/2013 
in der derzeit gültigen Fassung fallen, 
müssen für die Erteilung einer nationalen 
Einzelgenehmigung 
bezüglich des 
Schadstoffemissionsverhaltens den 
Anforderungen der Verordnung 
(EU) Nr. 2018/985 in der derzeit 
gültigen Fassung entsprechen.

(4) Zugmaschinen oder Motoren für 
Zugmaschinen, die in den Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) Nr. 167/2013
in der derzeit gültigen jeweils geltenden Fassung 
fallen, müssen für die Erteilung einer nationalen 
Einzelgenehmigung
bezüglich des Schadstoffemissionsverhaltens den 
Anforderungen der Verordnung
(EU) Nr. 2018/985 in der derzeit gültigen Fassung 
entsprechen.

Ergänzung ist erforderlich, damit Nachweise 
über Systemgenehmigungen weiterhin möglich 
sind. 

118 § 55 (2) (2) Kraftfahrzeuge nach Anlage 2 
Abschnitte 1 bis 3 und deren 
Austauschschalldämpfer-anlagen, für die 
Vorschriften über den zulässigen 
Geräuschpegel und die 

(2) Kraftfahrzeuge nach Anlage 2 Abschnitte 1 
bis 3 und deren Austauschschalldämpfer-anlagen, für 
die Vorschriften über den zulässigen Geräuschpegel 
und die Schalldämpferanlage in den nachfolgend 
genannten Verordnungen festgelegt sind, müssen im 

Die Ergänzung ist notwendig, da sonst alle in §4 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 genannten Fahrzeuge eine 

der drei genannten Vorschriften erfüllen 
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Schalldämpferanlage in den nachfolgend 
genannten Verordnungen festgelegt sind, 
müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung den folgenden 
Vorschriften, in der jeweils geltenden 
Fassung, entsprechen: 

1. der Verordnung (EU) Nr. 
540/2014 einschließlich der im Anhang 
III der Verordnung (EU) Nr. 540/2014 
genannten maßgeblichen 
Einsatzzeitpunkte zu den jeweiligen 
Geräuschgrenzwerten der Phasen 2 und 3 
für die erstmalige Zulassung der 
jeweiligen Fahrzeugklasse, 

2. der Delegierten Verordnung 
(EU) 2018/985 in Verbindung mit den in 
Artikel 19 Absatz 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 167/2013 genannten 
Geräuschgrenzwerten, und  

3. […] 

Falle einer Genehmigung nach dieser Verordnung den 
folgenden Vorschriften, bezogen auf die im 
jeweiligen Anwendungsbereich der Genehmigung 
genannten Fahrzeuge, in der jeweils geltenden 
Fassung, entsprechen: 

1. der Verordnung (EU) Nr. 540/2014 
einschließlich der im Anhang III der 
Verordnung (EU) Nr. 540/2014 genannten 
maßgeblichen Einsatzzeitpunkte zu den 
jeweiligen Geräuschgrenzwerten der Phasen 2 
und 3 für die erstmalige Zulassung der 
jeweiligen Fahrzeugklasse, oder

2. der Delegierten Verordnung (EU) 2018/985 
in Verbindung mit den in Artikel 19 Absatz 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 167/2013 genannten 
Geräuschgrenzwerten, und oder

3. […] 

könnten. (z.B. ein Fahrzeug nach VO (EU) 

2018/858 die Vorschriften zu Pkt.3) 

Aus unserer Sicht müssen die Punkte 1-3 mit 

einem „oder“ verknüpft, somit müssten alle 

genannten Fahrzeuge alle 3 Vorschriften 

entsprechen. Dies kann nicht gewollte sein. 

119 § 56 (1) (1) Die Ausrüstung und der Betrieb 
lichttechnischer Einrichtungen […]. Das 
Fahrzeug ist auch vorschriftsmäßig, wenn 
das Fahrzeug hinsichtlich des Anbaus der 
Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen anstelle der in § 
4 Absatz 1 Satz 1 für die Fahrzeugklasse 
genannten europäischen Rechtsakte und 
UN-Regelungen zu lichttechnischen 
Einrichtungen die Vorschriften der: 

1. UN-Regelung Nr. 48 der 
Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen für Europa 
(UNECE) — Einheitliche 

(1) Die Ausrüstung und der Betrieb 
lichttechnischer Einrichtungen […]. Das Fahrzeug ist 
auch vorschriftsmäßig, wenn das Fahrzeug 
hinsichtlich des Anbaus der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen anstelle der in § 4 Absatz 1 
Satz 1 für die Fahrzeugklasse genannten europäischen 
Rechtsakte und UN-Regelungen zu lichttechnischen 
Einrichtungen die Vorschriften, bezogen auf die im 
jeweiligen Anwendungsbereich der Genehmigung 
genannten Fahrzeuge, der: 

1. UN-Regelung Nr. 48 der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen 
für Europa (UNECE) — Einheitliche 
Bedingungen für die Genehmigung von 

Die Ergänzung ist notwendig, da sonst alle in §4 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 genannten Fahrzeuge der 

Klasse M1 die Anforderungen der UN R53 oder 

UN-R74 erfüllen könnten. Aus unserer Sicht 

müssen hier auch die Lof-Fahrzeuge mit der UN- 

Nr. 86 ergänzen werden (vgl. auch die 

Begründung aus 278. VO(EU) 167/2013 nennt in 

Anh. 1 Nr. 12 und die UN Regelung Nr. 86. 
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Bedingungen für die Genehmigung 
von Fahrzeugen hinsichtlich des 
Anbaus der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen 
[2021/1718] (ABl. L 347 vom 
30.9.2021, S. 1), 

2. UN-Regelung Nr. 53 […] oder 

3. UN-Regelung Nr. 74 […] 

erfüllt. 

Fahrzeugen hinsichtlich des Anbaus der 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
[2021/1718] (ABl. L 347 vom 30.9.2021, S. 1),
oder

2. UN-Regelung Nr. 53 […] oder 

3. UN-Regelung Nr. 74 […] oder

4. UN-Regelung Nr. 86 der 
Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa (UNECE) — 
Einheitliche Bedingungen für die 
Genehmigung von land- oder 
forstwirtschaftlichen Zugmaschinen 
hinsichtlich des Anbaues der Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtungen 

erfüllt. 

120 § 57 (5) (5) Die Kennzeichnung von  

1. Fahrzeugen der Klassen M, N, O 
und T und für mobile Maschinen, die 
bauartbedingt nicht schneller als 40 km/h 
fahren können mit einer dreieckigen Tafel 
mit abgeflachten Ecken, die der in Anlage 
1 zu dieser Vorschrift genannten 
Bestimmung entspricht, 

(5) Die Kennzeichnung von  

1. Fahrzeugen der Klassen M, N, O, C und T 

und für mobile Maschinen, die bauartbedingt nicht 

schneller als 40 km/h fahren können mit einer 

dreieckigen Tafel mit abgeflachten Ecken, die der in 

Anlage 1 zu dieser Vorschrift genannten 

Bestimmung entspricht,

Aus unserer Sicht muss die Fahrzeugklasse 

ergänzt werden. Zudem weisen wir darauf hin, 

dass die Höchstgeschwindigkeit von 30 auf 40 

km/h erhöht wurde. 

121 § 61 (2) (2) Kraftfahrzeuge nach Anlage 2 
Abschnitte 1 bis 3 für die Vorschriften 
über Schallzeichen in den nachfolgend 
genannten EU-Verordnungen festgelegt 
sind, müssen im Falle einer 
Genehmigung nach dieser Verordnung 
den folgenden Vorschriften, in der 
jeweils geltenden Fassung, entsprechen: 

(2) Kraftfahrzeuge nach Anlage 2 Abschnitte 1 bis 3 
für die Vorschriften über Schallzeichen in den 
nachfolgend genannten EU-Verordnungen festgelegt 
sind, müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung den folgenden Vorschriften, 
bezogen auf die im jeweiligen 
Anwendungsbereich der Genehmigung 

Siehe auch Begründung zu § 56 (1) 

Klasse und R und S sind Anhänger.  
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1. Fahrzeuge der Klassen M und N 
aus dem Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) 2018/858 
Anhang II Teil 1 Nummer 7a oder 
Nummer D1 in der jeweils 
geltenden Fassung, 

2. Fahrzeuge der 
Klassen T, C, R und S […] über 
„Anforderungen für Vorrichtungen 
für Schallzeichen“ und 

3. Fahrzeuge der Klassen L […]. 

genannten Fahrzeuge,  in der jeweils geltenden 
Fassung, entsprechen: 

1. Fahrzeuge der Klassen M und N aus dem 
Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) 2018/858 Anhang II Teil 1 
Nummer 7a oder Nummer D1 in der jeweils 
geltenden Fassung, oder

2. Fahrzeuge der Klassen T, C, R und S […] über 
„Anforderungen für Vorrichtungen für 
Schallzeichen“ und oder

3. Fahrzeuge der Klassen L […]. 

122 § 62 (1) (1) Kraftfahrzeuge nach § 4 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 müssen im Falle 
einer Genehmigung nach dieser 
Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über Fabrikschilder und die 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer, in der 
jeweils geltenden Fassung, entsprechen: 
[…]. 

(1) KraftfFahrzeuge nach § 4 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 bis 3 müssen im Falle einer 

Genehmigung nach dieser Verordnung und im Falle 

von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften über 

Fabrikschilder und die Fahrzeug-

Identifizierungsnummer, bezogen auf die im 

jeweiligen Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge,   in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen: […].

Dieser Paragraf berücksichtigt nur 
Kraftfahrzeuge der Klassen M, N – T, R – L 
(gem. dieser VO) bezüglich Fabrikschild/FIN. 
Übrige bzw. abweichende Fahrzeuge 
(O/R/S/AltFz u. weitere Fz-Arten wie 
Selbstfahrende Arbeitsmaschinen etc.) sind nicht 
aufgeführt [sh. auch §59 (1) StVZO (aF.)]. 
Demnach keine Definition/Vorgabe/Standard 
bzgl. Systematik/Ausführung von 
Fabrikschild/FIN (led.max.14 Stellen/VR) für 
übrige. 

Es muss ein zusätzlicher Absatz für nicht erfasste 
Fahrzeuge eingefügt bzw. vorangestellt werden.  

123 § 63 (1) (1) Bei 
Geschwindigkeitsmessgeräten muss die 
Geschwindigkeit in Kilometer je Stunde 
angezeigt werden. Kraftfahrzeuge nach 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über 

(1) Bei Geschwindigkeitsmessgeräten muss die 

Geschwindigkeit in Kilometer je Stunde angezeigt 

werden. Kraftfahrzeuge nach § 4 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 bis 3 müssen im Falle einer 

Genehmigung nach dieser Verordnung und im Falle 

von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften über 

Geschwindigkeitsmessgerät, bezogen auf die im 

siehe zuvor 
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Geschwindigkeitsmessgerät, in der 
jeweils geltenden Fassung, entsprechen: 

jeweiligen Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge,   in der jeweils geltenden...

124 § 65 (1) (1) Kraftfahrzeuge nach 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
müssen im Falle einer Genehmigung nach 
dieser Verordnung und im Falle von 
Nachrüstungen den folgenden 
Vorschriften über 
Geschwindigkeitsbegrenzer, in der 
jeweils geltenden Fassung, entsprechen: 

(1) Kraftfahrzeuge nach § 4 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 bis 3 müssen im Falle einer 

Genehmigung nach dieser Verordnung und im Falle 

von Nachrüstungen den folgenden Vorschriften über 

Geschwindigkeitsbegrenzer, bezogen auf die im 

jeweiligen Anwendungsbereich der Genehmigung 

genannten Fahrzeuge,    in der jeweils geltenden 

Fassung, entsprechen:

siehe zuvor 

125 § 73 Ausnahmen Aus unserer Sicht sind Ausnahmen aus dem Bereich der EU-Gesetzgebung nicht berücksichtigt (z. 

Bsp. Art. 6 Nr. 2 der VO (EU) 1230/2012, Anh. II T. III (lit. A) der 2018/858). 

Zudem fehlt die Bezugnahme auf Empfehlungen zu § 70 StVZO aF. 

126 § 74 (1) Für Fahrzeuge sowie für 
Systeme, Bauteile und selbstständige 
technische Einheiten für diese Fahrzeuge, 
die vor dem [einsetzen: Datum des Tages 
des Inkrafttretens dieser Verordnung] 
erstmals in den Verkehr gekommen sind, 
gelten die zu diesem Zeitpunkt geltenden 
Vorschriften dieser Verordnung 
einschließlich der für diese Fahrzeuge 
erlassenen Nachrüstvorschriften fort. 
Dies gilt nicht für die §§ 4 bis 6, 8 bis 11 
und 13 bis 35, 52 und die in Abschnitt B 
genannten Betriebsvorschriften. 

Es ist nicht ersichtlich, wonach es sich bei „Abschnitt B“ handelt. 

Der Ausdruck „Betriebsvorschrift“ ist nicht definiert. 

In den Absätzen 6 bis 8 werden falsche Rechtsbezüge hergestellt. Eine Überarbeitung erscheint 
erforderlich. 

Hinweis: Die Gültigkeit der „alten“ Bauvorschriften für Fahrzeuge mit Einzelbetriebserlaubnis vor 
Stichtag ist an ein paralleles Vorhalten von Bauvorschriften gebunden. Dies bedeutet in Folge einen 
hohen Aufwand für alle Verfahrensbeteiligte insbesondere hinsichtlich Schulung und 
Weiterbildung.



mm

dd 

Seite 66 von 120 

127 74 (2) (2) Teilegutachten nach § 19 Absatz 
3 Nummer 4 in der vor dem [einsetzen: 
Datum des Tages des Inkrafttretens der 
56. Änderungsverordnung] geltenden 
Fassung können bis [einsetzen: Datum 
des Tages [48] Monate nach dem Datum 
des Inkrafttretens der 56. Ände-
rungsverordnung] verwendet werden. 

(2) Entsprechend der 56. 
Änderungsverordnung „Teilegutachten gemäß § 
19 Absatz 3 Nummer 4 in der vor dem Datum des 
[einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens 
der 56. Änderungsverordnung] geltenden Fassung 
können lediglich bis zum [einsetzen: Datum des 
Tages [12] Monate nach dem Datum des Tages des 
Inkrafttretens der 56. Änderungsverordnung] neu 
erstellt werden. Bestehende Teilegutachten 
können auch nach dem vorgenannten Datum nicht 
mehr erweitert werden. Teilegutachten nach § 19 
Absatz 3 Nummer 4 in der vor dem [einsetzen: Datum 
des Tages des Inkrafttretens der 56. 
Änderungsverordnung] geltenden Fassung können 
bis [einsetzen: Datum des Tages [48] Monate nach 
dem Datum des Inkrafttretens der 56. Ände-
rungsverordnung] verwendet werden. 

In Abhängigkeit des konkreten 

Einführungszeitpunktes der 56. ÄVO wird diese 

12-monatige Übergangsfrist benötigt, um den 

Übergang von aktiven Teilegutachten zur 

Beantragung einer Teiletypgenehmigung zu 

gestalten. Hersteller benötigen eine 

Anfangsbewertung, müssen ggf. Werkzeuge 

ändern (Kennzeichnung) etc. 

Die Ausführungen zu den 

Übergangsbestimmungen zu den Teilegutachten 

in § 74 (2) sind für uns noch unschlüssig. Es 

wird zwar eine Übergangsfrist beschrieben, in 

der das Teilegutachten noch Gültigkeit hat, 

jedoch wird nichts über deren Anwendung sowie 

ggfs. erforderlicher Änderungsabnahmen durch 

einen aaSoP/PI beschrieben. Es gilt zu klären 

wie nachgehalten wird, dass die QM-Systeme 

nach Anlage XIX in diesem Zeitraum 

aufrechterhalten bleiben.  Auch gilt es unserer 

Auffassung nach eine Übergangsfrist für die 

Neuerstellung oder Nachträge von bestehenden 

Teilegutachten zu definieren, um u.a. Nachträge 

zu bestehenden Teilegutachten oder die 

Anfangsbewertung von Herstellern zu regeln. 

128 § 74 (15) Bezug auf § 50 Abs. 2 alt erscheint nicht ausreichend. Nach § 50 Abs. 5 alt waren für diese 

Fahrzeuge auch Fernlicht und blaue Kontrollleuchte vorgeschrieben. Diesen Anforderungen 

entsprechend Fahrradscheinwerfer nicht. 

Bezug auf § 53 Abs. 1 alt erscheint ebenfalls nicht ausreichend. Für abweichende Rückstrahler 

muss auch auf § 53 Abs. 4 alt verwiesen werden. 
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129 Anlage 1 Anlage 1 (zu den §§ 1 – 80) Auflistung 
von harmonisierten Verordnungen (ex. 
Anhang) 

Anlage 1 (zu den §§ 1 – 80 74) Auflistung von 

harmonisierten Verordnungen (ex. Anhang)

130 Anlage 1 

Anlage 7, 
Nummer 3.1. 

Satz 2 und 

Anlage 12, 

Nummer 6.3 

und

Anhang V Nummer 1 Buchstabe d  

und 

Anhang III einschließlich Tabelle 1 

Anhang III einschließlich Tabelle 1  

und Anhang V Nummer 1 Buchstabe d 

Die Reihenfolge ist zu tauschen, damit die 

Angaben in Spalte 2 zu den Angaben in Spalte 1 

passen 

131 Anlage zur 

Vorschrift 

§ 52 

Absatz 1 

Nummer 1 

und 2 

§ 52 Absatz 1 Nummer 1 und 2 § 52 enthält keine Nummer 1 und 2 

132 Anlage 2 Kommentar: Aus unserer Sicht könnte die Anlage 2 entfallen, da sie ohnehin nur die jeweiligen EU Verordnungen widerspiegelt. Dies wird auch an 

den unterschiedlichen Gliederungen (Ziffern, Alphabetisch) der Abschnitte deutlich. Zudem fehlt generell der Bezug zu nationalen Fahrzeugarten, 

hier z. B. selbstfahrende Arbeitsmaschine. 
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133 Anlage 3 Kommentar: 
Anlage 3 ist im Prinzip die derzeitige Richtlinie „Änderungen an Fz und ihre Auswirkungen auf die BE von Fz (§ 19 Abs. 2, 3, 4 u. 5). (StV 
13/36.05.05-24 vom 9.6.1999, VkBl. S. 451)“ mit redaktionellen Anpassungen. Die Aufnahme einer Richtlinie in den Verordnungsstatus ist aus 
unserer Sicht nicht praktikabel und nicht konsistent, da in den Formulierungen zumeist eben auf „kann“, „soll“ und „Beispielkatalog“ abgestellt wird. 
In der Folge entsteht eine veränderte Rechtswirksamkeit, Wertigkeit und systematische Stellung, die entscheidend Einfluss auf die Tätigkeiten aller 
Verfahrensbeteiligten hat. Weiterhin bedürfen dann Änderungen und notwendige Anpassungen, der Unterwerfung des Prozesses zur ordentlichen 
Gesetzgebung. Gerade aber bei Bauartänderungen und dem Voranschreiten der Technik ist eine schnelle und flexible Anpassung doch gerade 
wünschenswert. Wir empfehlen daher, die Anlage 3 zu streichen und in einer neuen StVZO wieder – jedoch aktualisiert – als Richtlinie 
Einfluss finden zu lassen. 

134 Anlage 3 

Teil A 1.1. 
1.1. Für Bauteile, Systeme, 
selbstständige technische Einheiten oder 
Software, im Folgenden als Teile 
bezeichnet, durch deren Ein- oder Anbau 
nach § 5 Absatz 1 Satz 2 die 
Betriebserlaubnis des Fahrzeugs 
erlöschen kann, soll eine Allgemeine 
Betriebserlaubnis, Allgemeine 
Bauartgenehmigung oder eine 
Teiletypgenehmigung im Sinne von § 10 
vorliegen, wenn diese Teile jeweils eine 
technische Einheit bilden und diese im 
Verfahren selbständig behandelt werden 
können. Allgemeine Betriebserlaubnisse, 
Allgemeine Bauartgenehmigungen oder 
eine nationale Teiletypgenehmigung 
werden vom Kraftfahrt-Bundesamt 
erteilt. Europäische oder internationale 
Teiletyp- oder Systemgenehmigungen 
werden von der dafür zuständigen 
Behörde des jeweiligen Vertragsstaates 
erteilt. Darüber hinaus sind nationale 
Einzelgenehmigungen von Teilen im 
Sinne von Satz 1 zulässig. 

1.1. Für Bauteile, Systeme, selbstständige 

technische Einheiten oder Software, im Folgenden 

als Teile bezeichnet, durch deren Ein- oder Anbau, 

Entfernen oder Rückrüstung nach 

§ 5 Absatz 1 Satz 2 die Betriebserlaubnis des 

Fahrzeugs erlöschen kann erlischt, soll muss eine 

Allgemeine Betriebserlaubnis, Allgemeine 

Bauartgenehmigung oder eine Teiletypgenehmigung 

im Sinne von § 10 oder eine Einzelgenehmigung

vorliegen, wenn diese Teile jeweils eine technische 

Einheit bilden und diese im Verfahren selbständig 

behandelt werden können. Allgemeine 

Betriebserlaubnisse, Allgemeine 

Bauartgenehmigungen oder eine nationale 

Teiletypgenehmigungen werden vom Kraftfahrt-

Bundesamt erteilt. Europäische oder internationale 

Teiletyp- oder Systemgenehmigungen werden von 

der dafür zuständigen Behörde des jeweiligen 

Vertragsstaates erteilt. Darüber hinaus sind nationale 

Einzelgenehmigungen von Teilen im Sinne von 

Satz 1 zulässig.
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135 Anlage 3 

Teil A 1.2. 
1.2. Der Verwendungsbereich soll 
sich auf den Fahrzeugtyp oder bestimmte 
Ausführungen eines Typs beziehen. 
Sofern vertretbar, kann er auch mehrere 
Typen oder eine oder mehrere 
Fahrzeugarten umfassen. 

1.2. Der Verwendungsbereich soll kann sich auf 

den Fahrzeugtyp oder bestimmte Ausführungen 

eines Typs beziehen. Sofern vertretbar, kann er auch 

mehrere Typen oder eine oder mehrere 

Fahrzeugarten umfassen.

136 Anlage 3 

Teil A 1.3. 
1.3. […] Für die Begutachtung 
umfangreicher Änderungen können 
ansonsten umfang-reiche Prüfungen 
erforderlich sein. 

1.3. […] Für die Begutachtung umfangreicher 

Änderungen können ansonsten sind umfang-reiche 

Prüfungen erforderlich sein.

137 Anlage 3 

Teil A 2. 
2. Änderungen 

Änderungen, durch die die 
Betriebserlaubnis des Fahrzeugs 
erlöschen kann, setzen ein willentlich auf 
eine Änderung gerichtetes Handeln 
voraus; die Änderung des 
Fahrzeugzustands durch Verschleiß und 
dessen Reparatur ist keine Änderung im 
Sinn des § 5 Absatz 1 Satz 2. 

[…] 

– Entfernen von Teilen, d.h. Teile 
werden vom Fahrzeug abgebaut oder aus 
dem Fahrzeug ausgebaut. 

2. Änderungen 

Änderungen, durch die die Betriebserlaubnis des 
Fahrzeugs erlöschen kann, setzen ein willentlich 
auf eine Änderung gerichtetes Handeln voraus; die 
Änderung des Fahrzeugzustands durch 
Verschleiß und dessen Reparatur ist keine 
Änderung im Sinn des § 5 Absatz 1 Satz 2. 

[…] 

– Entfernen von Teilen, d.h. Teile werden 
vom Fahrzeug abgebaut oder aus dem Fahrzeug 
ausgebaut. 

Wir empfehlen für eine einheitliche Systematik 

die Definition „Änderungen“ in den 

Begriffsbestimmungen unter § 2 dieser 

Verordnung aufzunehmen. 

138 Anlage 3 

Teil A 3.1 
3.1. Änderungen, durch die keine 
Gefährdung von Verkehrsteilnehmern zu 
erwarten ist, müssen nicht automatisch 
zum Erlöschen der Betriebserlaubnis des 
Fahrzeugs führen; […] 

3.1. Änderungen, durch die keine Gefährdung 
von Verkehrsteilnehmern zu erwarten ist, müssen 
nicht automatisch zum Erlöschen der 
Betriebserlaubnis des Fahrzeugs führen; […] 
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139 Anlage 3 

Teil A 3.4 
3.4. Die fahrzeughaltende Person 
sollte in den Fällen der Nummer 3.3 
bereits vor einer Änderung einen Termin 
zur Änderungsbegutachtung vereinbaren. 

3.4. Die fahrzeughaltende Person sollte in den 
Fällen der Nummer 3.3 bereits vor einer Änderung 
einen Termin zur Änderungsbegutachtung 
vereinbaren. 

Aus unserer Sicht besteht keine Relevanz für 

diese „sollte“ Regelung. 

140 Anlage 3 

Teil A 3.5 
3.5. Liegt für eine Änderung durch 
Ein- oder Anbau von Teilen, durch die 
eine Gefährdung zu erwarten ist, keine 
Genehmigung nach Nummer 1.1 Satz 1 
vor, […]. 

3.5. Liegt für eine Änderung durch Ein- oder 
Anbau von Teilen, Entfernen oder Rückrüstung,
durch die eine Gefährdung zu erwarten ist, keine 
Genehmigung nach Nummer 1.1 Satz 1 vor, […]. 

141 Anlage 3 

Teil A 3.6.2 
1. Teile mit Allgemeiner 
Betriebserlaubnis nach § 10 haben ein 
Typzeichen, bestehend aus 

– den Buchstaben „KBA“ und 

– einer Ziffernfolge 
(Genehmigungsnummer). 

Zum Beispiel für ein Sonderrad: 

KBA 40986

In Anlage 3 Teil A 3.6.2 fehlt die Erläuterung zur 
KBA-Kennzeichnung für die 
Teiletypgenehmigung (gleich, wie ABE?). 

Für das Beispiel „Sonderrad“ fehlt die nationale 
Prüfgrundlage in Anlage 6 zu § 9. 

Spezielle Ausführungen zu Änderungen an der 
Software wurden nicht aufgenommen. 

142 Anlage 3 

Teil A 3.8 
3.8. […] Dies gilt nicht für Änderungen, 
die Auswirkungen auf die 
Kraftfahrzeugsteuer, auf die 
Versicherungsprämie, auf die 
erforderliche Fahrerlaubnis, auf die 
Erhöhung von Fahrzeugabmessungen 
(außer bei Pkw u Krad), oder auf 
erforderliche Ausnahmegenehmigungen 
haben § 15 Fahrzeug-
Zulassungsverordnung. 

3.8. […] Dies gilt nicht für Änderungen, die 
Auswirkungen auf die Kraftfahrzeugsteuer, auf die 
Versicherungsprämie, auf die erforderliche 
Fahrerlaubnis, auf die Erhöhung von 
Fahrzeugabmessungen (außer bei Pkw u Krad), oder 
auf erforderliche Ausnahmegenehmigungen haben
gemäß § 15 Fahrzeug-Zulassungsverordnung haben. 
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143 Anlage 3 

Teil A 4.1. 
4.1. Für alle Teile, durch deren 
Ein- oder Anbau die Betriebserlaubnis 
erlöschen kann, soll eine Genehmigung 
nach Nummer 1.1 Satz 1 vorliegen. 
Entsprechende Genehmigungszeichen 
müssen an den Teilen vorhanden sein. 

4.1. Für alle Teile, durch deren Ein- oder Anbau 
die Betriebserlaubnis erlöschen kann erlischt, soll 
kann eine Genehmigung nach Nummer 1.1 Satz 1 
vorliegen. Entsprechende Genehmigungszeichen 
müssen an den Teilen vorhanden sein. 

144 Anlage 3 

Teil B 1. 
1. Der Beispielkatalog kann nur 
eine Auswahl von möglichen 
Änderungen enthalten. Er erhebt deshalb 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Von der im Beispielkatalog im Einzelfall 
aufgeführten Erfordernis einer Abnahme 
der Änderung kann die 
genehmigungserteilende Behörde 
abweichen. 

1. Der Beispielkatalog ist rein informativer 
Natur und kann nur eine Auswahl von möglichen 
Änderungen enthalten. Er erhebt deshalb keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit. Von der im 
Beispielkatalog im Einzelfall aufgeführten 
Erfordernis einer Abnahme der Änderung kann die 
genehmigungserteilende Behörde abweichen. 

Hinweis: Aus unserer Sicht entspricht der 

Beispielkatalog nicht mehr dem Stand der 

Technik und sollte entsprechend aktualisiert 

werden. 

145 Anlage 5  Kommentar: 

Anlage 5 ist im Prinzip eine Übernahme einer mit dem BMDV diskutierten Verkehrsblattverlautbarung „Einzelgenehmigungen gemäß § 13 EG-FGV 

bzw. Einzelbetriebserlaubnisse gemäß § 21 StVZO. BMVI StV 22/7341.1/40-00 vom 4.12.2019, VkBl 2019 S. 916“. Hierzu hatten wir bereits im 

Jahr 2020 angemerkt, dass aus unsere Sicht in der Verkehrsblattverlautbarung wesentliche Diskrepanzen bei der praktischen Umsetzung bestehen 

und dies auch protokolliert. Die Aufnahme einer Verkehrsblattverlautbarung in den Verordnungsstatus ist aus unserer Sicht nicht praktikabel und 

nicht konsistent, da in den Formulierungen zumeist eben auf „kann“, „soll“ und „Beispielkatalog“ abgestellt wird. In der Folge entsteht eine 

veränderte Rechtswirksamkeit, Wertigkeit und systematische Stellung, die entscheidend Einfluss auf die Tätigkeiten aller Verfahrensbeteiligten hat. 

Dies führt auch zur Ungleichbehandlung von Antragstellern. Weiterhin bedürfen dann Änderungen und notwendige Anpassungen, der Unterwerfung 

des Prozesses zur ordentlichen Gesetzgebung. Gerade aber bei je nach Landesrecht unterschiedlichen Prozessen ist eine schnelle und flexible 

Anpassung doch gerade wünschenswert.  

In der Anlage werden zudem unter Abschnitten, die nach dem Wortlaut eine abschließenden Regelungsbereich suggerieren, weitere Beteiligte 

und/oder Verfahren verpflichtet (Bsp.: Abschnitt 8 - Unterschriftsberechtigung der Technischen Dienste).  

Wir empfehlen daher, die Anlage 5 u.a. unter Berücksichtigung folgender Hinweise zu überarbeiten.

Durch die Anlage 5 soll eine einheitliche Handhabung bei der Begutachtung und Genehmigung von Einzelfahrzeuge erreicht werden. Hierbei 

wurden aber die speziellen Ausführungen und Bestimmungen in Bezug auf die Anwendung von nationalen Anforderungen und alternativen 
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nationalen Anforderungen, insbesondere bei Fahrzeugen, welche nicht in den Anwendungsbereich der 3 Rahmen-Verordnungen fallen, nicht 

berücksichtigt.  

Die Anlage 5 bezieht sich dem Titel auf den § 8 der Verordnung, in diesem findet sich jedoch kein Bezug auf Anlage 5 wieder. Auf Anlage 5 wird 

jedoch nur im § 4 Absatz 3 verwiesen, demnach kommt Anlage 5 nur für Fz außerhalb des Anwendungsbereiches der 3 Rahmen-Verordnungen zur 

Anwendung. Hier bedarf es einer generellen Klarstellung.

Über § 4 Absatz 3 wird geregelt, dass die Betriebserlaubnis für Fz außerhalb des Anwendungsbereiches der 3 Rahmen-Verordnungen zu erteilen ist, 

wenn diese die nationalen Anforderungen erfüllen. Hierzu ist ein solches Fz einer Fz-Klasse der 3 Rahmen-Verordnungen zuzuordnen und nach den 

Verfahrensvorgaben der Anlage 5 zu begutachten. Der Absatz 3 bestimmt jedoch nicht eindeutig, ob diese Zuordnung nur für Fahrzeuge mit den 

Merkmalen der 3 Rahmen-Verordnungen zur Anwendung kommt oder ob diese Bestimmung grundsätzlich Anwendung findet. Die Anlage 5 

beinhaltet jedoch keine im eigentlichen Sinn sachdienlichen Begutachtungsvorgaben, vielmehr untersetzt diese nur noch einmal den 

Anwendungsbereich für die mögliche Erteilung einer Einzelgenehmigung und regelt das Verfahren bei Mehrstufengenehmigungen sowie die 

Dokumentations- und Nachweisführung im Rahmen der Begutachtung. Grundsätzlich beinhaltet sie keine weiterführenden Vorgaben zur 

Anwendung und Umsetzung der (nationalen) Bauvorschriften nach Abschnitt 5 der Verordnung (§§ 36 ff). Auch konkretisiert sie die zulässige 

Anwendung von nationalen alternativen Anforderungen nicht weiter, gleiches gilt für auch die mögliche Einschränkung der Anforderungen in 

diesem Fällen auf den wirtschaftlich vertretbaren Aufwand. Insbesondere für selbstfahrende Arbeitsmaschinen, welche nicht auf einem Lkw-

Fahrgestell basieren (z.B. Schaufellader, Bagger, Mähdrescher) beinhaltet die Anlage 5 keine Verfahrens- und Begutachtungsvorgaben. Dies gilt vor 

allem in Bezug auf § 4 Absatz 3 Satz 2 im Zusammenhang mit den Bestimmungen der einzelnen Bauvorschriften gemäß Abschnitt 5 der 

Verordnung. Insbesondere für Fz, welche nach ihren Merkmalen nicht unter die 3 Rahmen-Verordnungen fallen, bedarf es einer Klarstellung, welche 

der Anforderungen nach Abschnitt 5 als „nationale Anforderungen“ bzw.  als „nationale alternative Anforderungen“ anzusehen sind. Entsprechend § 

4 Absatz 3 sind auch für selbstfahrende Arbeitsmaschine die jeweiligen Einzelbauvorschriften der zugeordneten Rahmen-Verordnung als nationale 

Anforderungen anzusehen, dem entgegen stehen jedoch die Vorgaben der jeweiligen Einzelbauvorschriften. Gemäß dieser kommen für die nicht von 

den 3 Rahmen-Verordnungen umfassten Fz weiterhin die alleingültigen bzw. die aus der alten StVZO übernommenen Bauvorschriften zur 

Anwendung. Diesbezügliche Verfahrensvorgaben und erforderliche Anwendungshinweise zur Gewährleistung einer einheitlichen Verfahrensweise 

fehlen jedoch in Anlage 5.

146 Anlage 5 1. 

& 1.1 
1. Vorgehen zu 
Einzelgenehmigungen gemäß Artikel 45 
der Verordnung (EU) 2018/858 oder 
Einzelbetriebserlaubnisse gemäß § 8 für 
einzelgenehmigte Fahrzeuge nach dieser 
Verordnung 

1. Vorgehen zu Einzelbetriebserlaubnisse 
oder Einzelgenehmigungen gemäß Artikel 45 der 
Verordnung (EU) 2018/858 gemäß § 8 für 
einzelgenehmigte Fahrzeuge nach dieser Verordnung 

Reihenfolge im Titel in Anlehnung zu § 8 

geändert 
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147 Anlage 5 

1.1.b. 
b. abseits der Anwendungsbereiche der in 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
genannten Verordnungen und  

b. außerhalb der Anwendungsbereiche der in § 4 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten 
Verordnungen und  

begriffliche Anpassung an § 1 

148 Anlage 5 1.2 1.2. Grundlagen 

Die Begutachtungen gemäß § 8 für 
einzelgenehmigte Fahrzeuge nach dieser 
Verordnung nach Nummer 1.1 
Buchstaben a) bis c) haben im 
Geltungsbereich dieser Verordnung zu 
erfolgen. 

Die Ausstattung der Prüforte muss den 
geforderten Mindestausstattungen gemäß 
den für die Begutachtung anzuwendenden 
Vorschriften dieser Verordnung, den zur 
Anwendung kommenden EU-
Rechtsakten, UN-Regelungen und 
relevanten Bestimmungen der DIN EN 
ISO/IEC 17025 bzw. DIN EN ISO/IEC 
17020 (siehe Nummer 11.2 Pflichten der 
Regeln für die Benennung/Anerkennung 
von TD (A, B, D)) entsprechen. 

Lediglich die Unterschriftsberechtigten 
der Technischen Dienste und die amtlich 
anerkannten Sachverständigen der 
Technischen Prüfstellen besitzen die 
Berechtigung zur Begutachtung gemäß § 
8 für einzelgenehmigte Fahrzeuge nach 
dieser Verordnung o-der gemäß § 5 
Absatz 1 in Verbindung mit § 8 für 
Begutachtungen von Änderungen an 
Fahrzeugen ohne Nachweise nach § 6 
Absatz 1. Die vorgenannte Aussage gilt 

1.2. Grundlagen 

Die Begutachtungen gemäß § 8 für einzelgenehmigte 
Fahrzeuge nach dieser Verordnung nach Nummer 1.1 
Buchstaben ab) bis c) haben im Geltungsbereich 
dieser Verordnung zu erfolgen, Begutachtungen 
nach Nummer 1.1 Buchstabe a) (Artikel 45) dürfen 
im Geltungsbereich der EU erfolgen. 

Die Ausstattung der Prüforte Untersuchungsstellen 
muss den geforderten Mindestausstattungen gemäß 
den für die Begutachtung anzuwendenden 
Vorschriften dieser Verordnung, den zur Anwendung 
kommenden EU-Rechtsakten, UN-Regelungen und 
relevanten Bestimmungen der DIN EN ISO/IEC 
17025 bzw. DIN EN ISO/IEC 17020 (siehe Nummer 
11.2 Pflichten der Regeln für die 
Benennung/Anerkennung von TD (A, B, D)) 
entsprechen. 

Lediglich die Unterschriftsberechtigten der 
Technischen Dienste und die amtlich anerkannten 
Sachverständigen der Technischen Prüfstellen 
besitzen die Berechtigung zur Begutachtung gemäß § 
8 für einzelgenehmigte Fahrzeuge nach dieser 
Verordnung o-der gemäß § 5 Absatz 1 in Verbindung 
mit § 8 für Begutachtungen von Änderungen an 
Fahrzeugen ohne Nachweise nach § 6 Absatz 1. Die 
vorgenannte Aussage gilt Die Bestimmungen des 
Satz 1 gelten ebenfalls für die Durchführung der für 
die Begutachtung notwendigen Prüfungen. 

Aus unserer Sicht müssten die genannten 

Grundlagen in Anlage 5 1.2. komplett 

überarbeitet werden. 

Hinweise zu Änderungen: 

Im entsprechenden Verkehrsblatt wurde 

aufgrund „europarechtlicher Vorgaben“ 

zwischenzeitlich klargestellt, dass Artikel 45-

Begutachtungen innerhalb der EU erfolgen 

dürfen. Die Tätigkeit des TD ist nicht an die 

Staatsgrenze gebunden. 

Der Begriff „Prüfort“ ist zur Abgrenzung zur 
Untersuchungsstelle nicht definiert. Lediglich die 
Unterschriftsberechtigten Gesamtfahrzeug der 
Technischen Dienste und die amtlich 
anerkannten Sachverständigen der Technischen 
Prüfstellen besitzen die Berechtigung zur 
Begutachtung gemäß § 8 

Tätigkeiten von aaSoP sind Bestandteilt des 

KfSachvG. Der entsprechende Passus sollte 

gestrichen werden. 

. 
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ebenfalls für die Durchführung der für die 
Begutachtung notwendigen Prüfungen. 

Die Beschäftigten des Technischen 
Dienstes erhalten die Berechtigung zum 
Unterschriftsberechtigten des 
Technischen Dienstes erst nach erfolgter 
Ausbildung einschließlich einer 
erfolgreich bestandenen Prüfung gemäß 
den Regeln für die Benennung 
/Anerkennung von TD (A, B, D) des 
Kraftfahrt-Bundesamtes. 

Der Unterschriftsberechtigte des 
Technischen Dienstes darf innerhalb 
dieser Verordnung alle Tätigkeiten, zu 
denen in den Verordnungen der 
„Sachverständige“ oder der „amtlich 
anerkannte Sachverständige“ aufgeführt 
ist, mit Ausnahme der Hauptuntersu-
chung und der Sicherheitsprüfung gemäß 
§ 13, ausführen. Der Tätigkeitsumfang 
um-fasst insbesondere Gutachten zur 
Erlangung der Betriebserlaubnis gemäß 
der vorge-nannten Nummer 1.1 
Buchstaben a) bis c) einschließlich der in 
§ 8 genannten Inan-spruchnahme der 
alternativen Vorschriften dieser 
Verordnung und Ausnahmegenehmi-
gungen gemäß § 73. Tätigkeiten von 
„Sachverständigen“ oder „amtlich 
anerkannten Sachverständigen“ in 
anderen Verordnungen wie z.B. des 
Kraftfahrsachverständigen-gesetzes 
(KfSachvG), der 
Fahrerlaubnisverordnung (FeV) oder der 
Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 
sind dem Tätigkeitsumfang des 

Die Beschäftigten des Technischen Dienstes erhalten 
die Berechtigung zum Unterschriftsberechtigten des 
Technischen Dienstes erst nach erfolgter 
Ausbildung einschließlich einer erfolgreich 
bestandenen Prüfung gemäß den Regeln für die 
Benennung /Anerkennung von TD (A, B, D) des 
Kraftfahrt-Bundesamtes. 

Der Unterschriftsberechtigte des Technischen 
Dienstes darf innerhalb dieser Verordnung alle 
Tätigkeiten, zu denen in den Verordnungen der 
„Sachverständige“ oder der „amtlich anerkannte 
Sachverständige“ aufgeführt ist, mit Ausnahme der 
Hauptuntersu-chung und der Sicherheitsprüfung 
gemäß § 13, ausführen. Der Tätigkeitsumfang um-
fasst insbesondere Gutachten zur Erlangung der 
Betriebserlaubnis gemäß der vorge-nannten Nummer 
1.1 Buchstaben a) bis c) einschließlich der in § 8 
genannten Inan-spruchnahme der alternativen 
nationalen Anforderungen  dieser Verordnung und 
Ausnahmegenehmi-gungen gemäß § 73. Tätigkeiten 
von „Sachverständigen“ oder „amtlich 
anerkannten Sachverständigen“ in anderen 
Verordnungen wie z.B. des 
Kraftfahrsachverständigen-gesetzes (KfSachvG), 
der Fahrerlaubnisverordnung (FeV) oder der 
Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) sind dem 
Tätigkeitsumfang des Unterschriftsberechtigten 
demgegenüber nicht zuzuordnen. 

Mängel bei der Gutachtenerstellung durch 
Unterschriftsberechtigte der Technischen Dienste, 
die bei der Erteilung einer Einzelgenehmigung 
gemäß § 8 für einzelgenehmig-te Fahrzeuge nach 
dieser Verordnung oder im Rahmen von 
Kontrollmaßnahmen auffallen, werden von den 
nach Landesrecht zuständigen Behörden im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit als Genehmigungs-

alternative nationale Anforderungen: begriffliche 

Anpassungen an §2 

Das Verfahren wie bei Mängeln bei der 

Gutachtenerstellung umgegangen wird,  gehört 
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Unterschriftsberechtigten demgegenüber 
nicht zuzuordnen. 

Mängel bei der Gutachtenerstellung 
durch Unterschriftsberechtigte der 
Technischen Dienste, die bei der 
Erteilung einer Einzelgenehmigung 
gemäß § 8 für einzelgenehmig-te 
Fahrzeuge nach dieser Verordnung oder 
im Rahmen von Kontrollmaßnahmen 
auffallen, werden von den nach 
Landesrecht zuständigen Behörden im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit als 
Genehmigungs-/Aufsichtsbehörden für 
das Fahrzeug aufbereitet und auch dem 
Kraftfahrt-Bundesamt bekanntgegeben. 
Das Kraftfahrt-Bundesamt prüft 
daraufhin in eigener Verantwortung und 
Zuständigkeit, ob der oder die 
Unterschriftsberechtigten der 
Technischen Dienste nicht 
ordnungsgemäß gearbeitet haben und 
ergreift erforderlichenfalls Maßnahmen 
gegenüber dem Technischen Dienst und 
schlägt dann auch bestimmte Maßnahmen 
zur Qualitätssicherung vor und informiert 
die Behörde hierüber, durch die das 
Kraftfahrt-Bundesamt informiert wurde. 

Mängel bei der Gutachtenerstellung 
durch amtlich anerkannte 
Sachverständige der Technischen 
Prüfstelle, die bei der Erteilung einer 
Einzelgenehmigung gemäß § 8 für 
einzelgenehmigte Fahrzeuge nach dieser 
Verordnung oder im Rahmen von 
Kontroll-Maßnahmen auffallen, werden 
von den nach Landesrecht zuständigen 

/Aufsichtsbehörden für das Fahrzeug aufbereitet 
und auch dem Kraftfahrt-Bundesamt 
bekanntgegeben. Das Kraftfahrt-Bundesamt prüft 
daraufhin in eigener Verantwortung und 
Zuständigkeit, ob der oder die 
Unterschriftsberechtigten der Technischen 
Dienste nicht ordnungsgemäß gearbeitet haben 
und ergreift erforderlichenfalls Maßnahmen 
gegenüber dem Technischen Dienst und schlägt 
dann auch bestimmte Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung vor und informiert die 
Behörde hierüber, durch die das Kraftfahrt-
Bundesamt informiert wurde. 

Mängel bei der Gutachtenerstellung durch 
amtlich anerkannte Sachverständige der 
Technischen Prüfstelle, die bei der Erteilung einer 
Einzelgenehmigung gemäß § 8 für 
einzelgenehmigte Fahrzeuge nach dieser 
Verordnung oder im Rahmen von Kontroll-
Maßnahmen auffallen, werden von den nach 
Landesrecht zuständigen Behörden im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit als Genehmigungs-
/Aufsichtsbehörden für das Fahrzeug aufbereitet 
und der für die betroffene Technischen Prüfstelle 
nach Landesrecht zustän-digen Behörde 
bekanntgegeben. Die nach Landesrecht 
zuständigen Behörde der betroffenen Technischen 
Prüfstelle prüft daraufhin in eigener 
Verantwortung und Zustän-digkeit, ob der oder 
die amtlich anerkannten Sachverständigen der 
Technischen Prüf-stelle nicht ordnungsgemäß 
gearbeitet haben und ergreift erforderlichenfalls 
Maßnah-men gegenüber dem amtlich 
anerkannten Sachverständigen oder der 
Technischen Prüfstelle und schlägt dann auch 
bestimmte Maßnahmen zur Qualitätssicherung 

aus unserer Sicht nicht in diese VO sondern in 

eine Verwaltungsvorschrift 
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Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
als Genehmigungs-/Aufsichtsbehörden 
für das Fahrzeug aufbereitet und der für 
die betroffene Technischen Prüfstelle 
nach Landesrecht zustän-digen Behörde 
bekanntgegeben. Die nach Landesrecht 
zuständigen Behörde der betroffenen 
Technischen Prüfstelle prüft daraufhin in 
eigener Verantwortung und Zustän-
digkeit, ob der oder die amtlich 
anerkannten Sachverständigen der 
Technischen Prüf-stelle nicht 
ordnungsgemäß gearbeitet haben und 
ergreift erforderlichenfalls Maßnah-men 
gegenüber dem amtlich anerkannten 
Sachverständigen oder der Technischen 
Prüfstelle und schlägt dann auch 
bestimmte Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung vor und informiert die 
Behörde hierüber, durch die Sie 
informiert wurde. 

vor und informiert die Behörde hierüber, durch 
die Sie informiert wurde. 

149 Anlage 5 2.1. 2.1. Vorschriften der Nummer 1.1 
Buchstabe a)  

Die Vorschriften des Artikel 45 der 
Verordnung (EU) 2018/858 - 
Einzelgenehmigung für Neufahrzeuge - 
sind anzuwenden für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger nach der Artikel 
45 der Verordnung (EU) 2018/858 für 
neue, noch nicht erstmalig zugelassene 
oder in Betrieb genommene Fahrzeuge 
mit mindestens vier Rädern und mit einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit 
von mehr als 25 km/h und ihre Anhänger 
der Klassen M, N und O. […] 

2.1. Vorschriften der Nummer 1.1 Buchstabe 
a)  

Die Vorschriften des Artikel 45 der Verordnung 
(EU) 2018/858 - Einzelgenehmigung für 
Neufahrzeuge - sind anzuwenden für 
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger nach 
der Artikel 45 der Verordnung (EU) 2018/858 für 
neue, noch nicht erstmalig zugelasse-ne oder in 
Betrieb genommene Fahrzeuge mit mindestens 
vier Rädern und mit einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h und 
ihre Anhänger der Klassen M, N und O. […] 

gegenstandslos durch Änderungen bzw. durch 
den Anwendungsbereich der EU-FGMV
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150 Anlage 5 3.1. 3.1. Mehrstufige Genehmigung eines 
unvollständigen Fahrzeugs 

Wird aus einem unvollständigen 
Fahrzeug, für das ein genehmigter Typ 
nach der in Nummer 1.1 Buchstabe a) 
genannten Verordnung vorliegt, nach 
weiteren Fertigungs-schritten ein 
vervollständigtes Einzelfahrzeug 
hergestellt, so ist gemäß den Vorgaben 
der Nummer 2 nach der Fahrzeugklasse 
und der kategorisierten Fahrzeugart des 
vervollständigten Fahrzeugs eine 
Begutachtung gemäß § 8 in Verbindung 
mit Artikel 45 der Verordnung (EU) 
2018/858 durchzuführen, sofern die 
technischen Merkmale des 
vervollständigten Fahrzeugs weiterhin in 
den Anwendungsbereich der Verordnung 
(EU) 2018/858 fallen. Für den Fall, dass 
die technischen Merkmale des 
vervollständigten Fahrzeugs nicht mehr 
in den Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) 2018/858 fallen, 
kommt § 4 Absatz 3 zur Anwendung. 

.... so ist gemäß den Vorgaben der 
Nummer 2 nach der Fahrzeugklasse und 
der kategorisierten Fahrzeugart des 
vervollständigten Fahrzeugs eine 
Begutachtung gemäß § 8 in Verbindung 
mit Artikel 45 der Verordnung (EU) 
2018/858 durchzuführen,...

3.1. Mehrstufige Genehmigung eines 
unvollständigen Fahrzeugs 

Wird aus einem unvollständigen Fahrzeug, für das 
ein genehmigter Typ nach der in Nummer 1.1 
Buchstabe a) genannten Verordnung vorliegt,
nach weiteren Fertigungs-schritten ein 
vervollständigtes Einzelfahrzeug hergestellt, so ist 
gemäß den Vorgaben der Nummer 2 nach der 
Fahrzeugklasse und der kategorisierten Fahrzeugart 
Art des Aufbaus des vervollständigten Fahrzeugs 
eine Begutachtung gemäß § 8 in Verbindung mit 
Artikel 45 der Verordnung (EU) 2018/858
durchzuführen, sofern die technischen Merkmale des 
vervollständigten Fahrzeugs weiterhin in den 
Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2018/858 
fallen. Für den Fall, dass die technischen Merkmale 
des vervollständigten Fahrzeugs nicht mehr in den 
Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2018/858 
fallen, kommt § 4 Absatz 3 zur Anwendung. 

.... so ist gemäß den Vorgaben der Nummer 2 nach der 
Fahrzeugklasse und der vorgesehenen 
Zweckbestimmung des vervollständigten Fahrzeugs 
eine Begutachtung gemäß Artikel 45 der 
Verordnung (EU) 2018/858 in Verbindung mit § 8 
durchzuführen,.. 

gegenstandslos durch Änderungen bzw. durch 

den Anwendungsbereich der EU-FGMV 

kategorisierte „Fahrzeugart“ hat im Falle von 

Begutachtungen nach Art.45 keinen Einfluss auf 

die Durchführung der Begutachtung, jedoch die 

vorgesehene Zweckbestimmung des Fz`s. 

Anpassung der Reihenfolge an die Reihenfolge 

der gesetzlichen Grundlage  
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151 Anlage 5 3.3. 3.3. Fahrzeuge mit Typgenehmigung, 
welche nachträglich technisch verändert 
wurden  

Für vollständige Neufahrzeuge mit 
Typgenehmigung darf eine erneute 
technische Prüfung nur durchgeführt 
werden, sofern die Fahrzeuge durch den 
Hersteller selbst oder nach Verlassen des 
Herstellerwerks durch einen Dritten 
verändert worden sind. Nur nach 
„Bauartveränderungen" vor der 
erstmaligen Zulassung des Fahrzeugs 
(technische Änderungen zur 
Typgenehmigung) sind auch für bereits 
genehmigte Serienfahrzeuge 
Einzelgenehmigungen anwendbar. Die 
Vorgaben hierzu liegen in den 
Verordnungen (EU) 2018/858, 
Nr. 168/2013 und Nr. 167/2013 sowie im 
§ 8. 

Technische Änderungen sind hierbei 
Änderungen im Sinne des § 8 Absatz 4, 
welche die Betriebserlaubnis des 
Einzelfahrzeugs zum Erlöschen bringen, 
sowie Änderungen, welche zu einer 
Abweichung zum Hersteller-
Beschreibungsbogen oder zur 
Übereinstimmungsbescheinigung 
(CoC) der zugrundeliegenden 
Typgenehmigung führen. Im Sinne des 
§ 5 Absatz 1 handelt es sich um 
Änderungen, die die genehmigte 
Fahrzeugart ändern, eine Gefährdung 
erwarten lassen oder das Abgas- oder 
Geräuschverhalten verschlechtern. […] 

(2) Nur nach technischen Änderungen vor der 
erstmaligen Zulassung des Fahrzeugs, welche zu 
Abweichungen vom genehmigten Zustand des 
Fahrzeugs führen, sind auch für bereits genehmigte 
Serienfahrzeuge Einzelgenehmigungen zulässig.

Hinweis: 

Technische Änderungen können hiernach auch 
Änderungen sein, die die Betriebserlaubnis nicht 
zum Erlöschen bringen (z.B. Ablastung). Der 
nächste Satz schreibt aber wieder etwas Anderes. 
Eine Klarstellung ist aus unserer Sicht 
erforderlich, welche Konsequenzen an die 
Änderungen gebunden sind, die zu Abweichung 
zum Genehmigungsbogen oder des CoC`s führen. 

Anpassung der Formulierung zur Klarstellung. 
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152 Anlage 5 4. 4. Nachweisliste 

Bei Begutachtungen gemäß Nummer 1.1 
Buchstabe a) und b) sind für die einzelnen 
Genehmigungsgegenstände bzw. 
Bauvorschriften dieser Verordnung oder 
der harmonisierten Rechtsakte 
Prüfprotokolle zu erstellen. 

Darüber hinaus ist bei Begutachtungen 
gemäß Nummer 1.1 Buchstabe a) und b) 
die auf EU-typgenehmigten Fahrzeugen 
aufbauen dem Genehmigungsbogen als 
Anlage eine Nachweisliste der 
entsprechenden EU-Fahrzeugklasse (M, 
N, O, L, T, C, R oder S) beizufügen, aus 
der die technischen Vorschriften 
hervorgehen, nach denen das Fahrzeug 
genehmigt werden soll. 

[…] 

Die Technische Prüfstelle und der 
Technische Dienst stellen sicher, dass 
eine einheitliche Anwendung der 
Nachweistypen und der damit 
verbundenen Vorschriften 
(Mindestanforderungen bei 
„Ersatzverfahren" und 
Mindestprüfumfang) erfolgt. 

Hierbei sind die nachfolgend 
aufgeführten Nachweistypen zu 
verwenden: 

[…]

C            Nachweis der 
wesentlichen Bestimmungen; Bewertung 
des Systems (für Importfahrzeuge 

4. Nachweisliste 

Bei Begutachtungen gemäß Nummer 1.1 
Buchstabe a) und b) sind für die einzelnen 
Genehmigungsgegenstände bzw. Bauvorschriften 
dieser Verordnung oder der harmonisierten 
Rechtsakte Einzelprüfprotokolleberichte zu 
erstellen. 

Darüber hinaus ist bei Begutachtungen gemäß 
Nummer 1.1 Buchstabe a) und b) die auf EU-
typgenehmigten Fahrzeugen aufbauen dem 
Genehmigungsbogen als Anlage eine 
Nachweisliste der entsprechenden EU-
Fahrzeugklasse (M, N, O, L, T, C, R oder S) 
beizufügen, aus der die technischen Vorschriften 
hervorgehen, nach denen das Fahrzeug genehmigt 
werden soll.

[…] 

Die Technische Prüfstelle und der Technische Dienst 
stellen sicher, dass eine einheitliche Anwendung der 
Nachweistypen und der damit verbundenen 
Vorschriften (Mindestanforderungen bei 
„Ersatzverfahren" und Mindestprüfumfang) erfolgt. 

Begriffliche Änderung entsprechend der 

europäischen Vorgaben. 

Hinsichtlich des letzten Satzes in Anlage 5.4. 

stellt sich uns die Frage, wie das die TP und ein 

TD sicherstellen sollen. Aus unserer Sicht bedarf 

es hierzu einer übergeordneten Festlegung. 

Satz kann entfallen, da über Punkt 7.1 geregelt. 

Außerdem steht der Satz auf dem Punkt 7.1 

entgegen, demnach wäre eine Nachweisliste nur 

im Mehrstufenverfahren mit typgenehmigten 

Basis-Fahrzeug erforderlich. 
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gesonderte Bewertung), Ersatzverfahren 
oder Prüfprotokoll 

[…]

C            Nachweis der wesentlichen 
Bestimmungen; Nachweis der alternativen 
nationalen Anforderungen, zerstörungsfreie 
Prüfung oder Bewertung des Systems (für 
Importfahrzeuge gesonderte Bewertung), 
Ersatzverfahren oder Prüfprotokoll

P/A

Diese Verordnung wurde teilweise angewendet, es 
kam die Durchführungsverordnung zur 
Anwendung. Die Dokumentation zu den jeweiligen 
Genehmigungsgegenständen sind zum Teil 
Bestandteil der aufgeführten Einzelrechtsakte.

Anpassung an die Vorgaben der StVZO 

Ergänzung erforderlich für 

Genehmigungsgegenstand „63“, Genehmigungen 

nach VO(EU) 2019/2144 bislang nicht möglich. 

153 Anlage 5 5. 5. Verschlüsselung Aus unserer Sicht sollte Anlage 5 5. ersatzlos 
gestrichen oder neu geschrieben werden. 

Es wird auf einen veralteten Stand verwiesen. 

Das Verfahren wird derzeit vom KBA geregelt. 

Wenn sich zukünftig etwas an der 

Systematisierung von Kfz ändert, müsste gleich 

die die Verordnung geändert werden.  

154 Anlage 5 6. 6. Inanspruchnahme der 
Anforderungen dieser Verordnung 
und Ausnahmen gemäß § 73 

Eine Einzelgenehmigung für Fahrzeuge 
gemäß Artikel 45 der 
Verordnung (EU) 2018/858 kann erst 
erteilt werden, wenn die stichhaltige 
Begründung zur etwaigen 
Inanspruchnahme der alternativen 
Anforderungen dieser Verordnung von 
der Genehmigungsbehörde anerkannt 
wurde oder erforderliche 

6. Inanspruchnahme der Anforderungen dieser 
Verordnung und Ausnahmen gemäß § 73

Eine Einzelgenehmigung für Fahrzeuge gemäß 
Artikel 45 der Verordnung (EU) 2018/858 kann 
erst erteilt werden, wenn die stichhaltige 
Begründung zur etwaigen Inanspruchnahme der 
alternativen Anforderungen dieser Verordnung 
von der Genehmigungsbehörde anerkannt wurde 
oder erforderliche Ausnahmegenehmigungen 
gemäß § 73 erteilt wurden. Abweichungen von den 
Vorgaben der Technischen Anhänge der in 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten 

Satz 1 und Satz 2 der Nummer 6 können 

gestrichen werden bzw. die Vorgaben des § 4 

und der Anlage 5 müssen inhaltlich in 

Übereinstimmung gebracht werden. Gemäß § 4 

Absatz 3 ist die Anwendung von nationalen 

Anforderungen, bzw. von nationalen alternativen 

Anforderungen nur für Fz außerhalb des 

Anwendungsbereiches der 3 Rahmen-

Verordnungen vorgesehen. Gleiches gilt gemäß 

§ 4 Absatz 5 auch für die Zulässigkeit von 

Ausnahmen.  
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Ausnahmegenehmigungen gemäß § 73 
erteilt wurden. Abweichungen von den 
Vorgaben der Technischen Anhänge der 
in § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
genannten Verordnungen mittels 
Inanspruchnahme der Vorschriften dieser 
Verordnung und zu eventuellen 
Ausnahmen von den Einzelvorschriften 
dieser Verordnung müssen von dem 
amtlich anerkannten Sachverständigen 
oder Unterschriftsberechtigten 
ausführlich für den Einzelfall begründet 
werden. [...] 

Verordnungen mittels Inanspruchnahme der 
Vorschriften dieser Verordnung und zu 
eventuellen Ausnahmen von den 
Einzelvorschriften dieser Verordnung müssen von 
dem amtlich anerkannten Sachverständigen oder 
Unterschriftsberechtigten ausführlich für den 
Einzelfall begründet werden. [...]

Zur Vermeidung von Nachteilen für den 

Wirtschaftsstandort Deutschland sollte die über 

Artikel 45 der VO (EU) 2018/858 geregelte 

„Kann“-Option hinsichtlich der Anwendung von 

alternativen Anforderungen auch für Fz gemäß § 

4 Absatz 1 Satz1 Anwendung finden. 

155 Anlage 5 7.2 7.2 Der Leiter der Technischen Prüfstelle 
ist für die Sicherstellung der 
gleichmäßigen Qualität aller Tätigkeiten 
des befugten Personenkreises 
verantwortlich. Er hat der zuständigen 
Aufsichtsbehörde jährlich sowie 
zusätzlich auf konkrete Anforderung hin 
einen Qualitätssicherungsbericht 
vorzulegen. Der Bericht muss in 
transparenter Form Aufschluss über die 
durchgeführten Qualitätskontrollen und 
die eingeleiteten Qualitätsmaßnahmen 
geben, sofern diese aufgrund eines 
Verstoßes erforderlich waren. Der Leiter 
der Technischen Prüfstelle hat 
sicherzustellen, dass fehlerhafte 
Begutachtungen aufgrund derer ein 
Fahrzeug in Verkehr gebracht wurde oder 
werden soll, von dem ein erhebliches 
Risiko für die Verkehrssicherheit, die 
öffentliche Gesundheit oder die Umwelt 
ausgeht, nach Feststellung unverzüglich 
der zuständigen Genehmigungsbehörde 

7.2 Der Leiter der Technischen Prüfstelle oder des 
Technischen Dienstes ist für die Sicherstellung der 
gleichmäßigen Qualität aller Tätigkeiten des befugten 
Personenkreises verantwortlich. Er hat der 
zuständigen Aufsichtsbehörde jährlich sowie 
zusätzlich auf konkrete Anforderung hin einen 
Qualitätssicherungsbericht vorzulegen. Der Bericht 
muss in transparenter Form Aufschluss über die 
durchgeführten Qualitätskontrollen und die 
eingeleiteten Qualitätsmaßnahmen geben, sofern 
diese aufgrund eines Verstoßes erforderlich waren. 
Der Leiter der Technischen Prüfstelle oder des 
Technischen Dienstes hat sicherzustellen, dass 
fehlerhafte Begutachtungen aufgrund derer ein 
Fahrzeug in Verkehr gebracht wurde oder werden 
soll, von dem ein erhebliches Risiko für die 
Verkehrssicherheit, die öffentliche Gesundheit oder 
die Umwelt ausgeht, nach Feststellung unverzüglich 
der zuständigen Genehmigungsbehörde  gemeldet 
werden. 

Mit der Formulierung in Satz 1 wäre der Leiter 

der Technischen Prüfstelle dazu verpflichtet für 

die ordnungsgemäße Durchführung von 

Begutachtungen durch Unterschriftsberechtigte 

des Technischen Dienstes verantwortlich zu 

zeichnen. Ob fehlerhafte Begutachtungen 

Aufsichtsrechtlich verfolgt werden sollte nicht in 

der StVZO geregelt werden. Gehört wenn dann 

in eine Verwaltungsvorschrift. 
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und der zuständigen Aufsichtsbehörde 
gemeldet werden.  

156 Anlage 5 7.3 Die Regelungen hinsichtlich des Prüf- 
und Dokumentationsumfanges im 
Rahmen von Einzelgenehmigungen 
gemäß § 8 sind zu beachten. 

In die Gutachtenvorlage der Technischen 
Prüfstellen und Technischen Dienste ist 
für einzelgenehmigte Fahrzeuge ist 
nachfolgende Aussage aufzunehmen: 

Hauptuntersuchung gemäß § 13 StVZO 
erforderlich: Ja**/Nein* 

Fußnote 

* Nicht zutreffendes streichen. 

** Im Falle einer erforderlichen 
Hauptuntersuchung hat der Nachweis 
mittels separatem Untersuchungsbericht 
durch die hierzu befugte Person gemäß 
den Vorschriften des § 13 StVZO zu 
erfolgen 

Die Regelungen hinsichtlich des Prüf- und 
Dokumentationsumfanges im Rahmen von 
Einzelgenehmigungen gemäß § 8 sind zu beachten. 

In die Gutachtenvorlage der Technischen 
Prüfstellen und Technischen Dienste ist für 
einzelgenehmigte Fahrzeuge ist nachfolgende 
Aussage aufzunehmen: 

Hauptuntersuchung gemäß § 13 StVZO 
erforderlich: Ja**/Nein* 

Fußnote 

* Nicht zutreffendes streichen. 

** Im Falle einer erforderlichen 
Hauptuntersuchung hat der Nachweis mittels 
separatem Untersuchungsbericht durch die hierzu 
befugte Person gemäß den Vorschriften des § 13 
StVZO zu erfolgen 

Hier würde eine Unsicherheit bestehen, nach 

welchen Kriterien entschieden werden soll, ob 

eine HU erforderlich ist oder nicht. Zudem 

bezieht sich eine Hauptuntersuchung an 

Fahrzeugen und eine 

Betriebserlaubnisbegutachtung im Einzelfall 

grundsätzlich auf unterschiedliche rechtliche 

Grundsätze und diese sollten hier nicht vermischt 

werden.  

157 Anlage 5 

8. 
8. Unterschriftberechtigung der 
Technischen Dienste  

8. Unterschriftberechtigung der Technischen Dienste 

Übermittlung von Gutachten und Daten 

Titel des Absatzes passt nicht zum Inhalt 
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158 Anlage 6 Hinweise: 

Nr. 8: Sonderräder-Richtlinie fehlt. Unter UN-
R124 sind keine geänderten Funktionsmaße als die 
serienmäßigen genehmigungsfähig 

28.2a Bezug zu § 67a StVZO fehlerhaft 

Nr. 48: Software-Update: Aufnahme der VkBl.-
Verlautbarung zu Software-Updates für im 
Verkehr befindliche Fahrzeuge 

Nr. 49 & 55: EDR nach UN-R160 ist doppelt 
aufgeführt 

Ergänzend zu unseren Anmerkungen zu § 9 

sollten die Anforderungen des VkBl. 

Softwareänderungen ergänzt werden. Zudem 

möchten wird mit unseren Anmerkungen auf 

mehrere Lücken und Rechtsunklarheiten bei 

genehmigungspflichtigen Systemen und 

Fahrzeugteilen in Spalte 2 hinweisen. 

Des Weiteren sei bezugnehmend auf § 9 
angemerkt, dass diese Regelung in sich 
Unschlüssigkeiten aufweist. Gemäß Überschrift 
der Anlage bezieht sich diese auf 
„Genehmigungspflichtige Systeme und 
Fahrzeugteile“. Für die ungeordnet aufgelisteten 
Genehmigungsgegenstände werden 
Genehmigungsarten vorgesehen. Dabei wird 
jedoch nicht unterschieden ob sich diese 
Genehmigungsart auf ein Bauteil (BT) oder 
Selbstständige Technische Einheiten (STE) 
bezieht. Systemgenehmigungen entfallen 
logischerweise, da es sich bei 
Systemgenehmigungen nur um eine „abstrakte“ 
Gesamtheit von Einrichtungen die einen 
bestimmten Rechtsakt unterliegen handelt. 
Weiterhin können Systeme selbst nicht 
vertrieben und feilgeboten werden. Inhaber von 
Systemgenehmigungen kann nur der (Gesamt-
)Fahrzeughersteller selbst sein.  
Diese dargestellte Diskrepanz soll beispielhaft 
bei Einrichtungen für indirekte Sicht aufgezeigt 
werden. Offen bleibt für uns, ob nun auch eine 
Einrichtung für indirekte Sicht eine BG benötigt. 
Also nur das Bauteil (der Spiegel). Oder soll 
damit ausgedrückt werden, dass die STE 
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genehmigt sein soll – also die Genehmigung an 
bestimmten Fahrzeugtyp gebunden? Oder soll 
hier der Fahrzeughersteller für Nachrüstspiegel 
einen Nachtrag seiner Systemgenehmigung 
beantragen? 

Zudem ist im Rahmen der Typgenehmigung von 
Fahrzeugen eine Genehmigungspflicht von 
Bauteilen nicht erforderlich. Im Zuge einer 
Einphasengenehmigung können Fahrzeuge mit 
Bauteilen und STE in Verkehr gebracht werden 
ohne, dass die Bauteile und STE mit 
Genehmigungszeichen versehen sind. Dies ist 
idR bei Einrichtungen für indirekte Sicht so.  

Weiterhin wird in der Anlage 6 ein „Rechtsakt 
gefordert“. Hier sind zwei wesentliche 
Diskrepanzen zu verzeichnen. 

1. UNECE-Regelungen können durch 
Vertragsparteien (des „Revidierten 
Übereinkommens von 1958“) optional 
angewendet werden und sind somit alleine 
nicht bindend. Sie müssen einzeln in 
nationales Recht aufgenommen werden. 
Damit handelt es sich nicht um „UN-R: 
harmonisierte UN-Regelung“. Diese sind 
vielmehr als Standard bzw. Stand der 
Technik zu sehen. 

2. Sofern die UNECE-Regelungen als 
verbindliche Ausrüstungs- und 
Leistungsanforderung aufgenommen werden 
sollen, so muss der Stand der UNECE-
Regelung verbindlich vorgegeben werden. 
Gemäß dem derzeitigen Entwurf ist unklar 
welcher Stand der Vorschriften für Teile 
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akzeptiert werden kann. Denn Änderung der 
technischen Anforderungen die ein System 
oder ein Bauteil erfüllen muss werden bei 
UNECE-Regelungen durch Änderungsserien 
ergänzt. Auch geringe technische 
Änderungen können zu einer Änderungsserie 
führen. Änderungsserien werden mit 
Übergangsfristen eingeführt. In den 
Änderungsserien enthaltene Übergangsfristen 
beziehen sich auf das Datum des 
Inkrafttretens der Änderungsserie. 
Genehmigungen nach vorangehenden 
Änderungsserien können gültig bleiben. 
Vertragsstaaten müssen Genehmigungen 
nach vorangehenden Ständen nicht 
akzeptieren, sofern die Übergangsfristen 
nichts Anderes festlegen. Gemäß dem 
Referentenentwurf würde Deutschland aber 
auch die ursprüngliche Änderungsserie 
akzeptieren. 

159 Anlage 6 Nummer 2 
Nr. 2 Spalte 2: “Heizungsanlagen in 
Kraftfahrzeugen, ausgenommen elektrische 
Heizungen sowie Warmwasserheizungen, bei 
denen als Wärmequelle das Kühlwasser des 
Motors verwendet wird.”

Bisher ist eine Bauartgenehmigung für alle KFZ, 
ausgenommen elektrische Heizungen und 
Warmwasserheizungen, bei denen als 
Wärmequelle das Kühlwasser des Motors 
verwendet wird, erforderlich. Jetzt wären alle 
Arten von Heizungen ohne Bauartgenehmigung 
definiert, aber dafür mit Genehmigungspflicht 
für M, N, O. 

Andere Fahrzeuge würden fehlen (bspw. 
Selbstfahrende Arbeitsmaschinen etc.) Damit 
wäre auch eine Genehmigungspflicht für 
elektrische Heizungen und 
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Warmwasserheizungen jetzt erforderlich. Das ist 
im Einzelverfahren, u.a. für 
Warmwasserheizungen von selbstfahrenden 
Arbeitsmaschinen schwer nachzuweisen bzw. 
technisch nicht sinnvoll. 

160 Anlage 6 Nummer 10 
Folgende Rechtsakte sollten ergänzt werden:  

 TA31 (§22a) 
 94/20 
 89/173 Anh. IV 
 2015/208 Anh. XXXIV 

Einige Genehmigungen für 
Verbindungseinrichtungen fehlen. 

Es gibt aus Sicht der Verkehrssicherheit keinen 
Grund, dass diese Verbindungseinrichtungen 
nicht mehr verwendet werden sollen. Alte 
Vorschriften wurden aufgeführt, aber neue nicht 
mehr. 

Wenn der Rechtsakt 2009/144 aufgeführt ist, 
gäbe es keinen Grund die 2015/208 Anh. 
XXXIV nicht zu nennen. 

Die anderen genannten Vorschriften wurden 

nicht zurückgezogen, d.h. die Fahrzeugteile 

können weiterverwendet werden

161 Anlage 7 2.1. 2. Untersuchungsstellen 

2.1 Prüfstellen von 
Überwachungsinstitutionen 

[…]. 

Prüfstellen müssen sich in der ausschließlichen 
Verfügungsgewalt der Überwachungsinstitutionen 
befinden. Die Öffnungszeiten sind zur Anerkennung 
zu melden sowie öffentlich bekanntzugeben 
(regelmäßig mindestens 20 Stunden pro Woche an 
Werktagen).

Prüfstellen müssen zur Ausbildung, zum 
Erfahrungsaustausch, für Audits und 
Qualitätssicherungszirkel geeignet sein.

Anmerkungen:

Die Flächendeckung für Prüfstellen der 
technischen Prüfstellen ist entfallen. Allerdings 
ist jetzt eine Mindestöffnungszeit von 20 Stunden 
pro Woche und eine Eignung zur Ausbildung 
(heute nur eine pro Anerkennungsgebiet) 
vorgeschrieben. Das ist nicht verhältnismäßig. 
Für Technische Prüfstellen ist die Kostendeckung 
zu gewährleisten. Prüfstellen in entlegenen 
Regionen werden heute teilweise nur an einzelnen 
Tagen kostendeckend betrieben. Die Prüfstellen 
müssten geschlossen werden und für den Halter 
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gäbe es dann ggf. auch nicht ausreichend 
Werkstätten. Außerdem sollte es jedem Halter 
freigestellt sein, ob er sein Fahrzeug in einem 
Prüfstützpunkt oder in einer Prüfstelle vorstellt. 
Deshalb sollten diese Anforderungen gestrichen 
werden.

Ebenso ist die Vorschrift, dass Prüfstellen zur 
Ausbildung und Erfahrungsaustausch geeignet 
sein müssen, zu streichen. Die Prüfstellen sollen 
den Haltern in erster Linie Zugang zu 
unabhängigen Stellen gewähren, deren 
Geschäftsinhalt nicht die Reparatur ist. 
Untersuchungen/Umfragen zeigen, dass ca. 20 % 
der Halter solche Angebote wünschen.

162 Anlage 7 2.2. 2.2. Prüfstützpunkte 

[…] 

Überwachungsinstitutionen haben dem 
Betreiber des Prüfstützpunktes im 
Anschluss einen Nachweis über die dort 
an diesem Tag jeweils durchgeführten 
Fahrzeuguntersuchungen […] 
aufzubewahren. 

2.2. Prüfstützpunkte 

[…] 

Überwachungsinstitutionen haben dem Betreiber 
des Prüfstützpunktes im Anschluss einen 
Nachweis über die dort an diesem Tag jeweils 
durchgeführten Fahrzeuguntersuchungen […] 
aufzubewahren. 

Aus unserer Sicht ist diese Anforderung 

entbehrlich, da sie unter Einhaltung 

steuerrechtlicher und datenschutzrechtlicher 

Anforderungen ohnehin einzuhalten ist. Eine 

darüber hinaus gehende Forderung (letzte vier 

Ziffern der FIN) erzeugt zusätzlichen Aufwand, 

der unter Einhaltung o.g. Anforderungen 

entbehrlich ist. 

Zudem handelt es sich hier um ein Verfahren, 

das nicht im Bereich der Definition einer 

Untersuchungsstelle/Prüfstützpunkt anzusiedeln 

wäre. 

163 Anlage 7 2.5. 2.5. Kraftfahrzeugwerkstätten der 
öffentlichen Verwaltung 

In Kraftfahrzeugwerkstätten der öffentlichen 
Verwaltung werden unter Inanspruchnahme ihrer 

Anmerkung:

Hier handelt es sich um die Einführung einer 
neuen Kategorie, ohne weitere Spezifizierung an 
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technischen Einrichtung Fahrzeuguntersuchungen 
von untersuchenden Personen durchgeführt. 

die Ausstattung in Anlage 7 und von wem dort 
geprüft werden darf. Diese neue Art der 
Untersuchungsstelle muss auch in die Tabelle zu 
Nummer 3 aufgenommen werden und die 
Ausstattung festgelegt werden

164 Anlage 7 3.1. 3.1 Die Anforderungen an 
Untersuchungsstellen ergeben sich aus 
der Tabelle am Ende dieser Anlage, die 
Anforderungen an dort eingesetzte Mess- 
und Prüfgeräte sind in der Tabelle am 
Ende dieser Anlage und nachfolgend 
beschrieben. Die in Anlage 1 zu dieser 
Vorschrift genannten Bestimmungen zu 
den Mindestanforderungen an die 
Einrichtungen und Geräte für die 
Technische Überwachung sind 
einzuhalten. Weiterhin sind die im 
Verkehrsblatt hierzu bekannt gemachten 
Verlautbarungen zu beachten. 

3.1 Die Anforderungen an Untersuchungsstellen 
ergeben sich aus der Tabelle am Ende dieser Anlage, 
die Anforderungen an dort eingesetzte Mess- und 
Prüfgeräte sind in der Tabelle am Ende dieser Anlage 
und nachfolgend beschrieben. Die in Anlage 1 zu 
dieser Vorschrift genannten Bestimmungen zu den 
Mindestanforderungen an die Einrichtungen und 
Geräte für die Technische Überwachung sind 
einzuhalten. Weiterhin sind die im Verkehrsblatt 
hierzu bekannt gemachten Verlautbarungen zu 
beachten. 

Die Referenz auf den Anhang III der 2014/45/EU 
inklusive Tabelle führt zu einigen Verwerfungen 
und Unstimmigkeiten mit der Tabelle 1 zu 
Nummer 3. An dieser Stelle sollen nur einzelne 
Probleme aufgeführt werden.

 2014/45/EU beschreibt „Prüfplätze“ 
Abweichung von nationaler 
Definition in Anlage 7 Nummer 2.3 

 Die Prüfmittelübersicht ist in Punkt 3.1 in 
Verbindung mit der Tabelle zu Nummer 3 
beschrieben. Mit der Referenz auf den 
Anhang 1 der 2014/45/EU ergeben sich 
Überschneidungen/, die die Vorschrift 
schwer verständlich und interpretierbar 
machen, so dass es zu unterschiedlichen 
Auslegungen kommen kann. 

 2014/45/EU Anhang III kennt keinen 
Zeitmesser, kein Bandmaß sowie Prüfgeräte 
für Verbindungseinrichtungen, 
Schließkraftmess-gerät, Prüfgerät für 
Geschwindigkeitsbegrenzer, 
(Pedalkraftsensor). 

 Profiltiefenmesser sind in der 2014/45/EU 
gefordert in der Tabelle am Ende der Anlage 
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7 wurde dieses Gerät jetzt zusätzlich neu 
aufgenommen  

 Radlastwaagen sind in der 2014/45/EU für 
alle Fahrzeuge zGM >3,5t (inkl. O1!) 
gefordert, national in Deutschland nicht 
erforderlich 

 Keine OBD-Lesegerät für Klasse N1-3, T5 
bei Antriebsart Diesel gefordert 

 Achspieldetektpren stehen in der 
2014/45/EU und werden national nicht 
erforderlich. 

 Hinsichtlich der SEPS erfordert Anlage 7 
Nummer 8 ein Ortsfestes 
Scheinwerfereinstellprüfsystem (SEPS), 
bestehend aus Scheinwerfer-
einstellprüfgerät (SEP) und Aufstellflächen; 
Einbau in Halle auf Grundstück nach 1 und 
die 2014/45/EU verlangt ein 
Scheinwerfereinstellgerät, mit dem die 
Scheinwerfereinstellung gemäß den 
Vorschriften für die Einstellung von 
Kraftfahrzeugscheinwerfern (Richtlinie 
76/756/EWG) geprüft werden kann. Das 
sind mglw. unterschiedliche Anforderungen, 
die erklärt/ ausgeglichen werden müssen. 

Wir schlagen vor die notwendigen 

Prüfmittelanforderungen aus der 2014/45/EU in 

die Tabelle am Ende der Anlage 7 zu 

übernehmen und nicht die gesamte Anlage zu 

referenzieren. 
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165 Anlage 7 

3.1.1. 
3.1.1. Messgeräte […]. Die Konformität 
[…]. Das akkreditierte 
Kalibrierlaboratorium ist verpflichtet, für 
den Ergebnisbericht das amtliche Muster 
bei Kalibrierungen im 
Anwendungsbereich dieser Verordnung 
zu nutzen. […], aber mit Sitz in der EU, 
ausgestellt werden, […] 

3.1.1. Messgeräte […]. Die Konformität […]. Das 
akkreditierte Kalibrierlaboratorium ist verpflichtet, 
für den Ergebnisbericht das einem dem amtlichen
Muster entsprechenden Bericht bei Kalibrierungen 
im Anwendungsbereich dieser Verordnung zu nutzen. 
[…],  aber mit Sitz in der EU, ausgestellt werden, 
[…] 

Der Ausdruck „Konformität“ ist 

Regelungstechnisch gem. 17020 und 17025 nicht 

korrekt. Die Konformität bewertet das Labor in 

Abstimmung mit dem Auftraggeber. Welche 

Regeln sind für die Bewertung der Konformität 

zu verwenden. 

Zurzeit werden nicht alle Flächen von SEPS 

nicht kalibriert. Labore sehen hier eine 

Stückprüfung als ausreichend an. 

Die Beschränkung „Sitz in der EU“ steht im 

Widerspruch zu 71 SD 0 005. Kalibrierungen 

PN-Counter von Bosch werden beispielsweise 

heute in den USA durchführt. 

166 Anlage 7 

3.1.2. 
3.1.2. Prüfgeräte sind, wenn 
Herstellervorgaben vorhanden sind, 
regelmäßig nach diesen zu prüfen und zu 
warten. Sowohl die Wartung als auch die 
Prüfung muss in Prüfberichten 
dokumentiert werden. Es dürfen nur 
funktionsfähige Prüfgeräte eingesetzt 
werden und sie sind bei Nutzung 
arbeitstäglich einer Funktionsprüfung zu 
unterziehen. 

3.1.2. Prüfgeräte sind, wenn Herstellervorgaben 
vorhanden sind, regelmäßig nach diesen zu prüfen 
und zu warten. Sowohl die Wartung als auch die 
Prüfung muss in Prüfberichten dokumentiert werden. 
Es dürfen nur funktionsfähige Prüfgeräte 
eingesetzt werden und sie sind bei Nutzung 
arbeitstäglich einer Funktionsprüfung zu 
unterziehen.

Auf den Satz kann aus unserer Sicht in Anlage 7 

3.1.2. verzichtet werden, da sich die 

Anforderungen bereits aus der Natur der Sache 

heraus ergibt. Zudem wäre eine arbeitstäglich zu 

dokumentierende Funktionsprüfung nicht 

verhältnismäßig. Zudem wäre eine 

Funktionsprüfung ohne Vorgaben, 

Dokumentations- und Wartungsanforderungen 

nicht definiert.  

167 Anlage 7 3.5. 3.5. Die erforderlichen Vorgaben 
nach Anlage 11 für Einrichtungen nach 
Nummer 21.1 der Tabelle müssen dem 
jeweils aktuellen Stand entsprechen. Die 
Vorgaben müssen spätestens sechs 
Wochen nach Bereitstellung durch die 

3.5. Die erforderlichen Vorgaben nach 
Anlage 11 für Einrichtungen nach Nummer 21.1 der 
Tabelle müssen dem jeweils aktuellen Stand 
entsprechen. Die Neue Vorgaben müssen spätestens 
sechs vier Wochen, Aktualisierungen von 
Vorgaben innerhalb eines Arbeitstages nach 

Die ursprüngliche Formulierung stammt aus der 

Zeit als es lediglich komplette Updates des 

Vorgabeninformationssystems (Veröffentlichung 

von neuen Prüftechnologien, Prüfvorgaben, 

Prüfverfahren und Daten) gab. Die tagesaktuelle 
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Zentrale Stelle bei den Untersuchungen 
und Prüfungen angewendet werden. […] 
wird. 

Bereitstellung durch die Zentrale Stelle bei den 
Untersuchungen und Prüfungen angewendet werden. 
[…] 

Anwendung von Aktualisierungen (z.B. 

Datenänderungen) ist für die Untersuchung der 

Fahrzeuge erforderlich, um zeitnah auf 

Aktualisierung durch zum Beispiel die Hersteller 

reagieren zu können und die Effizienz der 

Anwendung von Vorgaben kontinuierlich zu 

verbessern.  

168 Anlage 7 4.2 4.2 Von der nach Nummer 3.1 
vorgeschriebenen Ausstattung mit Mess- 
und Prüfgeräten sind Abweichungen an 
Untersuchungsstellen zulässig, wenn an 
diesen nur bestimmten Fahrzeugarten 
untersucht oder geprüft werden. Die 
zulässigen Abweichungen ergeben sich 
aus den Fußnoten der Tabelle am Ende 
dieser Anlage; sie sind der zuständigen 
obersten Landesbehörde oder die von ihr 
bestimmten oder nach Landesrecht 
zuständigen Stellen zu melden. 

4.2 Von der nach Nummer 3.1 vorgeschriebenen 
Ausstattung mit Mess- und Prüfgeräten sind 
Abweichungen an Untersuchungsstellen zulässig, 
wenn an diesen nur bestimmten Fahrzeugarten 
untersucht oder geprüft werden. Die zulässigen 
Abweichungen ergeben sich aus den Fußnoten der 
Tabelle am Ende dieser Anlage; Die 
Abweichungen sind der zuständigen obersten 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmten oder 
nach Landesrecht zuständigen Stellen zu melden. 

Es stellt sich die Frage, ob eine generelle 

Begrenzung auf eine Fahrzeugart möglich 

gemacht werden soll. So gibt es z.B. Hersteller 

von Anhängern, die eine Untersuchungsstelle 

ausschließlich für Anhänger betreiben wollen. In 

der Zwischenzeit sind die Anforderungen und 

damit der Aufwand für die Einrichtung eines 

Scheinwerferprüfsystems erheblich gestiegen. 

Für die Prüfung von Anhängern wäre dies aber 

entbehrlich. Die Streichung dieser Passage 

würde die Akzeptanz beim Bürger, aber auch die 

Verständlichkeit der Verordnung verbessern. 

169 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

Als Ziffer 1a ergänzen: Infrastruktur: Online-
Verfügbarkeit mit mind. 4G oder einem 
vergleichbaren technologieoffenen Zugang 
während der Untersuchung  

Das ist notwendig um die aktuellen Erfordernisse 

einer möglichst tagesaktuellen 

Informationsversorgung insbesondere auch mit 

Vorgabendaten sicherzustellen. 

Eine permanente Onlineverbindung in den 

Untersuchungsstellen ist sicherzustellen. Dies ist 

heute bereits gängige Praxis und insbesondere 

erforderlich für eine tagesaktuelle 

Vorgabenbereitstellung speziell zur Prüfung von 

Softwareänderungen im Rahmen der HU sowie 

der Bereitstellung von Berechtigungsnachweisen 
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bei fahrzeugseitig implementierten 

Zugangsberechtigungen. 

170 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

2. Bauliche Anforderungen 
Zu Ziffer 2: Spalte2/3 wieder geteilt und 
Anforderungen für den Prüfstützpunkt eingefügt 

Zu Ziffer 2 der Tabelle am Ende dieser Anlage: 
„Bauliche Anforderungen an Prüfstützpunkte“ 
gesondert definieren, da ansonsten die baulichen 
Anforderungen der Prüfstellen gelten und die 
Besonderheiten der Werkstätten nicht gewürdigt 
werden:  

Die Abmessungen der Bereiche für die FZ-
Untersuchungen richten sich nach zu prüfenden 
Fahrzeugen und müssen sich in frei zugänglichen 
und überdachten Bereichen der Werkstatt/ 
Prüfhalle befinden, sodass der Prüfablauf nicht 
durch andere Aktivitäten der Werkstatt oder 
räumliche Einschränkungen beeinträchtigt wird.

In Ziffer 2 der Tabelle wird jetzt neu geregelt, 

dass festeingebaute Prüfeinrichtungen von der 

Prüfhalle überdeckt werden müssen. Das ist 

insbesondere in Prüfstützpunkten aufgrund der 

Platzverhältnisse nicht immer möglich. 

Insbesondere vor dem Hintergrund, dass in den 

letzten Jahren wegen der Anpassung der 

Prüftechnik an die Vorgaben der Richtlinie von 

2011 neue Bremsenprüfstände angeschafft 

wurden, die (auch im Freien) eingerichtet 

wurden, sollten hier die Anforderungen nicht 

verschärft werden. Die Hersteller bieten 

Messgeräte explizit für den Außenbereich an, in 

dem sie Heizungen einbauen und die 

Bremsrollen mit Abdeckungen versehen (vgl. 

zum Beispiel: https://www.ahs-

prüftechnik.de/produkte/ahs-

rollenbremspruefstaendepkw-lkw/ahsvarioflex- 

easy). Mit der Kalibrierung und der 

Beschaffenheitsprüfung werden regelmäßig die 

Einhaltung der Grenzwerte und die 

Funktionsfähigkeit der Messgeräte überprüft. 

Wenn die Geräte diese Anforderungen erfüllen, 

können sie bei HU benutzt werden. Das ist 

unabhängig davon, ob die Geräte überdacht sind. 

Eine Überdachung ist für die Kalibrierung nicht 
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von Bedeutung und die BPS-Rili Ziffer 3.1.1 

lässt explizit die Verwendung im freien zu. 

171 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

3.Grube, Hebebühne oder Rampe mit 
ausreichender Länge und 
Beleuchtungsmöglichkeit sowie mit 
Einrichtung zum Freiheben der Achsen 
oder Spieldetektoren 

Zu Ziffer 3: Spalte ergänzt  … ausreichend 
bemessener ….

172 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

Zu Ziffer 3 & 4. Hier wäre eine Ausnahmeregelung 
für lof- und KRAD-PSP sinnvoll. 

173 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

6. Messgerät zur Funktionsprüfung von 
Druckluftbremsanlagen 
(Federmanometer oder elektrisches 
Druckmessgerät, Verbindungen und 
Schläuche) 

Zu Nr.6: ...und Eichung streichen Ohne die Streichung würde sich hierdurch sich 

eine Doppelprüfung ergeben, die so nicht 

vorhanden war. 

174 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

8. Ortsfestes Scheinwerfereinstell-
prüfsystem (SEPS), bestehend aus 
Scheinwerfereinstellprüfgerät (SEP) 
und Aufstellflächen; Einbau in Halle 
auf Grundstück nach 1. 

8. Ortsfestes Scheinwerfereinstell-prüfsystem 
(SEPS), bestehend aus Scheinwerfereinstellprüfgerät 
(SEP) und Aufstellflächen; Einbau in Halle auf 
Grundstück nach 1. 

Zu 8: Aufstellflächen immer in Halle, keine 
Kriterien für Außenbereich, keine 
Übergangsvorschrift (TNM hat Aufstellflächen 
Lkw außerhalb TS)  

Zu Fußnote Nr. 8: Scheinwerfer an 
Kraftfahrzeugen mit bbH > 40 km/h, die 
aufgrund ihrer Anbauhöhe an Prüfstellen und 
Prüfstützpunkten nicht mit dem SEP geprüft 
werden können, sind ebenfalls mittels einer 
Prüffläche zu prüfen. Es gelten die Vorgaben zur 
Beschaffenheit der Aufstellfläche für das 
Kraftfahrzeug gem.  der HU-Scheinwerfer-
Prüfrichtlinie. 
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175 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

10.2 Kupplungskugeln 
zu Nummer 10.2 
Kupplungskugeln und  
Zugkugelkupplungen

Die Lehren für die Prüfung der 

Zugkugelkupplungen (sog. Prüfkugeln) sind zu 

ergänzen. 

176 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

12. Prüfgerät zur Funktionsprüfung von 
Geschwindigkeitsbegrenzern 

zu Nummer 12: streichen Gem. § 15 Abs. 4 Zuständigkeit neu geregelt, 

TP/ÜO und aaW nicht zuständig

177 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

13. Messgerät zur Ermittlung der 
Temperatur des Motors 

nicht geregelt im Rahmen der 
Wartung/Kalibrierung. 

178 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

14. Geräte zur Prüfung von 
Schließwinkeln, Zündzeitpunkt und 
Motordrehzahl 

Kann gestrichen werden, da nicht mehr angewandt 
aufgrund technischem Fortschritt 

179 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

16. Abgasmessgerät für 
Kompressionszündungsmotoren bis zur 
Emissionsklasse Euro 5/V 

17. Abgasmessgerät für 
Kompressionszündungsmotoren ab der 
Emissionsklasse Euro 6/VI 

Zu Ziffer 16 u. 17: Spalte 8 keine 
zusätzliche Konformitätsbewertung erforderlich 
Bei Kalibrierungen erfolgt bereits eine 
Konformitätsbewertung, Siehe auch Begründung 
zu Anlage 7 3.1.1. Die in der Spalte AUK 
enthaltene Fußnote 17 kann entfallen. Kräder mit 
Kompressionszündungsmotor sind gemäß der 
Fußnote 15 schon von der Ausrüstungsvorschrift 
ausgenommen und gemäß neuer Nummer 3 zu § 
18 Absatz 3 von AU ausgenommen. und auch 
gemäß der AU-Richtlinie sind Krafträder mit 
Kompressionszündungsmotor von einer Messung 
ausgenommen 
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180 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 

3Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

19. Schalldruckpegel-messgerät für 
Geräuschmessung (einschließlich 
Kalibrator) 

Zu 19: Doppelprüfung wird erforderlich 
Entsprechend RiLi 2014/45/EU ist ein 
Schallpegelmessgerät der Klasse 2 erforderlich - für 
diese Geräte sollte die Eichpflicht entfallen 

181 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

20.2 Lecksuchgerät (Gasdetektor) für die 
zu prüfenden Betriebs-gase (Flüssiggas, 
Erdgas) zum Auffinden von 
Gasundichtigkeiten (Bereithaltung und 
verpflichtende Anwendung unbefristet 
ausgesetzt) 

Nr. 20.2 (Lecksuchgerät):  Akkreditierte Kalibrierung 
unverhältnismäßig im Vergleich zu Gerätekosten. 
Anforderung wäre zu streichen. Außerdem wird nicht 
gegen einen bestimmten Grenzwert gemessen, 
sondern nur, ob Gas austritt. 

182 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

21.1 die Systemdaten-prüfung und/oder 
Prüfungen über die elektronische 
Fahrzeugschnittstelle nach § 29 
i.V.m. Anlage VIIIa StVZO von 
Kraftfahrzeugen 

21.1 die Systemdatenprüfung und/oder Prüfungen 
über die elektronische Fahrzeugschnittstelle 
nach § 29 i.V.m. Anlage VIIIa StVZO §16 
i.V.m. Anlage 10 StVZO von Kraftfahrzeugen 

Zu Ziffer 21.1 Verweis aus Anl.VIIIa - Update 
erforderlich Korrektur 21.1 die Systemdaten-
prüfung und/oder Prüfungen über die 
elektronische Fahrzeugschnittstelle nach § 29 
i.V.m. Anlage VIIIa StVZO §16 i.V.m. Anlage 
10 StVZO von Kraftfahrzeugen 

183 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

Ergänzung 21.3 [Einrichtung] für die 
Durchführung einer Isolationswiderstands- und 
Potentialausgleichsmessung gemäß UN-ECE 
R100 

Kalibrierung durch einen nach DIN EN ISO/IEC 
17025:2018 akkreditierten Kalibrierdienstleister

Für die Durchführung einer Potentialausgleichs-

/Isolationswiderstandsmessung gemäß UN-ECE 

R 100 als erweiterte Zustands- und Wirkprüfung 

von Fahrzeugen mit Elektroantrieb müssen 

Untersuchungsstellen über die entsprechende 

Ausrüstung verfügen. Neues Prüfmittel für die 

Prüfung elektrisch angetriebener Fahrzeuge 

erforderlich, sollte bereits jetzt in den Entwurf 

aufgenommen werden. 
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184 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

22. Fußkraftmessgerät (Bremsanlagen) 22. Fußkraftmessgerät (Bremsanlagen) 
kann entfallen, weil ohnehin nur in der TP 
vorgeschrieben und derzeit nicht mehr eingesetzt 
für die hier gegenständlichen Untersuchungen 
und Prüfungen 

185 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

Fußnote 6 

Scheinwerfer an Kraftfahrzeugen mit 
bbH > 40 km/h, die aufgrund ihrer 
Anbauhöhe an Prüfstellen und 
Prüfstützpunkten nicht mit dem SEP 
geprüft werden können, sind ebenfalls 
mittels einer Prüffläche zu prüfen. Es 
gelten die Vorgaben zur Beschaffenheit 
der Aufstellfläche für das Kraftfahrzeug 
nach Anlage 4, Nummer 4 der HU-
Scheinwerfer-Prüfrichtlinie. 

Scheinwerfer an Kraftfahrzeugen mit bbH > 40 km/h, 
die aufgrund ihrer Anbauhöhe an Prüfstellen und 
Prüfstützpunkten nicht mit dem SEP geprüft werden 
können, sind ebenfalls mittels einer Prüffläche zu 
prüfen. Es gelten die Vorgaben zur Beschaffenheit der 
Aufstellfläche für das Kraftfahrzeug nach Anlage 4, 
Nummer 4 der HU-Scheinwerfer-Prüfrichtlinie. 

Beschaffenheit der Aufstellfläche für das 

Kraftfahrzeug nach Anlage 4, Nummer 4 sollte 

gestrichen werden 

186 Anlage 7 

Tabelle zu 

Nummer 3 

Fußnote 7: 

SEP entbehrlich, wenn nur 
Kraftfahrzeuge mit bbH ≤ 40 km/h auf 
Prüfplätzen untersucht werden und eine 
senkrechte Prüffläche und eine geeignete 
Aufstellfläche für das Kraftfahrzeug 
vorhanden sind. 

Fußnote 7SEP entbehrlich, wenn nur Kraftfahrzeuge 
mit bbH ≤ 40 km/h auf Prüfplätzen untersucht 
werden und eine senkrechte Prüffläche und eine 
geeignete Aufstellfläche für das Kraftfahrzeug 
vorhanden sind oder wenn nur Anhänger 
untersucht werden

An Untersuchungsstellen (Stützpunkten), an 

denen ausschließlich Anhänger geprüft werden 

ist kein SEPS erforderlich, weil Anhänger keine 

Scheinwerfer haben, die man mit einem SEPS 

prüfen könnte. Werkstätten, die sich 

ausschließlich mit Anhängern beschäftigen 

sollten in dieser Angelegenheit nicht schlechter 

gestellt sein und auch als Prüfstützpunkte genutzt 

werden können, weil hier ein hohes Fachwissen 

hinsichtlich der Reparatur von Anhängern 

besteht und in der Regel auch das Werkszeug auf 

die Reparatur von Anhängern spezialisiert ist. So 

gibt es hier häufig auch besondere 

Bremsprüfstände, die für die Prüfung der 

Bremsanlage von Anhängern besser geeignet 
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sind als Standardbremsprüfstände, die für die 

Prüfung von Kfz optimiert wurden. (Spurweite, 

Bremsrollenüberhöhung) 

187 Anlage 7 
Tabelle zu 
Nummer 3

Zu Nr. 21.3 (neu) 
Fußnote 21:  
Ausrüstung nur erforderlich, wenn anerkannte SP-
Werkstatt Fahrzeuge mit Elektroantrieb prüft 

188 Anlage 8 1. 1.2.1 M1 allgemein 1.2.1 M1 allgemein (außer Wohnmobile) Hier ist eine Erweiterung / Präzisierung 

erforderlich, da Wohnmobile auch M1 

Fahrzeuge sind , aber unter Nummer 1.6 noch 

einmal separat behandelt werden 

189 Anlage 8 1. Ergänzung zu 1.5 (O und R) unter der 
Tabelle anfügen: 

Die Fahrzeuge der Fahrzeugklassen in der 
nachfolgenden Tabelle sind mindestens in folgenden 
regelmäßigen Zeitabständen einer 
Hauptuntersuchung und einer Sicherheitsprüfung zu 
unterziehen. Die Zeitabstände für 
Sicherheitsprüfungen beziehen sich hierbei auf die 
zuletzt durchgeführte Hauptuntersuchung. Zur 
Berechnung der Art der Untersuchung und des 
Zeitabstandes bei einem Sattelanhänger, einem 
Zentralachsanhänger und einem 
Starrdeichselanhänger ist die für die 
Klasseneinteilung des Fahrzeugs maßgebliche 
Gesamtmasse heranzuziehen. Diese entspricht der 
von den Rädern einer Achse oder Achsgruppe auf den 
Boden übertragenen Last, wenn der Anhänger mit 
dem Zugfahrzeug verbunden ist. 

Aus unserer Sicht ist diese Ergänzung im Sinne 

der harmonisierten Vorschriften sinnvoll, um 

diesbezügliche Diskrepanzen abzubauen. Der 

Wortlaut wurde aus der VO (EU) 2018/858 

Anhang I, Punkt 2.2.3 übernommen.  
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190 Anlage 8 2. 2. Wenn untersuchungspflichtige 
Fahrzeuge ohne Gestellung eines Fahrers 
gewerbsmäßig vermietet werden, ohne 
dass sie für den Mieter zugelassen sind, 
beträgt die Frist für die 
Hauptuntersuchung in allen Fällen zwölf 
Monate; davon ausgenommen beträgt die 
Frist für die Hauptuntersuchung an 
Fahrzeugen der Klasse M1 36 Monate 
und an Fahrzeugen der Klasse N1 24 
Monate, wenn diese für eine Min-
destdauer von einem Jahr von einem 
Mieter gemietet werden. Wird der 
Mietvertrag nachträglich auf eine Dauer 
von weniger als einem Jahr verkürzt, 
beträgt die Frist für die 
Hauptuntersuchung in allen Fällen zwölf 
Monate. 

2. Wenn untersuchungspflichtige Fahrzeuge 
ohne Gestellung eines Fahrers gewerbsmäßig 
vermietet werden, ohne dass sie für den Mieter 
zugelassen sind, beträgt die Frist für die 
Hauptuntersuchung in allen Fällen zwölf Monate; 
davon ausgenommen beträgt die Frist für die erste
Hauptuntersuchung an Fahrzeugen der Klasse M1 36 
Monate und an Fahrzeugen der Klasse N1 24 Monate, 
wenn diese für eine Mindestdauer von einem Jahr von 
einem Mieter gemietet werden. Wird der Mietvertrag 
nachträglich auf eine Dauer von weniger als einem 
Jahr verkürzt, beträgt die Frist für die 
Hauptuntersuchung in allen Fällen zwölf Monate. 

Die Präzisierung ist erforderlich, um das 

gewollte sicherzustellen und nicht generell 36 

Monate auch bei der zweiten oder dritten HU zu 

ermöglichen. 

191 Anlage 9 1. 1. Allgemeines 

Die Anerkennung von 
Überwachungsorganisationen zur 
Durchführung der ihr durch diese 
Verordnung oder andere gesetzliche 
Regelungen zugewiesenen Tätigkeiten 
obliegt den Anerkennungsstellen. Die 
Überwachungsorganisation führt diese 
Tätigkeiten mit Prüfingenieuren (PI) 
durch, die die Anforderungen nach 
Nummer 3 erfüllen und die von ihr 
betraut sind. Die im folgenden genannten 
Prüfstellen, Prüfstützpunkte und 
Prüfplätze sind Untersuchungsstellen im 
Sinne der Anlage 7. 

1. Allgemeines 

Die Anerkennung von Überwachungsorganisationen 
zur Durchführung der ihr durch diese Verordnung 
oder andere gesetzliche Regelungen zugewiesenen 
Tätigkeiten obliegt den Anerkennungsstellen. Die 
Überwachungsorganisation führt diese Tätigkeiten 
mit Prüfingenieuren (PI) durch, die die 
Anforderungen nach Nummer 3 erfüllen und die von 
ihr betraut sind. Die im folgenden genannten 
Prüfstellen, Prüfstützpunkte und Prüfplätze sind 
Untersuchungsstellen im Sinne der Anlage 7.

Der markierte Satz ist aus unserer Sicht zu 

streichen. Da diese Definition bereits in Anlage 7 

geregelt ist.  



mm

dd 

Seite 99 von 120 

192 In Anlage 9 

3.4. 
Neu Regelung Eine Regelung zum „Ruhen und Erlöschen der Betrauung“ analog KfSachvG § 7) sowie Rücknahme 

und Widerruf der Betrauung analog § 8 KfSachvG sollte aufgenommen werden, zumal es solche 
Regelungen auch für die Anerkennung von Werkstätten gibt (siehe Anlage 12, 18, 19, Anerkennung 
Werkstätten). 

193 Anlage 9 3.4. 3.4. als Vorbildung mindestens einen 
Diplom-Ingenieur, Bachelor oder 
vergleichbaren Abschluss in einem 
akkreditierten technischen Studiengang 
an einer inländischen Hochschule oder 
Universität in den Studienrichtungen 
Maschinenbau, Elektrotechnik, 
Kraftfahrzeugbau oder Mechatronik 
haben; über die Anerkennung der 
Gleichwertigkeit von ausländischen 
Zeugnissen entscheiden die zuständigen 
Stellen der Länder, wobei die §§ 9 bis 17 
des 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
entsprechend anzuwenden sind, 

3.4. als Vorbildung mindestens einen Diplom-
Ingenieur, Bachelor oder vergleichbaren Abschluss in 
einem akkreditierten technischen Studiengang an 
einer inländischen Hochschule oder Universität in den 
Studienrichtungen Maschinenbau, Elektrotechnik, 
Kraftfahrzeugbau, oder Mechatronik  oder einem 
aufgrund nachgewiesener entsprechender ECTS 
Punkte vergleichbaren Studiengang  haben; über 
die Anerkennung der Gleichwertigkeit von 
ausländischen Zeugnissen entscheiden die 
zuständigen Stellen der Länder, wobei die §§ 9 bis 17 
des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
entsprechend anzuwenden sind, 

Da die Hochschulen immer neue Kreationen für 

die Bezeichnung ihrer Studiengänge erfinden, ist 

es nicht mehr mit Sicherheit möglich, diese den 

hier aufgeführten zuzuordnen. Deshalb sollten 

sich die Anforderungen an Prüfingenieure eher 

an den im Rahmen des Studiums erworbenen 

Kompetenzbereichen orientieren. Das würde 

auch einer moderneren Ausbildungssystematik 

entsprechen. Dazu sollte die Möglichkeit 

offiziell ergänzt werden, einen anders genannten 

Studiengang dadurch vergleichbarer zu machen 

und damit anrechenbar, dass entsprechende 

Punkte nach einer ABIS-Bewertung erzielt 

wurden. 

194 Anlage 9 3.9. 3.9. abweichend von § 2 Absatz 3 
Nummer 3 der Verordnung zur 
Durchführung des 
Kraftfahrsachverständigengesetzes kann 
anstelle des Leiters einer Technischen 
Prüfstelle für den Kraftfahrzeugverkehr 
der Technische Leiter einer 
Überwachungs-organisation in den 
Prüfungsausschuss berufen werden; 

3.9. abweichend von § 2 Absatz 3 Nummer 3 der 
Verordnung zur Durchführung des 
Kraftfahrsachverständigengesetzes kann anstelle des 
Leiters einer Technischen Prüfstelle für den 
Kraftfahrzeugverkehr der Technische Leiter oder der 
jeweilige Stellvertreter einer Überwachungs-
organisation in den Prüfungsausschuss berufen 
werden; 

Es mangelt in den amtlichen 

Prüfungsausschüssen an ausreichend 

Technischen Leitern von Überwachungs-

organisationen, so dass hier analog KfSachvG 

auch der Stellvertreter des Technischen Leiters 

aufgenommen werden sollte, diese Stellvertreter 

sind heute ohnehin schon in vielen Ausschüssen 

tätig. Das wäre hiermit zu legalisieren. 
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195 Anlage 9 5.1 5.1. Die regelmäßigen technischen 
Untersuchungen der PI nach § 15 sind im 
Namen und für Rechnung der 
Überwachungsorganisation 
durchzuführen. Das Abrechnungs- und 
das Vergütungssystem der 
Überwachungsorganisation darf den PI 
nicht von Zahl und Ergebnis der 
durchgeführten Tätigkeiten wirtschaftlich 
abhängig machen. Der Nachweis über das 
Abrechnungs- und das Vergütungssystem 
der Überwachungsorganisation ist der 
Aufsichtsbehörde auf Verlangen 
mitzuteilen. 

5.1. Die regelmäßigen technischen 
Untersuchungen der PI nach § 15 dieser Verordnung 
oder anderer gesetzlicher Regelungen sind im 
Namen und für Rechnung der 
Überwachungsorganisation durchzuführen. Das 
Abrechnungs- und das Vergütungssystem der 
Überwachungsorganisation darf den PI nicht von Zahl 
und Ergebnis der durchgeführten Tätigkeiten 
wirtschaftlich abhängig machen. Bei selbständigen 
Prüfingenieuren sind dazu Einkünfte zu belegen, 
die die Annahme der wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit rechtfertigen. Der Nachweis über 
das Abrechnungs- und das Vergütungssystem der 
Überwachungsorganisation ist der Aufsichtsbehörde 
auf Verlangen mitzuteilen. 

Bei einer Beschränkung auf § 15 würden 
beispielsweise Oldtimeruntersuchung, 
Gasprüfung, „Änderungsabnahmen“ fehlen. 
Gleiches gilt auch für Anlage 9 5.4.

Bei selbständigen PI ist die Herausforderung der 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit besonders groß. 
Sie sind nicht durch ein Angestelltenverhältnis 
abgesichert. Insofern ist eine besondere Sorgfalt 
anzulegen, um die wirtschaftliche 
Unabhängigkeit insbesondere von Anzahl und 
Ergebnis der Untersuchungen zu belegen.

196 Anlage 9 5.7. Stützpunktverträge Der dem BLFA-TK vorgestellte Vorschlag für ein Muster einer Stützpunktvereinbarung sollte hier 
referenziert und dann im Verkehrsblatt veröffentlicht werden. 

197 Anlage 9 

5.10. 
5.10. Die Überwachungsorganisation 
darf bei der Durchführung der ihr 
zugewiesenen Tätigkeiten keine 
personenbezogenen Daten erheben. 
Abweichend hiervon dürfen die 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer und 
das zugeteilte Kennzeichen des 
untersuchten Fahrzeuges zur 
Dokumentation nach § 23 verarbeitet oder 
genutzt werden. Eine Verarbeitung oder 
Nutzung für andere Zwecke ist nur mit 
schriftlicher Einwilligung der betroffenen 
Person zulässig. Wird die 
Einwilligungserklärung zusammen mit 
anderen Erklärungen abgegeben, ist sie 

5.10. Die Überwachungsorganisation darf bei der 
Durchführung der ihr zugewiesenen Tätigkeiten keine 
personenbezogenen Daten erheben. Abweichend 
hiervon dürfen die Fahrzeug-Identifizierungsnummer 
und das zugeteilte Kennzeichen des untersuchten 
Fahrzeuges zur Dokumentation nach § 23 verarbeitet 
oder genutzt werden. Eine Verarbeitung oder 
Nutzung über kaufmännische Behandlungs- und 
Rechnungszwecke hinaus, für andere Zwecke ist 
nur mit schriftlicher Einwilligung der betroffenen 
Person zulässig. Wird die Einwilligungserklärung 
zusammen mit anderen Erklärungen abgegeben, ist 
sie besonders hervorzuheben. Die betroffene Person 
ist bei der Erteilung der Einwilligung darauf 

Die Verarbeitung für Rechnungszwecke sollte 

davon ausgenommen bleiben. Wenn der Fzg.-

halter nicht zustimmt, kann er keine 

personenbezogene Rechnung mehr bekommen. 

Da es sich bei der Untersuchung weiterhin um 
eine Halterpflicht handelt und die aaÜO die 
Fahrzeugdokumente prüft, werden zwangsläufig 
auch Halterdaten erhoben. Zudem ist dies für die 
Beachtung der finanzbehördlichen Verfügung 
notwendig (Sammellistenverfahren gem. OFD 
Frankfurt vom 12.03.2003 – S 7100 A – 228 – St 
I 10 und deren Bestätigung am 24.06.2010 durch 
die OFD Frankfurt/M. v. 24.06.2010 – S 7100 A 
– 228 – St 110) 



mm

dd 

Seite 101 von 120 

besonders hervorzuheben. Die betroffene 
Person ist bei der Erteilung der 
Einwilligung darauf hinzuweisen, dass 
sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen kann. 

hinzuweisen, dass sie jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen kann. 

198 Anlage 9 6. 6. […] Erläuterungen zur einheitlichen 
Anwendung der Vorschriften für die 
Anerkennung von 
Überwachungsorganisationen werden 
vom Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden im 
Verkehrs-blatt bekannt gegeben. 

Anmerkung:  

Diese Vorschrift wäre aus unserer Sicht im Sinne einer einheitlichen Umsetzung in den Ländern zu 
begrüßen, denn es bedeutet für uns, dass eine eigenständige Auslegung durch einzelne Länder nicht 
mehr möglich ist, weil jede Erläuterung im Verkehrsblatt zu veröffentlichen ist, bevor sie 
einzuhalten ist.

199 Anlage 10 Umfang der Hauptuntersuchung und 
Beurteilung der Mängel 

Die Vorschriften der Anlage VIIIa der bisherigen StVZO wurden nur unzureichend übernommen. 
Insbesondere mit der nur teilweisen Übernahme der Ziffer 2.2 fehlen wichtige bisherige 
Festlegungen. Der konkrete Entscheidungsrahmen, wann Ergänzungsuntersuchungen 
durchzuführen sind, ist entfallen (bei Auffälligkeit, bei technischen Änderungen, bei Überziehung 
um mehr als zwei Monate). Problematischer für die Lesbarkeit und die Rechtssicherheit ist aber, 
dass die Pflicht- und Ergänzungsuntersuchungen selbst jetzt nur noch in der Anlage 2 zu Ziffer 4 
der HU-Richtlinie formuliert und damit für die Allgemeinheit, d.h. die Fahrzeughalter, nicht mehr 
zugänglich sind. Mit dem Fehlen der konkreten Entscheidungsgrundlage, dass bei einer 
Überziehung der HU Frist um mehr als zwei Monate immer auch Ergänzungsuntersuchungen 
durchzuführen sind, fehlt die Grundlage für die Anmerkung 8 zu Nummer 413 der GebOSt, wo 
festgelegt wurde, dass sich in diesen Fällen die HU Gebühr um 20 % erhöht. Das ist aus unserer 
Sicht nicht haltbar und widerspricht der Intension der neuen Verordnung gemäß den 
Erwägungsgründen (bessere Lesbarkeit und Adressat soll Bürger sein). 

200 Anlage 10 

1.1. 
1.1. Die Durchführung der 
Hauptuntersuchung (HU) richtet sich 
nach Maßgabe der vom 
Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden im 

1.1. Bei der Die Durchführung der 
Hauptuntersuchung (HU) richtet sich hat die 
untersuchende Person die Einhaltung nach 
Maßgabe der für diese Untersuchung geltenden 
Vorschriften der §§ 16 und 17, der vom 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr im 

Wir halten die Ergänzungen in 1.1. der Anlage 
10 für erforderlich. Der alleinige Verweis auf die 
HU-Richtlinie in § 16 i.V.m. Anlage 10 zur 
Beschreibung des Untersuchungsumfangs 
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Verkehrsblatt bekannt gemachten HU-
Richtlinie sowie den dort genannten und 
für die Untersuchung heranzuziehenden 
Richtlinien und erstreckt sich bei einem 
Fahrzeug auf die Untersuchungspunkte 
mit den Untersuchungskriterien für die 
Bauteile und Systeme nach Anlage 2 zu 
Nummer 4 der HU-Richtlinie. 

Benehmen mit den zuständigen obersten 
Landesbehörden im Verkehrsblatt bekannt 
gemachten HU-Richtlinie sowie den dort genannten 
und für die Untersuchung heranzuziehenden 
Richtlinien und diesbezüglicher Vorgaben nach 
Anlage 11 für die Pflicht- und 
Ergänzungsuntersuchungen zu prüfen. Die 
Hauptuntersuchung erstreckt sich bei einem 
Fahrzeug auf die unter den Nummern 6.1. bis 6.10 
aufgeführten Bauteile und Systeme und auf die 
Untersuchungspunkte mit den 
Untersuchungskriterien für die Bauteile und Systeme 
nach Anlage 2 zu Nummer 4 der HU-Richtlinie. 

erscheint uns unzureichend (s.a. ausführliche 
Begründung zu Ziff. 1.3 Anlage 10).

201 Anlage 10 

1.3. 
1.3. Die Entscheidung, ob zusätzlich 
zur Pflichtuntersuchung auch eine 
Ergänzungsuntersuchung durchzuführen 
ist, liegt im pflichtgemäßen Ermessen der 
prüfenden Person, jedoch muss die HU 
mindestens die in Spalte 2 der Tabelle in 
Anlage 2 zu Nummer 4 der vom 
Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden im 
Verkehrsblatt bekannt gemachten HU-
Richtlinie vorgeschriebenen 
Pflichtuntersuchungen umfassen. Wurde 
ein eigenständiger Teil nach Maßgabe des 
§ 20 durchgeführt, verringert sich für die 
prüfende Person der Umfang der von ihm 
durchzuführenden Pflichtuntersuchungen 
um diese eigenständigen Teile. 

1.3. Die Entscheidung, ob zusätzlich zur 
Pflichtuntersuchung auch eine 
Ergänzungsuntersuchung durchzuführen ist, liegt im 
pflichtgemäßen Ermessen der prüfenden 
untersuchenden Person, jedoch muss die HU 
mindestens die in Spalte 2 der Tabelle in Anlage 2 zu 
Nummer 4 der vom Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr im Benehmen mit den zuständigen 
obersten Landesbehörden im Verkehrsblatt bekannt 
gemachten HU-Richtlinie vorgeschriebenen 
Pflichtuntersuchungen umfassen. Dabei muss die 
untersuchende Person zusätzlich 
Ergänzungsuntersuchungen durchführen, wenn 
auf Grund des Zustandes oder des Alters des 
Fahrzeugs, Bauteils oder Systems die Vermutung 
besteht, dass bei den entsprechenden 
Untersuchungspunkten eine über die 
Pflichtuntersuchung hinausgehende vertiefte 
Untersuchung erforderlich ist. Dabei sind die 
jeweils zu treffenden Ergänzungsuntersuchungen 
dann durchzuführen, wenn dies zur Feststellung 
der Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit 
und Vorschriftsmäßigkeit des Fahrzeugs 

Zu Nummer 1.3 fehlen die Gründe, (z.B. bei 
Auffälligkeiten, bei technischen Änderungen bei 
Überziehung um mehr als zwei Monate) wann 
Ergänzungsuntersuchungen durchzuführen sind: 
Die Tabelle zur heutigen Anlage VIII a (Pflicht- 
und Ergänzungsuntersuchungen) ist im Entwurf 
entfallen. Damit fehlt eine wesentliche - rechtlich 
verbindliche - Entscheidungsgrundlage für die 
amtlich anerkannten Sachverständigen und 
Prüfer sowie Prüfingenieure, unter welchen 
Rahmenbedingungen Ergänzungsuntersuchungen 
verpflichtend durchzuführen sind (z.B. bei 
Auffälligkeiten, bei technischen Änderungen bei 
Überziehung um mehr als zwei Monate). Die 
Pflicht- und Ergänzungsuntersuchungen sind 
nunmehr nur noch „untergesetzlich“ in Anlage 2 
zu Nummer 4 der HU-Richtlinie aufgeführt und 
auch für die Allgemeinheit (z.B. Bürger und 
Bürgerinnen) sowie für die Fahrzeughalter nicht 
mehr öffentlich zugänglich. Dies steht im 
Widerspruch zur Intention des 
Verordnungsentwurfes hinsichtlich seiner 
Erwägungsgründe (z.B. bessere Lesbarkeit und 
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entsprechend Anlage 10 erforderlich ist, sowie bei 
Überschreitungen des Vorführtermins zur HU um 
mehr als zwei Monate. Dies gilt in gleicher Weise, 
wenn unzulässige technische Änderungen am 
Fahrzeug, an Bauteilen oder Systemen vermutet 
werden. Wurde ein eigenständiger Teil nach 
Maßgabe des § 20 durchgeführt, verringert sich für 
die prüfende untersuchende Person der Umfang der 
von ihm durchzuführenden Pflichtuntersuchungen 
um diese eigenständigen Teile. 

Verständlichkeit für die Bürger und 
Bürgerinnen). Zudem wäre eine Änderung der 
Pflicht- und Ergänzungsuntersuchungen in der 
jetzigen Fassung ohne Beteiligung des 
Bundesrats möglich. Aus den vorgenannten 
Gründen ist der rechtliche Rahmen für die 
Untersuchungspunkte – wie bisher in Nr. 6 der 
Anlage VIIIa StVZO – direkt in der 
Rechtsverordnung festzuschreiben. 

Ferner sieht Art. 10 des Referentenentwurfs 
unter Ziffer 23 folgende Änderung der 
Gebührenordnung für Maßnahmen im 
Straßenverkehr vor: 

„In Gebühren-Nummer 413 wird in der Fußnote 
7 die Angabe „Nummer 1 der Anlage VIIIa 
StVZO“ durch die Angabe „Anlage 10 Nummer 
1.1. und 1.2 zu § 16 StVZO“ ersetzt.“ Dem 
Gebührentatbestand fehlt die erforderliche 
Regelungsdichte, da in der bezuggenommenen 
Nr. 1 Anlage 10 keine Untersuchung auf 
Einhaltung der Vorgaben mehr vorgesehen ist. 

Um dem Bestimmtheitsgebot zu genügen, bedarf 
es der Aufnahme der Untersuchung auf 
Einhaltung von Vorgaben in Anlage 10.

202 Anlage 10 

2.ff 
2. Untersuchungskriterien 

Das Fahrzeug ist hinsichtlich der 
genehmigten Ausführung, des Zustandes, 

2. Untersuchungskriterien 

Das Fahrzeug ist hinsichtlich der genehmigten
Ausführung, des Zustandes, der Funktion und der 
Wirkung seiner Bauteile und Systeme zu untersuchen. 

Wir empfehlen die Streichung des Ausdrucks 

„genehmigt“. Die Ausführung ist auch ein 

Kriterium bei nicht genehmigten 
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der Funktion und der Wirkung seiner 
Bauteile und Systeme zu untersuchen. 

2.1. Die Untersuchung der 
genehmigten Ausführung erfolgt visuell 
oder elektronisch – auch über die 
elektronische Fahrzeugschnittstelle – und 
umfasst 

2.1.1. die Gestaltung, 

2.1.2. die Anbringung/Anzahl von 
Bauteilen oder Systemen, 

2.1.3. die Schaltung und Konfiguration 
(Verbauprüfung), 

[…] 

2.2. Die Untersuchung des Zustandes 
erfolgt visuell oder manuell oder 
elektronisch – auch über die elektronische 
Fahrzeugschnittstelle – und umfasst 

[…] 

2.3. Die Untersuchung der Funktion 
hat visuell oder manuell oder elektronisch 
- auch über die elektronische 
Fahrzeugschnittstelle - zu erfolgen. […] 

3.2. Die bei den 
Hauptuntersuchungen und 
Sicherheitsprüfungen festgestellten 
Mängel sind nach Maßgabe von Anlage 
11 Nummer 6.2 der Zentralen Stelle zu 
melden. 

2.1. Die Untersuchung der genehmigten
Ausführung erfolgt visuell und/oder elektronisch – 
auch über die elektronische Fahrzeugschnittstelle – 
und umfasst 

2.1.1. die Gestaltung, 

2.1.2. die Anbringung/Anzahl von Bauteilen oder 
Systemen, 

2.1.3. die Schaltung und Konfiguration 
einschließlich der Software/Softwareintegrität
(Verbauprüfung), 

[…] 

2.2. Die Untersuchung des Zustandes erfolgt 
visuell und/oder manuell oder elektronisch – auch 
über die elektronische Fahrzeugschnittstelle – und 
umfasst 

[…] 

2.3. Die Untersuchung der Funktion hat visuell 
und/oder manuell und/oder elektronisch - auch über 
die elektronische Fahrzeugschnittstelle - zu erfolgen. 
[…] 

3.2. Die bei den Hauptuntersuchungen, deren 
eigenständigen Teilen und Sicherheitsprüfungen 
festgestellten Mängel getroffenen Feststellungen
sind nach Maßgabe von Anlage 11 Nummer 6.2 der 
Zentralen Stelle zu melden. 

Bauteilen/Systemen (Aufbau, Aufhängung, 

Stabilisator, u.v.m.). 

Die weiteren Anpassungen in den Nummer 2.ff 
der Anlage 10 halten für erforderlich, da 
ausweislich der Begründung mit der Erweiterung 
der Untersuchungskriterien die Bedeutung der 
Prüfung über die elektronische 
Schnittstellenprüfung als wichtiger Bestandteil 
der Hauptuntersuchung manifestiert werden soll. 
Dies kann nur erreicht werden, wenn die 
elektronische Schnittstellenprüfung in Anlehnung 
an die EU-Rili 2014/45/EU mindestens mit 
und/oder vorgeschrieben ist

Die Prüfung der Software ist zudem bereits heute 
als Bestandteil der Untersuchung der Ausführung 
bei der HU umfasst. Ausdrückliche Benennung 
mit Blick auf Merkblatt Softwareänderungen + 
Anforderungen GSR-Systeme
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203 Anlage 11 

Nr. 1.2.  
1.2. Die ausschließliche Aufgabe der ZS 
ist die Erarbeitung und Evaluierung von 
Prüfvorgaben für Hauptuntersuchungen 
(HU), deren eigenständige Teile und 
Sicherheitsprüfungen (SP).  

1.2. Die ausschließliche Aufgabe der ZS ist die 
Erarbeitung und Evaluierung von Prüfvorgaben für 
Hauptuntersuchungen (HU), deren eigenständige 
Teile und Sicherheitsprüfungen (SP), die 
Generierung und Bereitstellung des einheitlichen 
Mangelbaums, der Betrieb sowie Wartung und 
Pflege eines Untersuchungsstellenportals sowie 
Einzelanweisungen des Bund-Länder-
Fachausschuss „Technisches Kraftfahrtwesen“ 
oder des Aufsichtsgremiums der ZS. 

Mit dieser Bestimmung wird den Bundesländern 
bzw. ihren Vertreter und Gremien die 
Möglichkeit genommen, Aufgaben an die 
Zentrale Stelle per Einzelanweisung zu 
delegieren. Der Absatz steht damit im 
Widerspruch zu der im VkBl Nr. 153, 18/2015 
veröffentlichten Aufsichtsregelung. Jegliche 
Zusatzarbeiten, die in der Vergangenheit für das 
BMDV und die Länder durchgeführt wurden, 
wären durch die aktuelle Formulierung im 
Referentenentwurf ausgeschlossen.

Folgende Tätigkeiten und Projekte wären 
beispielsweise nicht mehr oder nur noch 
eingeschränkt durchführbar:

 Generierung und Bereitstellung des 
einheitlichen Mangelbaums für die HU;

 Untersuchungsstellenportal zur 
Überprüfung der Voraussetzungen der 
einzelnen Untersuchungsstellen nach 
Anl. VIIId StVZO. Die heutige 
Begründung für den Aufbau und 
Betrieb bei der Zentralen Stelle leitet 
sich aus der Ziff. 3.3 der Anlage VIIIe 
StVZO ab (Bereitstellung von Vorgaben 
an anerkannte Prüfstützpunkte zur 
Vorbereitung der Fahrzeuge auf die 
HU).

204 Anlage 11  

3.2. 
3.2. Die ZS erstellt auf der Grundlage der 
technischen Angaben nach Nummer 3.1 
die Prüfvorgaben. 

3.2. Die ZS erstellt auf der Grundlage der technischen 
Angaben nach Nummer 3.1 und den nach der 
Verordnung (EU) 2018/858, Verordnung (EU) 
167/2013, Verordnung (EU) 168/2013 

Wir begrüßen die Aufnahme der europäischen 
Verordnung zur Bereitstellung von technischen 
Angaben in Ziffer 3.1 Anlage 11.  
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bereitzustellenden technischen Informationen die 
Prüfvorgaben. 

Sofern Zugangsberechtigungen zur elektronischen 
Fahrzeugschnittstelle seitens des Herstellers 
implementiert sind, werden der ZS alle 
notwendigen Informationen zur Verfügung 
gestellt um den Berechtigungsnachweis zu 
generieren und den berechtigten Nutzern 
bereitzustellen. 

Der alleinige Bezug von technischen Angaben 
nach der aufgeführten VO (EU) 2019/621 ist 
jedoch sowohl für bestehende als auch künftig zu 
erarbeitende Vorgaben unzureichend. Dies 
begründet sich wie folgt: 

Zum einen enthält die der 
Durchführungsverordnung zugrundeliegende 
EU-Richtlinie 2014/45/EU wesentlich weniger 
Prüfinhalte als die Anlage VIIIa StVZO bzw. die 
HU-Richtlinie. Zum anderen sind die nach der 
Verordnung (EU) 2019/621 zu liefernden 
technischen Angaben weder inhaltlich noch 
qualitativ ausreichend. Dies spiegelt sich auch 
darin wider, dass derzeit kein anderer EU-
Mitgliedstaat in der Lage ist, auf Basis der VO 
(EU) 2019/621 PTI-konforme Vorgaben zu 
entwickeln und bereitzustellen. 

Es ist - wie bisher in Anlage VIIIe StVZO – 
zusätzlich auf die Typgenehmigungsvorschriften 
zu verweisen (u.a. bzgl. der Lieferung von RMI 
– repair maintenance information für die 
Anwendung der Vorgaben über OBD nach VO 
(EU) 2018/858, VO (EU) 167/2013, VO (EU) 
168/2013). 

Bei Ausbleiben der aktuellen Datenlieferung 
durch die Fahrzeughersteller ist die Erarbeitung 
und Bereitstellung von Vorgaben nicht mehr in 
dem heutigen Umfang und der Qualität 
gewährleistet. Zudem könnten keine Vorgaben 
für neue Systeme erarbeitet werden. Die 
Aufwände für Reengineering der notwendigen 
Informationen wären nicht tragbar. 
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„Erarbeitet“: Redaktionelle Anpassung an den 
Wortlaut des § 6 Abs. 1 Nr. 7 StVG. 

Fahrzeuge, die Schutzmaßnahmen für den 
Zugriff auf die elektronische 
Fahrzeugschnittstelle implementiert haben, 
können nur noch eingeschränkt auf ihre 
Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit sowie 
auf die Einhaltung der für sie geltenden Bau-, 
Wirkungs-, Datensicherheits- und 
Datenschutzvorschriften untersucht werden. 

Der ZS sind die erforderlichen Informationen 
vom Hersteller bereitzustellen, um die 
Berechtigungsnachweise für die aaSoP / PI zu 
generieren und zur Verfügung zu stellen. 
Hierdurch wird eine Anwendbarkeit der 
Prüfvorgaben gewährleistet.

205 Anlage 11 

3.3. 
3.3. Die von der ZS erarbeiteten 
Prüfvorgaben müssen nach Fertigstellung 
von dem jeweiligen Hersteller oder 
Importeur binnen acht Wochen evaluiert 
werden. Erhält die ZS innerhalb dieses 
Zeitraums keine Nachricht über einen 
Änderungsbedarf seitens des Herstellers 
gelten die Prüfvorgaben als evaluiert.

3.3. Die von der ZS erarbeiteten Prüfvorgaben 
müssen können nach Fertigstellung von dem 
jeweiligen Hersteller oder Importeur binnen acht vier
Wochen evaluiert bestätigt werden. Erhält die ZS 
innerhalb dieses Zeitraums keine Nachricht über 
einen Änderungsbedarf seitens des Herstellers gelten 
die Prüfvorgaben als evaluiert bestätigt. 

Für das Herstellerablaufverfahren ist – wie 
bisher – eine Rückmeldefrist von 4 Wochen 
ausreichend. 

Hinweis: Die meisten Fz.-Hersteller haben den 
Bedarf am Benehmensprozess nach Anlage VIIIe 
abgekündigt und sollten nun nicht erneut 
verpflichtet werden. Die Frist in der Anlage 
VIIIe betrug 4 Wochen und war mehr als 
ausreichend.

Darüber hinaus sind bei reinen Datenupdates 
(bspw. SW-Nummern) 4 Wochen nicht 
notwendig und nicht zielführend. Auf eine 
„verpflichtende“ Evaluierung durch den Fz.-
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Hersteller sollte bei dieser Art der Aktualisierung 
der Vorgaben verzichtet werden.

Die begriffliche Doppelverwendung der 
Evaluierung von Vorgaben sollte vermieden 
werden. Die ZS evaluiert Vorgaben (siehe § 6 
Abs. 1 Nr. 7 StVG). Der Hersteller bestätigt im 
Rahmen des Benehmensprozesses die 
evaluierten Vorgaben.

206 Anlage 11 

3.5. 
3.5. Liegen keine oder unzureichende 
technische Angaben von den Herstellern 
und Importeuren vor, werden in diesem 
Fall von der ZS eigenständig 
Prüfvorgaben erarbeitet und mit dem 
jeweiligen Hersteller evaluiert. 
Unzureichende technische Angaben 
liegen immer dann vor, wenn damit auf 
Grund vorliegender Erkenntnisse oder 
Prüferfahrungen eine Aussage über ihre 
Verkehrssicherheit, 
Umweltverträglichkeit sowie auf 
Einhaltung der für sie geltenden Bau-, 
Wirk-, Datensicherheits- und 
Datenschutzvorschriften nicht möglich 
ist. 

3.5. Liegen keine oder unzureichende technische 
Angaben von den Herstellern und Importeuren vor, 
werden in diesem Fall von der ZS eigenständig 
Prüfvorgaben erarbeitet und mit von dem jeweiligen 
Hersteller evaluiert bestätigt. Unzureichende 
technische Angaben liegen immer dann vor, wenn 
damit auf Grund vorliegender Erkenntnisse oder 
Prüferfahrungen eine Aussage über ihre 
Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit sowie auf 
Einhaltung der für sie geltenden Bau-, Wirk-, 
Datensicherheits- und Datenschutzvorschriften nicht 
möglich ist.

Redaktionelle Anpassung zur Vermeidung 
begrifflicher Doppelverwendungen (s.o.). 

207 Anlage 11 

4.1. 
4.1. Sofern vorhanden, stellen die 
Hersteller Angaben über zulässige 
Rückrüstungen oder Hochrüstungen der 
Fahrzeuge unter Angabe der 
vollständigen Fahrzeug-
Identifizierungsnummer der ZS zur 
Verfügung. Die ZS erstellt, auf der 
Grundlage dieser Angaben angepasste 
oder ergänzende Prüfvorgaben zur 
Durchführung der HU und SP. Ergänzend 

4.1. Sofern vorhanden, stellen die Hersteller Angaben 
über zulässige Rückrüstungen oder Hochrüstungen, 
und Softwareänderungen der Fahrzeuge unter 
Angabe der vollständigen Fahrzeug-
Identifizierungsnummer der ZS zur Verfügung. Die 
ZS erstellt, auf der Grundlage dieser Angaben 
angepasste oder ergänzende Prüfvorgaben zur 
Durchführung der HU, deren eigenständige Teile

Softwareänderungen werden bereits heute zum 
Teil bei der HU als Bestandteil der Untersuchung 
der Ausführung geprüft.

Die Bereitstellung vorhandener Informationen 
über Softwareänderungen durch die Hersteller ist 
erforderlich, um Prüfvorgaben und/oder 
Prüfhinweise für sicherheits- und 
umweltrelevante Bauteile und Systeme unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen der 



mm

dd 

Seite 109 von 120 

werden durch die ZS Prüfhinweise 
erstellt.  

und SP. Ergänzend werden durch die ZS Prüfhinweise 
erstellt. 

Softwareänderungen auf die Verkehrsfähigkeit 
oder die Wiederherstellung der Konformität der 
Fahrzeuge mit der zugrundeliegenden 
Genehmigung anpassen oder ergänzen zu können. 

Nur so kann sichergestellt werden, dass bei der 
Untersuchung von Kraftfahrzeugen und 
Anhängern die Zulässigkeit von 
Softwareänderungen geprüft und entsprechend § 
16 Abs. 1 StVZO-neu eine Aussage über ihre 
Verkehrssicherheit, Umweltverträglichkeit sowie 
auf Einhaltung der für sie geltenden Bau-, Wirk-, 
Datensicherheits- und Datenschutzvorschriften 
getroffen werden kann. 

208 Anlage 11 

5.1. 
5.1. Die von der ZS evaluierten 
Prüfvorgaben nach Nummer 3, die 
Prüfvorgaben nach Nummer 4 für 
Rückrüstungen oder Hochrüstungen
sowie Prüfhinweise werden den 
Technischen Prüfstellen und anerkannten 
Überwachungsorganisationen gegen eine 
in der Gebührenordnung für Maßnahmen 
im Straßenverkehr geregelten Gebühr 
oder Entgelt in gleicher Höhe zur 
Verfügung gestellt. Für Untersuchungen 
über die elektronische 
Fahrzeugschnittstelle können, sofern 
vorhanden, von der ZS den Technischen 
Prüfstellen und anerkannten 
Überwachungsorganisationen auch 
evaluierte Prüfvorgaben nach einem 
standardisierten Format zur Verfügung 
gestellt werden. 

5.1. Die von der ZS evaluierten Prüfvorgaben nach 
Nummer 3, die Prüfvorgaben nach Nummer 4 für 
Rückrüstungen oder Hochrüstungen, 
Softwareänderungen sowie Prüfhinweise werden 
den Technischen Prüfstellen und anerkannten 
Überwachungsorganisationen gegen eine in der 
Gebührenordnung für Maßnahmen im 
Straßenverkehr geregelten Gebühr oder Entgelt in 
gleicher Höhe zur Verfügung gestellt. Für 
Untersuchungen über die elektronische 
Fahrzeugschnittstelle können, sofern vorhanden, von 
der ZS den Technischen Prüfstellen und anerkannten 
Überwachungsorganisationen auch evaluierte 
Prüfvorgaben nach einem standardisierten Format zur 
Verfügung gestellt werden.

s.o. 
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209 Anlage 11 

5.2. 
5.2. Die ZS leitet dem 
Bundesinnungsverband des 
Kraftfahrzeughandwerks die für die 
Durchführung von SP notwendigen 
evaluierten Prüfvorgaben nach 
Nummer 3, die Prüfvorgaben nach 
Nummer 4 für Rückrüstungen oder 
Hochrüstungen sowie Prüfhinweise zu, 
die dieser den zur Durchführung von SP 
anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten zu 
einem nichtdiskriminierenden Entgelt zur 
Verfügung stellt. Die Weitergabe der 
Vorgaben an die zur Durchführung von 
SP anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten 
erfolgt nach Maßgabe der Anlage 3 und 
der vom Bundesministerium für Digitales 
und Verkehr im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden im 
Verkehrsblatt bekannt gemachten 
Vorgaben-Richtlinie. 

5.2. Die ZS leitet dem Bundesinnungsverband des 
Kraftfahrzeughandwerks die für die Durchführung 
von SP notwendigen evaluierten Prüfvorgaben nach 
Nummer 3, die Prüfvorgaben nach Nummer 4 für 
Rückrüstungen oder Hochrüstungen sowie 
Prüfhinweise zu, die dieser den zur Durchführung von 
eigenständigen Teilen der Hauptuntersuchung 
und/oder SP anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten 
zu einem nichtdiskriminierenden Entgelt zur 
Verfügung stellt. Die Weitergabe der Vorgaben an die 
zur Durchführung von SP anerkannten 
Kraftfahrzeugwerkstätten erfolgt nach Maßgabe der 
Anlage 3 und der vom Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden im 
Verkehrsblatt bekannt gemachten Vorgaben-
Richtlinie.

Prüfvorgaben und Prüfhinweise sind den 
anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten zur 
Durchführung von SP und/oder AU und/oder 
AUK und/oder GSP/GAP über den BIV auch für 
die Durchführung von eigenständigen Teilen der 
Hauptuntersuchung zur Verfügung zu stellen. 

210 Anlage 11 

5.3. 
Andere Stellen, die ebenfalls zur 
Durchführung von HU und/oder SP 
berechtigt sind, erhalten die evaluierten 
Prüfvorgaben nach Nummer 3, 
Prüfvorgaben zu Rückrüstungen oder 
Hochrüstungen nach Nummer 4 sowie 
Prüfhinweise ebenfalls von der ZS zu 
einem nichtdiskriminierenden Entgelt.  

Andere Stellen, die ebenfalls zur Durchführung von 
HU, deren eigenständige Teile und/oder SP 
berechtigt sind, erhalten die evaluierten Prüfvorgaben 
nach Nummer 3, Prüfvorgaben zu Rückrüstungen, 
Softwareänderungen oder Hochrüstungen nach 
Nummer 4 sowie Prüfhinweise ebenfalls von der ZS 
zu einem nichtdiskriminierenden Entgelt. Dies gilt in 
gleicher Weise für Überwachungsinstitutionen im 
EU-Ausland, die Untersuchungen nach der 
Richtlinie 2014/45/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über 
die regelmäßige technische Überwachung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhägern und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2009/40/EG (ABl. L 

Nach heutiger Ziff. 3.3 Anl. VIIIe StVZO ist die 
ZS „verpflichtet allen zur Durchführung der HU 
berechtigten Stellen, also auch solchen, die nicht 
Träger der Zentralen Stelle sind, Vorgaben zu 
einem nichtdiskriminierenden Entgelt zur 
Verfügung zu stellen. Dies gilt in gleicher Weise 
für Überwachungsinstitutionen im EU-Ausland, 
die Untersuchungen nach der Richtlinie 
2009/40/EG, geändert durch die Richtlinie 
2010/48/EU, durchführen. Da entsprechend der 
Durchführungsvorschriften für die SP ebenfalls 
Vorgaben bei der Prüfung anzuwenden sind, 
bedarf es für deren Weitergabe an die ca. 5 000 
für die Durchführung der SP anerkannten 
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127 vom 29.4.2014, S. 51) durchführen. 
Entsprechendes gilt für die Lieferung von 
evaluierten Prüfvorgaben nach Nummer 3, 
Prüfvorgaben zu Rückrüstungen oder 
Hochrüstungen, Softwareänderungen nach 
Nummer 4 sowie Prüfhinweise an anerkannte 
Prüfstützpunkte zur Vorbereitung der Fahrzeuge 
auf die HU. 

Kraftfahrzeugwerkstätten der Mitwirkung des 
Bundesinnungsverbandes des 
Kraftfahrzeughandwerks“ (siehe amtliche 
Begründung zur 47. ÄNDVO StVR zu Nr. 3 
Anlage VIIIe).

In der aktuellen Fassung des Referentenentwurfs 
fehlt die Weitergabe von Vorgaben an anerkannte 
Werkstätten zur Durchführung von 
eigenständigen Teilen der HU gem. § 20 (u.a. 
Untersuchung des Motormanagements-
/Abgasreinigungssystems und 
Gasanlagenprüfung), an anerkannte 
Prüfstützpunkte zur HU-Vorbereitung sowie an 
EU-ausländische Überwachungsinstitutionen.

Die heute nach Ziffer 3.3 Anlage VIIIe StVZO 
berechtigten Empfänger sind aus nachfolgenden 
Gründen beizubehalten:

 Amtlich anerkannten Prüfstützpunkten 
wird die Möglichkeit zur 
vollumfänglichen HU-Vorbereitung 
genommen.

 Fahrzeughalter bezahlen über die 
vorgeschriebene Gebühr die Vorgaben 
und haben damit ein Recht auf deren 
Anwendung bei der HU-Vorbereitung in 
Kfz-Werkstätten.

 Die Aufnahme der heutigen Regelung 
der Ziffer 3.3, die eine verpflichtende 
Weitergabe von Vorgaben an alle zur 
Durchführung von regelmäßigen 
Fahrzeuguntersuchungen berechtigten 
Stellen, einschließlich der 
Überwachungsinstitutionen, die 
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Untersuchungen im EU-Ausland 
durchführen, vorsieht, erfolgte 
insbesondere aus kartellrechtlichen 
Erwägungen. Die jetzige Formulierung 
begründet ggf. eine kartellrechtlich 
kritische Einschränkung der berechtigten 
Stellen.

 Die heutige Begründung für den Aufbau 
und Betrieb des 
Untersuchungsstellenportals bei der 
Zentralen Stelle leitet sich aus der Ziff. 
3.3 ab (s.o.: Bereitstellung von Vorgaben 
an anerkannte Prüfstützpunkte zur 
Vorbereitung der Fahrzeuge auf die 
HU). Das Untersuchungsstellenportal 
für die aufsichtsführenden Länder zur 
Überprüfung der 
Anerkennungsvoraussetzungen wäre 
nicht mehr umsetzbar.

211 Anlage 11 

5.4. 
5.4. Die ZS meldet durchgeführte Hoch- 
und Rückrüstungen unter Angabe der 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer an das 
Kraftfahrt-Bundesamt.

5.4. Die ZS meldet durchgeführte Hoch- und 
Rückrüstungen und Softwareänderungen unter 
Angabe der Fahrzeug-Identifizierungsnummer an das 
Kraftfahrt-Bundesamt.

Siehe Begründung zu 4.1. 

212 Anlage 11 

6.1. 
6.1. Die ZS bereitet die evaluierten 
Prüfvorgaben nach Nummer 3, die 
Prüfvorgaben nach Nummer 4 für 
Rückrüstungen oder Hochrüstungen 
sowie Prüfhinweise zu den Fahrzeugen 
mit dem Bezug zur vollständigen 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer 
aktuell für die Anwendung bei der 

6.1. Die ZS bereitet die evaluierten Prüfvorgaben 
nach Nummer 3, die Prüfvorgaben nach Nummer 4 
für Rückrüstungen oder Hochrüstungen, 
Softwareänderungen sowie Prüfhinweise zu den 
Fahrzeugen mit dem Bezug zur vollständigen 
Fahrzeug-Identifizierungsnummer aktuell für die 
Anwendung bei der regelmäßigen technischen 
Überwachung der Fahrzeuge auf und übermittelt 

Siehe Begründung zu 4.1. 
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regelmäßigen technischen Überwachung 
der Fahrzeuge auf und übermittelt diese 
auf Anfrage an die in den Nummern 5.1 
bis 5.3 genannten Stellen.

diese auf Anfrage an die in den Nummern 5.1 bis 5.3 
genannten Stellen.

213 Anlage 11 

6.2. 
6.2. Die Technischen Prüfstellen, 
anerkannten 
Überwachungsorganisationen und 
anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten 
übermitteln die bei den HU und SP 
festgestellten Mängel und/oder 
festgestellte Ausbauten von sicherheits- 
oder umweltrelevanten 
Fahrzeugeinrichtungen sowie 
Rückrüstungen oder Hochrüstungen der 
Fahrzeuge bezogen auf einen zum 
Zeitpunkt des erstmals in den Verkehr 
kommenden Vorschriftenstandes mit dem 
Bezug zur vollständigen Fahrzeug-
Identifizierungsnummer, jedoch ohne 
Angaben zum Fahrzeughalter, zum 
zugeteilten Kennzeichen der Fahrzeuge 
und zur untersuchenden Person 
halbjährlich an die Zentrale Stelle, die 
diese auswertet und erforderlichenfalls 
die nach Nummer 3 evaluierten 
Prüfvorgaben, die Prüfvorgaben nach 
Nummer 4 für Rückrüstungen oder 
Hochrüstungen sowie Prüfhinweise der 
Fahrzeuge aktualisiert. 

6.2. Die Technischen Prüfstellen, anerkannten 
Überwachungsorganisationen und anerkannten 
Kraftfahrzeugwerkstätten übermitteln die bei den HU, 
deren eigenständige Teile und SP festgestellten
getroffenen Feststellungen einschließlich der 
Mängel und/oder festgestellte Ausbauten von 
sicherheits- oder umweltrelevanten 
Fahrzeugeinrichtungen sowie Rückrüstungen oder 
Hochrüstungen der Fahrzeuge bezogen auf einen zum 
Zeitpunkt des erstmals in den Verkehr kommenden 
Vorschriftenstandes, sowie mit der Einrichtung 
nach 21.1 und 21.2 Anlage 7 über die elektronische 
Fahrzeugschnittstelle ermittelten Ergebnisse  mit 
dem Bezug zur vollständigen Fahrzeug-
Identifizierungsnummer, jedoch ohne Angaben zum 
Fahrzeughalter, zum zugeteilten Kennzeichen der 
Fahrzeuge und zur untersuchenden Person
halbjährlich unverzüglich, spätestens aber 
innerhalb von zwei Wochen nach Abschluss der 
HU/SP, nach einer hierzu im Verkehrsblatt vom 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr im 
Benehmen mit den zuständigen obersten 
Landesbehörden bekannt gemachten Richtlinie an 
die Zentrale Stelle, die diese auswertet und 
erforderlichenfalls die nach Nummer 3 evaluierten 
Prüfvorgaben, die Prüfvorgaben nach Nummer 4 für 
Rückrüstungen oder Hochrüstungen sowie 
Prüfhinweise der Fahrzeuge aktualisiert.

Die aktuelle Formulierung schränkt die an die ZS 
zu liefernden Informationen ein, so dass 
grundlegende Aufgabenbereiche nicht mehr bzw. 
nur noch eingeschränkt wahrgenommen werden 
können. 

 Aktualisierung der Vorgaben allein auf 
Basis der Mängel der HU nicht möglich 
->Zusätzliche Feststellungen 
notwendig.

 Erhöhung der Abdeckung und 
Steigerung der Effizienz aufgrund von 
ausgelesenen und übermittelten 
Steuergerätevarianten für Vorgaben 
(Bspw. Bezugsbremskraftprüfung, 
Untersuchung des Zustands);

 Für eine Evaluierung der Vorgaben mit 
Nutzung des HU-Adapters im Rahmen 
der HU werden weitere Feststellungen 
benötigt (Vorgaben werden an einer 
geringen Anzahl an Fahrzeugen bei 
FSD überprüft, müssen aber an einer 
vielfachen Anzahl an Fahrzeugen im 
Feld funktionieren);

 Auswertung von relevanten 
Kenngrößen für die Beurteilung der 
Qualitätssituation in der HU für die 
Aufsicht wie bspw. die HU-Adapter-
Anwendungsquote bei der 
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Untersuchung der Wirkung der 
Betriebsbremsanlage und die 
Versionstreue bei der Anwendung der 
Vorgaben nach Anl. VIIId StVZO (seit 
der 168. Sitzung BLFA-TK);

Die Übermittlungsfristen an die ZS sind an die 
Übermittlungsfristen an das KBA § 28 (neu) 
anzupassen.

Die StVZO neu definiert die bisher beigestellten 
Prüfungen als eigenständige Teile und regelt diese 
neu. Entsprechend muss die Verwendung 
konsequenterweise an allen Stellen mit „HU und 
deren eigenständigen Teilen“ erfolgen.

214 Anlage 12 

1.1. 
1.1. […] Die eigenständigen Prüfungen 
nach dieser Anlage sind 
Sicherheitsprüfungen nach § 14, 
Gassystemeinbauprüfungen nach § 52 
Absatz 3 und Gasanlagenprüfungen nach 
§ 52 Absatz 2. 

1.3. Für die nach Nummer 2.76 
vorgeschriebenen Schulungen und 
Wiederholungsschulungen wird vom 
Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden 
eine Richtlinie im Verkehrsblatt bekannt 
gemacht. 

1.1. […] Die eigenständigen Prüfungen nach dieser 
Anlage sind Sicherheitsprüfungen nach § 14, 
Gassystemeinbauprüfungen nach § 52 Absatz 3 4 und 
Gasanlagenprüfungen nach § 52 Absatz 2 5. 

1.3. Für die nach Nummer 2.76
vorgeschriebenen Schulungen und 
Wiederholungsschulungen wird vom 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr im 
Benehmen mit den zuständigen obersten 
Landesbehörden eine Richtlinie im Verkehrsblatt 
bekannt gemacht. 

Redaktionelle Änderungen 

215 Anlage 13 

1.3.2. 
1.3.2. Die Hersteller von Prüfplaketten 
führen Nachweise, aus denen die 
Gesamtzahl der für die einzelnen 
Durchführungsjahre hergestellten und an 
die in Nummer 1.3.1 genannten Stellen 
gelieferten Prüfplaketten hervorgeht. Die 

Die zuständigen Stellen sind hier nicht näher 

beschrieben. Es können gegenüber den 

Herstellern von Plaketten nicht die 
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Nachweise sind zuständigen Stellen auf 
Anforderung zur Prüfung auszuhändigen. 

Länderaufsichts-behörden sein. Die Plaketten 

werden für die Überwachungs-organisationen 

nicht länderspezifisch bestellt und damit 

ausgegeben. Eine „zuständige Stelle „ kann hier 

nur beim Bund angesiedelt sein , z.B. KBA oder 

BASt. 

216 Anlage 13 

2.1. 
2.1. Inhalt der 
Untersuchungsberichte 

Die Untersuchungsberichte müssen 
mindestens folgende Angaben enthalten:  

Untersuchungsberichte über 
Hauptuntersuchungen sind mindestens 
durch fortlaufende Nummerierung und 
Wasserzeichen fälschungserschwerend 
auszuführen oder müssen einen HU-Code 
aufweisen. Sie müssen mindestens 
folgende Angaben enthalten:

2.1. Inhalt der Untersuchungsberichte 

Die Untersuchungsberichte über 
Hauptuntersuchungen sind 
fälschungserschwerend auszuführen oder müssen 
einen HU-Code aufweisen. Wenn sie dem 
Fahrzeughalter digital zur Verfügung gestellt 
werden, kann auf einen Papierausdruck verzichtet 
werden. Untersuchungsberichte müssen 
mindestens folgende Angaben enthalten: […] 

In unseren Ergänzungen zu Anlage 13 Nr. 2 

sollte dem Digitalisierungsbestreben des BMDV 

Rechnung getragen werden und die Möglichkeit 

von digital erstellten und bereitgestellten 

Berichten eröffnet werden.  

217 Anlage 13 

2.1.9 
2.1.9. das Datum und die Anschrift des 
Ortes der Durchführung der 
Hauptuntersuchung, 

2.1.9. das Datum und die Anschrift des Ortes 
der Durchführung der Hauptuntersuchung,

Die Anforderung „Anschrift“ soll gestrichen 
werden. Gemäß 2014/45/EU Anlage 2 
Nummer 3 ist nur der Ort anzugeben, hier 
wäre Datensparsamkeit möglich.

218 Anlage 13 

2.1.12 
die Unterschrift mit Prüfstempel und 
Kennnummer des für die Untersuchung 
Verantwortlichen,

die Unterschrift mit Prüfstempel und Kennnummer 
des für die Untersuchung Verantwortlichen oder 
optional den HU-Code

Entsprechend der Erwähnung des HU-Codes 
unter Anlage 13 Ziffer 2.1 sollte dieser hier 
aufgenommen werden, sodass er Unterschrift, 
Prüfstempel und Kennnummer der 
untersuchenden Person ersetzen kann.   

Ausführung des HU Codes:  

Richtlinie für die optionale Ausfertigung einer 
maschinenlesbaren und manipulationssicheren 
Bestätigung einer durchgeführten 
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Hauptuntersuchung (HU) einschließlich der 
Angabe des Monats und des Jahres des Ablaufs 
der Frist für die nächste HU sowie weiterer 
Daten als 2D-Code („HU-Code-
Richtlinie“). BMVBS/LA20/7345.2/31 vom 
24.5.2012, VkBl. S 462. 

219 Anlage 13 

2.1.13. 
2.1.13. den Monat und das Jahr des 
Ablaufs der Frist für die nächste 
Hauptuntersuchung und 
Sicherheitsprüfung, 

2.1.13. den Monat und das Jahr des Ablaufs der Frist 
für die nächste Hauptuntersuchung und soweit 
zutreffend der  Sicherheitsprüfung, 

220 Anlage 13 

2.1.22 
2.1.22. Für mögliche Hinweise nach 
§ 17 Absatz 4 ist im 
Untersuchungsbericht ein ausreichend 
bemessener Platz vorzusehen. 

2.1.22. Für mögliche Hinweise nach § 17 
Absatz 4 ist im Untersuchungsbericht ein 
ausreichend bemessener Platz vorzusehen. 

Die Untersuchungsberichte werden dynamisch 

zusammengestellt, so dass kein Platz gelassen 

wird, sondern alles aufgeschrieben wird, was 

erforderlich ist. Wir empfehlen daher die 

Streichung der Forderung 2.1.22 der Anlage 13. 

221 Anlage 13 

2.1.24 Code 

6 

2.1.24 Code Festgestellte Mängel und 
deren Schwere  

2.1.24 Code 6 Festgestellte Mängel und deren 
Schwere Einstufung 

Einheitliche Formulierung siehe Anlage 13 2.1.4 

222 Anlage 13 3. 3. Löschungsfristen 

Gelöscht werden müssen die 
Untersuchungsberichte sowie 
Zweitschriften der 
Untersuchungsberichte drei Monate nach 
Ablauf der Frist für die nächste für das 
Fahrzeug vorgeschriebene 
Hauptuntersuchung. 

Gelöscht werden müssen die Untersuchungsberichte 
sowie Zweitschriften der Untersuchungsberichte drei 
Monate nach Ablauf der Frist für die nächste für das 
Fahrzeug vorgeschriebene Hauptuntersuchung 

Folgende Daten müssen gelöscht werden, es sei 
denn, dass der Löschung gesetzliche 
Aufbewahrungsvorschriften entgegenstehen: 

1. Zweitschriften der 
Untersuchungsberichte nach § 23 auch 
bei elektronischer Speicherung nach der 

Eine Löschung der gesamten Berichte ist nicht 
zielführend und nicht hilfreich für die 
wissenschaftliche Auswertung aber auch für 
die Bearbeitung von Reklamationsfällen, Die 
Anonymisierung sollte reichen um den 
Vorschriften der DSGVO Rechnung zu tragen.

Zudem kann die Forderung der Anlage 9 zur 
Durchführung einer Innenrevision über bis zu 
3 Jahre nicht mehr erfüllt werden.

Zielführend wäre der Vorschlag aus der AG 

Datenschutz der CCSt: Wenn der Bericht 
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in Nummer 3.1.2 Satz 2 genannten 
Zeitdauer oder 

2. die unter den Nummern 2.1.2, 2.1.6 und 
2.1.12 aufgeführten Daten unverzüglich 
nach der Speicherung der Zweitschriften 
der Untersuchungsberichte. 
Die Zeitdauer umfasst den für das 
Fahrzeug vorgeschriebenen Zeitabstand 
der Hauptuntersuchungen, gerechnet 
vom Monat der Ausstellung des 
Untersuchungsberichts, verlängert um 
drei Monate. 

gleichzeitig Rechnung ist.... dass der Bericht 

zwar gespeichert bleibt, aber nach Ablauf der 

StVZO Frist gegen Herausgabe zu sperren ist.

223 Anlage 13 

5.4.2. 
5.4.2. Die Hersteller von Prüfmarken 
führen Nachweise, aus denen die 
Gesamtzahl der für die einzelnen 
Durchführungsjahre hergestellten und an 
die in Nummer 5.4.1 genannten Stellen 
gelieferten Prüfmarken hervorgeht. Die 
Nachweise sind den zuständigen Stellen 
auf Anforderungen zur Prüfung 
auszuhändigen. 

Die zuständigen Stellen sind hier nicht näher 

beschrieben. Es können gegenüber den 

Herstellern von Plaketten nicht die 

Länderaufsichtsbehörden sein. Die Plaketten 

werden für die Überwachungsorganisationen 

nicht länderspezifisch bestellt und damit 

ausgegeben. Eine „zuständige Stelle „ kann hier 

nur beim Bund angesiedelt sein , z.B. KBA oder 

BASt.

Die zuständigen Stellen sind hier nicht näher 

beschrieben. Es können gegenüber den 

Herstellern von Plaketten nicht die 

Länderaufsichtsbehörden sein. Die Plaketten 

werden für die Überwachungsorganisationen 

nicht länderspezifisch bestellt und damit 

ausgegeben. Eine „zuständige Stelle „ kann hier 

nur beim Bund angesiedelt sein , z.B. KBA oder 

BASt. 

224 Anlage 21 

1.6. 
1.6. Nach vorne und nach hinten 
wirkende Fahrtrichtungsanzeiger sind nur 
bei mehrspurigen Fahrrädern oder 
solchen mit einem Aufbau, der 
Handzeichen des Fahrers ganz oder 
teilweise verdeckt, zulässig. Diese 
Fahrtrichtungsanzeiger müssen nach der 
Regelung 

1.6. Nach vorne und nach hinten wirkende 
Fahrtrichtungsanzeiger sind nur bei mehrspurigen 
Fahrrädern oder solchen mit einem Aufbau, der 
Handzeichen des Fahrers ganz oder teilweise 
verdeckt, zulässig. Diese Fahrtrichtungsanzeiger 
müssen nach der Regelung 

Aus unserer Sicht sollte die Streichung 

vorgenommen werden, da sie nicht mehr 

zeitgemäß erscheint. Fahrräder sollten mit 

Fahrtrichtungsanzeiger ausgestattet werden 

können, wenn diese entsprechend 

bauartgenehmigt sind. 
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225 Artikel 4 

Nummer 2 
2. In Nummer 2.2.5 der Anlage 7 
wird die Wörter „gemäß 30a Absatz 2 
Satz 1 StVZO“ durch die Wörter„, die 
eine Höchstgeschwindigkeit von 
mindestens 100 km/h erreichen,“ ersetzt. 

2. In Nummer 2.2.5 der Anlage 7 wird die 
Wörter „gemäß 30a Absatz 2 Satz 1 StVZO“ durch 
die Wörter „ die der für eine Höchstgeschwindigkeit 
von mindestens 100 km/h erreichen gebaut und 
ausgerüstet ist,“ ersetzt. 

Ein Anhänger kann selbst keine Geschwindigkeit 

erreichen, er kann aber dafür gebaut und 

ausgerüstet sein, deshalb hier die gleiche 

Formulierung wie in der FEV verwenden 

226 Artikel 9 

Nummer 23 

und 24 

23. Die laufende Nummer 201 wird 
aufgehoben.  

24. Die laufende Nummer 202 wird 
aufgehoben. 

Aufhebung streichen oder anpassen: Es handelt sich hier um eine Folgeänderung, 
weil § 34a weggefallen ist. Im Interesse der 
Erhaltung der Verkehrssicherheit sollten beide 
Nummer 201 und 202 wiederaufgenommen 
werden. Es sollte der § in der StVZO und  hier 
der Bußgeldtatbestand erhalten bleiben ggf. 
kann das auch auf die Tatbestandsnummer 97 zu 
§ 21 Absatz 1, 2, 3 StVO referenziert werden, 
allerdings muss dann dort der KOM 
aufgenommen werden 

227 Artikel 9 

Nummer 26 
26. Die laufende Nummer 203.2 
wird aufgehoben. 

26. Die laufende Nummer 203.2 wird 
aufgehoben. In der laufenden Nummer 203.2 werden 
in der Spalte „Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO)“ die Wörter „§ 35a Absatz 8 Satz 2, 4“ durch 
die Wörter „§ 41 Absatz 4 Satz 3“ ersetzt. 

Die Pflicht zur Anbringung des Warnhinweises 

zur Verwendung von 

Kinderrückhalteeinrichtungen auf 

Beifahrerplätzen mit Airbag ist nach ECE 44 

verpflichtend, deshalb sollte auch hier der 

Bußgeldtatbestand erhalten bleiben 

Es handelt sich hier um eine Folgeänderung, weil 

§ 34a weggefallen ist. Im Interesse der Erhaltung 

der Verkehrssicherheit sollten beide Nummer 

201 und 202 wiederaufgenommen werden. Es 

sollte der § in der StVZO und  hier der 

Bußgeldtatbestand erhalten bleiben. 
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228  Artikel 9 

Nummern 

58.; 59 und 

61 

58. Die laufende Nummer 222.2 wird 
aufgehoben. 

59. Die laufende Nummer 222.3 wird 
aufgehoben. 

61. Die laufende Nummer 222.5 wird 
aufgehoben. 

58. In der laufenden Nummer 222.2 werden in der 
Spalte „Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO)“ die Wörter „§ 50 Absatz 1, 2 Satz 1, 6 
Halbsatz 2, Satz 7, Absatz 3 Satz 1, 2, Absatz 5, 6 
Satz 1, 3, 4, 6, Absatz 6a Satz 2 bis 5, Absatz 9 
§ 69a Absatz 3 Nummer 18a“ durch die Wörter 
„§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 3 § 56 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1, Nummer 2, 3 § 72 Absatz 3 
Nummer 37“ ersetzt 

59. In der laufenden Nummer 222.3 werden in der 
Spalte „Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO)“ die Wörter „§ 50 Absatz 1, 2 Satz 1, 6 
Halbsatz 2, Satz 7, Absatz 3 Satz 1, 2, Absatz 5, 6 
Satz 1, 3, 4, 6, Absatz 6a Satz 2 bis 5, Absatz 9 
§ 69a Absatz 3 Nummer 18a“ durch die Wörter 
„§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 3 § 56 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1, Nummer 2, 3 § 72 Absatz 3 
Nummer 37“ ersetzt 

61. In der laufenden Nummer 222.5 werden in der 
Spalte „Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO)“ die Wörter „§ 50 Absatz 1, 2 Satz 1, 6 
Halbsatz 2, Satz 7, Absatz 3 Satz 1, 2, Absatz 5, 6 
Satz 1, 3, 4, 6, Absatz 6a Satz 2 bis 5, Absatz 9 
§ 69a Absatz 3 Nummer 18a“ durch die Wörter 
„§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 3 § 56 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1, Nummer 2, 3 § 72 Absatz 3 
Nummer 37“ ersetzt 

Aus unserer Sicht sollte eine Aufhebung nicht 

erfolgen. Eine entsprechende Anpassung ist 

vorzunehmen. Es ist für uns nicht 

nachvollziehbar, warum defekte oder fehlende 

Scheinwerfer für Fern- oder Abblendlicht (Nr. 

57) zu einem Bußgeld führen, 

Begrenzungsleuchten oder vordere Richtstrahler 

(BKatV Nr.222.2), seitliche Kenntlichmachung 

oder Umrissleuchten (BKatV Nr.222.3) und 

Schluss-, Nebelschluss-, Bremsleuchten oder 

Rückstrahler (BKatV Nr.222.5), aber nicht. 

229 Artikel 10 

Nummer 23 
23. In Gebühren-Nummer 413 wird in der 
Fußnote 7 die Angabe „Nummer 1 der 
Anlage VIIIa StVZO“ durch die Angabe 
„Anlage 10 Nummer 1.1. und 1.2 zu § 16 
StVZO“ ersetzt. 

23. In Gebühren-Nummer 413 wird in der Fußnote 7 
die Angabe „Nummer 1 der Anlage VIIIa StVZO“ 
durch die Angabe „Anlage 10 Nummer 1.1. und 1.2b 
zu § 16 StVZO“ ersetzt. 

1 € FSD für Vorgaben wird in Anlange10 

Nummer 1.2b referenziert 
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230 Artikel 10 

Nummer 24 
24. In Gebühren-Nummer 413 wird in der 
Fußnote 8 die Angabe „Nummer 2.2 der 
Anlage VIIIa StVZO“ durch die Angabe 
„Anlage 10 Nummer 1.3. zu § 16 StVZO“ 
ersetzt. 

Anlage 10 1.3. muss wie oben ausgeführt 
entsprechend angepasst werden, da Nummer 24 
sonst ihre Wirkung verliert. 20 Prozent Zuschlag 
nur bei Ergänzungsuntersuchungen wegen 2 
Monate Verspätung, sonst nicht. Also muss dort 
auch entsprechend differenziert werden. 

231 Artikel 14 (1) Artikel 1 bis 8 und 10 bis 13 
treten am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

(2) Artikel 9 tritt am …[einsetzen: 
einunddreißigsten auf den Tag der 
Verkündung folgen-den Tag] in Kraft. 

(1) Artikel 1 bis 8 und 10 bis 13 treten am 1. Tag 
des 12. Monats nach ihrer Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 9 tritt am …[einsetzen: 
einunddreißigsten auf den Tag der Verkündung 
folgenden 12. Monat] in Kraft.

Hinweis: 

Für die Umsetzung der geänderten 
Vorschriften werden für die Anpassung der IT, 
von Formularen, Grundausbildungs- und 
Fortbildungsdokumenten mindestens 9 
Monate benötigt. Hilfreich wäre der Start zu 
einem Jahresbeginn.

232 Artikel X 

(neu) 
Hinweis 

Eine Reihe von einschlägigen Ausnahmeverordnungen muss in Bezug auf die neugestaltete StVZO 
geprüft und geändert werden. So z.B. 55. AusnVO, 35 AusnVO und andere sowie auch die 
Empfehlungen für die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen auf nach § 70 Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung für bestimmte Fahrzeugarten und Fahrzeugkombinationen (Empfehlungen zu § 70 
StVZO), ohne die eine Erteilung von Ausnahmegenehmigungen in vielen Fällen nicht möglich ist. 




